
Dokumentationszentrale 

3003 Bern 

Tel. 031 322 97 44 

Fax 031 322 82 97 

doc@pd.admin.ch 

VH 00.034 

"Strassen für alle". Volksinitiative 

"Rue pour tous". Initiative populaire 

"Strade per tutti". lniziativa popolare 



Verantwortlich filr diese Ausgabe: 

Parlamentsdienste 
Dokumentationszentrale 
Ernst Frischknecht 
Tel. 031 / 322 97 31 

Bezug durch: 

Parlamentsdienste 
Dokumentationszentrale 
3003 Bern 
Tel. 031/32297 44 
Fax 031 / 322 82 97 
doc@pd.admin.ch 

Responsable de cette idition: 

Services du Parlament 
Centrale de documentation 
Ernst Frischknecht 
Tel. 031 / 322 97 31 

S'obtient aux: 

Services du Parlament 
Centrale de documentatlon 
3003 Beme 
Tel. 031/32297 44 
Fax 031 / 322 82 97 
doc@pd.admin.ch 



Inhaltsverzeichnis / Table des matieres 

Seite- Page 

1. Übersicht Ober die Verhandlungen - Resume des deliberations 

2. Rednerlisten - Listes des orateurs III 

3. Zusammenfassung der Verhandlungen V 
Condense des deliberations VII 

4. Verhandlungen der Räte • Debats dans les conseils 

Nationalrat - Conseil national 21.06.2000 1 
Ständerat - Conseil des Etats 05.10.2000 20 

5. Schlussabstimmungen / Votations finales 
Nationalrat • Conseil national 06.10.2000 24 
Ständerat - Conseil des Etats 06.10.2000 25 

6. Namentliche Abstimmungen / Votes nominatifs 21.06.2000 26 
06.10.2000 27 

7. Bundesbeschluss vom 06.10.2000 28 
Arrete federal du 06.10.2000 30 
Decreto federale del 06.10.2000 32 



1. Uebersicht über die Verhandlungen - Resume des deliberations 

c:i:.79/00.034 n "Strassen fOralle". Volksinitiative 
Botschaft vom 13. März 2000 zur Volksinitiative "für mehr 
Verkehrssicherheit durch Tempo 30 innerorts mit 
Ausnahmen (Strassen fOr alle)8 (BBI 2000 2887) 
NR/SR Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen 
Bundesbeschluss zur Volksinitiative "für mehr 
Verkehrssicherheit durch Tempo 30 innerorts mit 
Ausnahmen (Strassen fOr alle)" 
21.06.2000 Nationalrat. Beschluss nach Entwurf des 
Bundesra-tes. 
05.10.2000 Stilnderat. Zustimmung. 
08.10.2000 Nationalrat. Der Bundesbeschluss wird in der 
Schlussabstimmung angenommen. 
08.10.2000 Ständerat. Der Bundesbeschluss wird in der 
Schlussabstimmung angenommen. 

,79/00.034 n "Rues pour tous". Initiative populalre 
Message du 13 mars 2000 relatif a !'Initiative populaire •pour 
plus de securite a l'interieur des localites gräce a une vitesse 
maxi-male de 30 km/h assortie d'exceptions (Rues pour tous)" 
(FF 2000 2725) 
CN/CE Commission des transports et des telecommunications 
AmMe federal relatif a !'initiative populaire •pour plus de 
securite a l'interieur des localites gräce a une vitesse 
maximale de 30 km/h assortie d'exceptlons (Rues pour tous)" 
21.06.2000 Consell national. Decision conforme au projet du 
Conseil federal. 
05.10.2000 Consell des Etats. Adhesion. 
08.10.2000 Consell national. L'a.rr6te est adopte en votation 
finale. 
06.10.2000 Conseil des Etats. L'a.rr6te est adopte en votatlon 
finale. 
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LegislaturrOckblick 1999-2003 _ 

Botschaft vom 13. März 2000 zur Volksinitiative "für mehr Verkehrssicherheit durch Tempo 30 
innerorts mit Ausnahmen (Strassen für alle)" (8812000 2887) 

Ausgangslage 

Die Volksinitiative "für mehr Verkehrssicherheit durch Tempo 30 innerorts mit Ausnahmen (Strassen 
für allet wurde am 16. März 1999 mit 112 395 gültigen Unterschriften in der Form des 
ausgearbeiteten Entwurfs bei der Bundeskanzlei eingereicht. Danach soll die Höchstgeschwindigkeit 
innerorts unter Vorbehalt begründeter Ausnahmen (insbesondere auf Hauptstrassen, sofern dies die 
Sicherheit der Verkehrsteilnehmenden und der Schutz der Anwohnerschaft namentlich vor Lärm 
zulassen) allgemein auf 30 km/h herabgesetzt werden. Übergangsrechtlich wird für die Umsetzung 
der Initiative ein Jahr ab Annahme durch Volk und Stände eingeräumt. Das von den lnitiantinnen und 
Initianten angestrebte Ziel, mittels Tempobeschränkung innerorts die Verkehrssicherheit zu erhöhen, 
die Umweltbelastung zu mindern und damit eine bessere Wohnqualität zu erreichen, ist 
begrüssenswert, doch ist der vorgeschlagene Weg aus folgenden Gründen nicht geeignet, das 
angestrebte Ziel zu erreichen: Es ist zwar unbestritten, dass tiefere Geschwindigkeiten die 
Verkehrsunfälle reduzieren und - wenn sie das gesamte Fahrverhalten beruhigen und damit einen 
homogeneren Verkehrsfluss bewirken - den Schadstoffausstoss wie auch den Treibstoffverbrauch 
vermindern. Derartige Verbesserungen lassen sich allerdings nur erreichen, wenn eine angeordnete 
Tempomassnahme auch eingehalten wird. Es ist allgemein anerkannt, dass allein mit der Einführung 
einer Verkehrsregel bzw. einer Signalisation - wie dies bei Annahme der Initiative der Fall wäre - das 
effektiv gefahrene Tempo nicht entsprechend gesenkt werden kann. Ohne flankierende bauliche oder 
technische Verkehrsberuhigungsmassnahmen können die angestrebten Verbesserungen nicht im 
erwünschten Mass erreicht werden. Die Initiative geht auf eine vollständig flächendeckende 
Einführung von Tempo 30 aus und nimmt zu wenig Rücksicht auf Ausbaugrad und Erscheinungsbild 
der Strassen. Zwar sieht die Initiative vor, dass die zuständige kantonale Behörde in begründeten 
Fällen Abweichungen verfügen kann; das im lnitiativtext erwähnte Beispiel eines "begründeten Falls", 
wonach auf Hauptstrassen die Geschwindigkeit nur hinaufgesetzt werden könnte, wenn die Sicherheit 
der Verkehrsteilnehmenden und der Schutz der Anwohnerschaft, namentlich vor Lärm, dies zulassen, 
macht jedoch unmissverständlich deutlich, dass selbst bei einer grosszügig ausgebauten 
Hauptstrasse kaum je eine Hinaufsetzung auf 50 km/h möglich wäre, weil bekanntlich jede 
Tempoerhöhung sich negativ auf das Unfallgeschehen und damit auf die Sicherheit der 
Verkehrsteilnehmenden auswirkt. Tempo 30 generell auf dem gesamten Strassennetz innerorts, das 
vom Ausbaugrad und Erscheinungsbild her ausserordentlich heterogen ist, erscheint jedoch 
unverhältnismässjg. Die erfahrungsgemäss schlechte Einhaltung einer Tempomassnahme auf 
Strassen, deren Ausbau und Bild nicht mit der Beschränkung übereinstimmt und die sich mit 
polizeilichen Kontrollen allein auch nicht oder nur unwesentlich verbessern Hesse, führte letztlich nicht 
zum angestrebten besseren Schutz von Leib und Leben. Mit der Einführung von Tempo 30 generell 
bliebe es auch nicht mehr im gleichen Mass den für die Finanzierung zuständigen kantonalen und 
kommunalen Behörden überlassen, die Prioritäten beim Rück- und Umbau von Strassen bzw. bei der 
Anordnung flankierender Massnahmen unter Mitwirkung der Bevölkerung festzulegen, um den 
Anliegen der Verkehrssicherheit, des Umweltschutzes und des Wohlbefindens der Anwohner optimal 
Rechnung tragen zu können. Im Übrigen besteht kein Grund, die 1975 geschaffene, einheitliche 
Zuständigkeit für die Anordnung der allgemeinen Höchstgeschwindigkeiten aufzuteilen und die 
Kompetenz des Bundesrates zur Festlegung der lnnerorts~Höchstgeschwindigkeit auf Volk und 
Stände zu übertragen. Der Bundesrat beantragt aus diesen Granden den eidgenössischen Räten, die 
Initiative "Strassen für alle" Volk und Ständen zur Ablehnung ohne Gegenvorschlag zu empfehlen. 

Verhandlungen 

21.06.2000 NR Beschluss nach Entwurf des Bundesrates. 
05.10.2000 SR Zustimmung. 
06.10.2000 NR Der Bundesbeschluss wird in der Schlussabstimmung angenommen. (118:68) 
06.10.2000 SR Der Bundesbeschluss wird in der Schlussabstimmung angenommen. (34:7) 

Im Nationalrat empfahlen namens der Mehrheit der Verkehrskommission Max Binder (V, ZH) und 
Rene Vaudroz (R, VD) die Ablehnung der Initiative ohne Gegenvorschlag. Die Erhöhung der 
Verkehrssicherheit werde von allen Kommissionsmitgliedern unterstützt, die generelle Beschränkung 
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der Geschwindigkeit sei aber ein sehr radikales und undifferenziertes Mittel. Die Möglichkeit zur 
Einführung von Tempo-30-Zonen in Wohnquartieren gäbe es schon seit 1989. Zudem würden die 
Initianten den Eindruck vermitteln, die Geschwindigkeit allein sei ausschlaggebend für die 
Verkehrssicherheit. Auch wäre die Umsetzung des Volksbegehrens äusserst kostspielig und die 
lokalen Behörden sowie die betroffene Bevölkerung hätten nicht mehr die Möglichkeit, auf ihrem 
Gemeindegebiet Prioritäten zu setzen. · · 
Pia Hollenstein (G, SG) beantragte im Namen der Kommissionsminderheit, die Initiative Volk und 
Ständen zur Annahme zu empfehlen. Im Mittelpunkt stehe die Erhöhung der Verkehrssicherheit sowie 
eine neue menschlichere Verkehrskultur. Diese Ziele kämen einem grossen Teil der Bevölkerung 
zugute. Zudem sei unbestritten, dass Temporeduktionen weniger und auch weniger schwere Unfälle 
zur Folge hätten. Es sei kostengünstiger, Tempo 30 flächendeckend einzuführen, da dies viel weniger 
bauliche Massnahmen erfordere als Tempo-30-Zonen. 
Die FDP-, SVP- und eine Mehrheit der CVP- Fraktion empfahlen, die Initiative abzulehnen. 
Für die Initiative setzten sich im Nationalrat Linke, Grüne, die evangelische und unabhängige Fraktion 
sowie Teile der Christlichdemokraten ein. In der Gesamtabstimmung empfahl die Grosse Kammer 
Volk und Ständen die Ablehnung der Initiative mit 95 zu 64 Stimmen. 
Im Ständerat hielten Hans Hess (R, OW) als Kommissionspräsident und andere bürgerliche Votanten 
der Initiative vor allem den schwierigen Vollzug und die hohen Kosten notwendiger baulicher 
Massnahmen vor. Über Temporeduktionen müsse nach örtlichen Gegebenheiten entschieden 
werden. Eine Empfehlung der Kommission wurde im Ständerat opposltionslos überwiesen. Sie 
ersucht den Bundesrat, die Einführung von Tempo-30-Zonen und ähnlichen Massnahmen zu fördern, 
indem er den Kantonen und Gemeinden bei deren Anordnung möglichst grossen Spielraum belässt. 
Das entsprechende Massnahmenpaket soll der Bundesrat bis zur Volksabstimmung, spätestens aber 
bis Ende Juni 2001 vorlegen. 
Pierre-Alain Gentil (S, JU) unterstützte die Initiative im Namen einer linken Kommissionsminderheit. 
Es liege auf der Hand, dass ein tieferes Tempo Zahl und Schwere der Unfälle senke. Auch 
international bestehe eine generelle Tendenz, die Tempolimiten zu senken. 
In der Gesamtabstimmung empfahl die Kleine Kammer Volk und Ständen mit 31 zu neun Stimmen die 
Ablehnung der Initiative. 

Die Volksabstimmung findet am 4. März 2001 statt. 

-'/( 
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00.034 "Rues pour tous". Initiative populaire 

Retrospectlve de la fegislature 1999-2003 . 

Message du 13 mars 2000 relatif a !'initiative populaire "pour plus de securite a l'interieur des localites 
gräce a une vitesse maximale de 30 km/h assortie d'exceptions (Rues pour tous)° (FF 2000 2725) 

Situation initiale 

L'initiative populaire federale npour plus de securite a l'interieur des localites gräce a une vttesse 
maximale de 30 km/h assortie d'exceptions (Aue pour tous)", presentee sous la forme d'un projet 
redige de toutes pieces, a ete deposee le 16 mars 1999 a la Chancellerie federale, munie de 112 395 
signatures. Elle demande que la vitesse maximale generale autorisee dans les localites soit de 30 
km/h, reserve falte de derogations dOment justifiees (en particulier pour les routes principales, pour 
autant que la securite des usagers et qua la protection des riverains, notamment contre le bruit, soient 
respectees). La nouvelle reglementation envisagee devrait entrer en vigueur dans l'annee qui suit 
l'acceptation de !'initiative par le peuple et les cantons. En voulant limiter la vitesse, les auteurs de 
!'initiative cherchent a renforcer la securite routiere dans les localites, a reduire les atteintes a 
l'environnement et a ameliorer la qualite de via des riverains. S'il faut saluer l'objectif vise, on ne 
saurait cependant retenir l'option choisie ni y donner suite, et ce, pour les raisons suivantes: II est 
incontestable que tout ralentissement de la vitesse entraine une reduction du nombre et de la gravite 
des accidents et qua - dans la mesure ou il permet de moderer le trafic et donc de le rendre plus 
homogene- il contribue a faire baisser les emissions polluantes et la consommation de carburant. De 
telles ameliorations ne sont toutefois reelles que si les conducteurs respectent la limitation de vitesse 
imposee. II est en effet de notoriete publique qu'a alle seule l'instauration d'une regle de circulation ou 
d'une signalisation - comme ce serait le cas si !'initiative etait acceptee - ne permet pas d'abaisser 
comme on le souhaiterait la vitesse effectivement pratiquee. En renoni;ant aux mesures 
d'accompagnement qui s'imposent pour moderer le traflc par des moyens techniques ou des 
constructions, l'on ne saurait obtenir las ameliorations escomptees. L'initiative part du principe que la 
limitation de vitesse a 30 km/h sera instauree de maniere generale sur tout le perimetre des localites 
et eile ne tient pas suffisamment compte du degre d'amenagement ni des caracteristiques optiques 
des routes. Elle prevoit certes que l'autorite cantonale competente pourra accorder des derogations 
dans certains cas justifies; cependant, l'exemple du „cas justifie" mentionne dans le texte de !'initiative, 
selon lequel on ne pourrait relever la vitesse maximale sur les routes principales que pour autant que 
la securite des usagers de la route et la protection des riverains, notamment contre le bruit, soient 
respectees, montre a l'evidence qu'il serait quasiment impossible de relever la vitesse a 50 km/h, 
meme sur une route principale tres bien amenagee, parce qu'il est prouve que toute augmentation de 
la vitesse a des incidences negatives sur le nombre et sur les caracteristiques des accidents, ainsi 
que sur la securite des usagers de la route. II semblerait toutefois exagere d'lmposer la limite de 30 
km/h sur l'ensemble du reseau routier des localites de notre pays, las normes de construction et les 
caracteristiques optiques y etant tres heterogenes. On sait par experience qu'a eux seuls les controles 
de vitesse effectues par la police ne permettent pas, ou alors que tres peu, d'ameliorer Ie faible taux 
d'observation d'une limitation de vltesse imposee sur des routes dont l'amenagement et les 
caracteristlques optiques ne sont pas conformes avec cette restriction; en definitive, celle~i ne 
permettrait pas d'atteindre l'objectif vise, a savoir obtenir une meilleure protection de la vle et de 
l'integrite corporelle des gens. L'instauration d'une limitation generale de la vitesse a 30 km/h ne 
donnerait plus autant qu'aujourd'hui aux autorites cantonales et communales chargees du 
financement la possibilite de fixer les priorites en vue de reduire le profil de certaines routes ou de les 
reamenager ou encore d'ordonner des mesures d'accompagnement, avec le concours de la 
population, afin de pouvoir tenir campte de fai;on optimale des imperatifs de Ia securite routiere, de la 
protection de l'environnement et du bien-etre des riverains. Au surplus, il n'y a aucune raison de 
vouloir casser la responsabilite unique, instauree en 1975, et donc de transferer au peuple et aux 
cantons la competence de fixer la vltesse maximale dans les localites, competence dont a ete investi 
le Conseil federal. Le Conseil federal demande donc de recommander le rejet de !'initiative „Rues pour 
tous", sans lui opposer de contre--projet. 

Deliberations 

21-06-2000 CN Decision conforme au projet du Conseil federal. 
05-10-2000 CE Adhesion. 
06-10-2000 CN L'arr'3te est adopte en votation finale. (118:68) 
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06-10-2000 CE L'amlte est adopte en votation finale. (34:7) 

Retrospectlve de la leglslature 1999-2003 . 

Max Binder (V, ZH) et Rene Vaudroz (R, 'v'D) ont, au nom de la majorite de la commission des 
transports, recommande au Conseil national de rejeter !'initiative sans presenter de contre-projet Si 
l'ensemble de la commission est pour une securite accrue sur las routes, la majorite a estime 
neanmoins qu'une limitation generalisee de la vitesse constituait une mesure trop radicale et trop peu 
nuancee, et alle a rappele qu'il etait possible depuis 1989 deja de creer dans les quartiers d'habitation 
des zones ou la vitesse maximale est llmitee a 30 km/h. De plus, aux yeux de la majorite, les auteurs 
de !'initiative font comme si la securite routiere dependait uniquement de la vitesse. Enfin, la majorite a 
fait valoir qu'une mise en reuvre de !'initiative coOterait extremement eher et que, de plus, les autorites 
locales et la population concernee n'auraient plus la possibilite de fixer elles-mAmes leurs priorites. 
Rapporteur d'une minorite de la commission, Pla Hollenstein (G, SG) a propose au Conseil de 
recommander au peuple et aux cantons d'adopter !'initiative, estimant qu'il s'agissait avant tout 
d'accroitre la securite des usagers de la route, et qu'il avait lieu d'adopter une nouve!le philosophie 
des transports, davantage axee sur l'Atre humain, d'autant que toutes ces mesures profiteraient a une 
large frange de la population. De plus, il est prouve que les limitations de vitesse se traduisent par une 
baisse du nombre d'accidents et que ces derniers sont moins graves. Enfin, Pia Hollenstein a fait 
valoir qu'il etait moins coOteux d'introduire une limitation de vitesse generalisee a 30 km/h que de 
construire c;a et la des zones 30 km/h, les reamenagements etant plus importants dans ce demier cas. 
Le groupe radical-democratique, le groupe UDC et une majorite du groupe democrate-chretien ont 
demande au Conseil de proposer Je rejet de !'initiative. 
La gauche, les Verts, le groupe Adl/PEP ainsi qu'une partie du PDC ont pour leur part plaide en faveur 
de !'initiative. Lors du vote sur l'ensemble, la Chambre bassa a, par 95 voix contre 64, decide de 
recommander au peuple et aux cantons de rejeter !'initiative. 
Au Conseil des Etats, le president de la commission, Hans Hass (R, OW), ainsi que plusieurs autres 
representants des partls bourgeois ont estime qu'il etait trop difficile de mettre en ceuvre !'initiative, et 
que les coOts occasionnes par les reamenagements necessaires seraient trop importants. Salon eux, 
les limltations de vltesse doivent etre decldees au cas par cas, en f onction du lieu. A cet egard, le 
Conseil des Etats a adopte sans opposition une recommandation que lui a soumise la commission et 
qui invite le Conseil federal a encourager l'introduction de zones 30 km/h - et toute autre mesure 
similaire - en conferant aux cantons et aux communes la plus grand latitude possible pour prendre des 
mesures dans ce domaine; le Conseil federal est prie de soumettre au Parlament un train de mesures 
allant dans ca sens avant la votation populaire, mais d'ici a la fin juin 2001 au plus tard. 
Rapporteur d'une minorite (de gauche) de la commission, Pierre--Alain Gentil (S, JU) a plaide en 
faveur de !'initiative, car il est evident, a ses yeux, qu'une balsse de la vitesse redult tant le nombre 
des accidents que leur gravite. De plus, il a rappele que l'on constatait a l'echelon international une 
tendance generale a la baisse des limites maximales autorisees. 
Lors du vote sur l'ensemble, et par 31 voix contre 9, la Chambre haute a decide de recommander au 
peuple et aux cantons de rejeter !'initiative. 

La votation populaire aura lieu le 4 mars 2001. 

-\/III 
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Botschaft des Bundesrates 18.03.00 (BBI 2000 2887} 
Message du Consell f6deral 13.03.00 (FF 2000 2725) 
Nationalrat/Conseil national 21.08.00 

Binder Max r,J, ZH), fOr die Kommission: Die Volkslnitlatlve 
«fOr mehr Verkehrssicherheit durch Tempo 30 innerorts mit 
Ausnahmen» oder kurz «Strassen fOr alle» wurde am 
16. März 1999 mit rund 112 ooo Unterschriften eingereicht. 
Gemäss dem ausgearbeiteten lnitiatlvtext soll Artlkel 37bls 
der Bundesverfassung mit einem neuen Absatz 3 ergänzt 
werden. Dieser verlangt innerorts eine generelle Höchstge­
schwindigkeit von 30 km/h. In begründeten Fällen, so sagt 
der Text, soll die zuständige Behörde Ausnahmen verfügen 
können. In erster Linie geht es dabei darum, die Geschwin­
digkeit auf Hauptstrassen hinaufzusetzen, wenn das die Ver­
kehrssicherheit und die Lärmbelastung fOr die Anwohner­
schaft zulassen. Sodann verlangt die Volksinltlative, dass die 
Übergangsbestimmung In Artikel 24 der Bundesverfassung 
mit der Forderung zu ergänzen sei, dass die zuständigen 
Behörden Innert einem Jahr nach Annahme der Initiative 
durch Volk und Stände die notwendigen Ausführungsbestim­
mungen erlassen und die entsprechenden Höchstgeschwin­
digkeiten anordnen. 
Ihre Kommission ror Verkehr und Fernmeldewesen hat sich 
am 10. und 11. April 2000 mit dieser Initiative befasst Dabei 
hat sie auch die Initianten angehört Anlässlich dieser An­
hörung haben wir festgestellt, dass die Initianten bezOglich 
des lnltlativtextes einen sehr breiten Interpretationsspiel­
raum zulassen, was bei ausformulierten lnltiativtexten zwar 
nicht unObllch Ist, In diesem Fall aber offensichtlich von den 
Schwachpunkten dieser Initiative ablenken soll. 
Zuerst möchte Ich festhalten, dass die Begrenzung der Ge­
schwindigkeit Innerorts in der Schweiz noch nicht allzu lange 
existiert Erst 1959 wurde sie erstmals auf 60 km/h begrenzt. 
Da man die Unfallgefahr innerhalb der Städte und Dörfer 
weiter senken wollte, wurde die Höchstgeschwindigkeit in­
nerorts generell auf 50 km/h reduziert. Das Bedürfnis nach 
mehr Wohnllchkelt, nach mehr Verkehrssicherheit In den 
Quartieren stieg weiter an, einhergehend mit der ZUnahme 
des Verkehrs. Holland war das Musterland fOr Verkehrsberu­
higungen, andere Länder folgten dem Vorbild Holland, so 
Deutschland und die Schweiz. Während In Holland die Mög­
lichkeit zur Beschränkung der Geschwindigkeit Innerorts auf 
30 km/h seit 1980 besteht, dauerte es In der Schweiz noch 
etwas länger, bis diese Möglichkeit geschaffen wurde. 
Nach einem langen Prozess der Vernehmlassung bei Bun­
desstellen, Kantonen und Organisationen beschloss der 
Bundesrat am 25. Januar 1989 die Tellrevlslon der Slgnallsa­
tlonsverordnung. Darin ist die Zonenslgnallsatlon rechtlich 
verankert. In der Schweiz können Tempo-30-Zonen also seit 
elf Jahren, d. h. seit 1989, eingeführt werden. 
Der Initiative kann durchaus zugute gehalten werden, dass 
sie ein sehr ehrenwertes Ziel verfolgt, ein Ziel, das wir alle 
mit unterstOtzen können, nämlich eine höhere Verkehrssl-

cherhelt und, damit verbunden, die Reduktion der Zahl der 
Unfälle. 
Die generelle Beschränkung der Geschwindigkeit ist aber 
ein sehr radikales und undifferenziertes Mittel. Tempo 30 soll 
In Zukunft nicht mehr etwas Spezielles sein, Tempo 30 soll 
zum Standard werden. Speziell werden sollen allfällige Aus­
nahmen, etwa Tempo 50. 
Das vermittelt den Eindruck. die Geschwindigkeit allein wäre 
für die Verkehrssicherheit massgebend. Wir wissen aber 
alle, dass nur die Geschwindigkeit null absolute Verkehrssi­
cherheit bieten WOrde. Die Geschwindigkeit null haben wir 
aber nicht, und fOr die Verkehrssicherheit spielen auch an­
dere Elemente eine Rolle. Die Geschwindigkeit Ist zugege­
benermassen ein wichtiges Kriterium, aber es gibt auch 
noch andere. Auch unter dem heutigen Regime hat sich das 
Unfallgeschehen zwischen 1970 und 1998 - trotz einer ge­
w..11ttn,,n Zunahme des Motorfahrzeugbestandes um Ober 
250 rozent und der Verkehrsleistung um fast 1 oo Prozent -
allgemein positiv entwickelt. Die Zahl der Unfälle hat zwar 
um 4,3 Prozent zugenommen, die Zahl der Verletzen hat 
aber um rund 25 Prozent abgenommen und die Zahl der To­
ten gar um 65 Prozent. Selbstverständlich Ist jede getötete 
Person eine zu viel. Deshalb darf uns die Zahl von 222 Toten 
Im Jahr 1998 nicht befriedigen. 
Zur Diskussion in der Kommission: Schwerpunkte bildeten 
die Frage der Slgnalisatlon, der Kosten, der Machbarkeit, 
der Wirkung, aber auch der Umsetzung. Es gibt zu all diesen 
Fragen Studien aus den verschiedensten Richtungen - Stu­
dien, deren Ergebnisse sich letztlich gegenseitig aufheben. 
Deshalb ist heute der so genannte gesunde Menschenver­
stand angesprochen. Die Initianten sagen klar, dass die Sl­
gnalisation allein nicht reiche und dass bauliche Massnah­
men auch in Zukunft zwingend seien. Schon daran scheiden 
sich die Geister. 
In seiner Botschaft geht der Bundesrat bei einer konsequen­
ten Umsetzung der Initiative von Kosten In der Höhe von 
etwa zwei MIiiiarden Franken aus. Die lnltlanten schätzen 
den Aufwand auf etwa eine Milliarde Franken. Sie interpre­
tieren Ihre Initiative allerdings dahingehend, dass sie durch­
schnittlich nur etwa 15 bis 30 Prozent der Hauptstrassen 
Innerorts betreffe. Je nach Örtlichkeit könnten es aber auch 
40, 70 oder allenfalls 80 Prozent sein. Die Kommissions­
mehrheit erkennt In dieser Argumentation einen krassen Wi­
derspruch. Einerseits wollen die Initianten mit der Reduktion 
von 50 auf 30 km/h erhöhte Verkehrssicherheit schaffen, an­
derseits verlangen sie eine liberale Lösung fOr die Ausnah­
men, also für die Erhöhung der Geschwindigkeit In den 
Worten der lnltlanten: «Es darf keine schikanöse Weisung 
sein. Ausnahmen müssen mit einem einfachen Verfahren 
bewllllgt werden können.» 
Damit wird aber letztlich die Verkehrssicherheit wieder unter­
graben. Angesichts des Verbandsbeschwerderechtes wer­
den solche Ausnahmen sicher auch schwer zu realisieren 
sein. 
Dass es heute schwierig und mit hohen Kosten verbunden 
Ist, Tempo-30-Zonen einzurichten - auch angesichts der Fi­
nanzlage der Gemeinden und Kantone -. blieb In der Kom­
mission unbestritten. Die Kommissionsmehrheit, aber auch 
die Minderheit sind deshalb mit dem Bundesrat einverstan­
den - und sind Ihm auch dankbar-, dass man das Verfahren 
wesentlich vereinfacht. Von den teuren baulichen Massnah­
men will man wegkommen; entsprechende Versuche, die zu 
einem vernünftigen Verkehrsverhalten In Tempo-30-Zonen 
führen sollen, laufen deshalb auch In verschiedenen Ge­
meinden. 
zusammengefasst kommt die Kommissionsmehrheit zu fol­
gendem Schluss: Die Initiative geht von einer vollständigen, 
flächendeckenden Einführung von Tempo 30 aus. Sie nimmt. 
wenig Rücksicht auf das Erscheinungsbild der Strassen. 
Nach einem Bericht des Buwal gilt es eigentlich als Maxime 
fOr die Einrichtung von Tempo-30-Zonen, dass die Bevölke­
rung mitwirkt, dass sie mit einbezogen werden kann. Mit ei­
ner Annahme der Initiative aber verscherzen Sie genau 
diese Mitwirkung, denn es wird ganz klar gesagt, Tempo 30 
sei generell einzuführen. Auch hätten die lokalen Behörden 
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nicht mehr die Möglichkeit der Priorltätensetzung auf Ihren 
Gebieten. Auch hier: Die Initiative verlangt generell die Eln· 
fOhrung von Tempo 30, mit der Möglichkeit der - auf begrün­
deten Kriterien beruhenden - Ausnahme. Die Initianten oder 
die Minderheit Hollenstein werden meine AusfOhrungen na­
türlich wlderlegen; damit aber Interpretieren sie Ihre Initia­
tive, die ausformuliert Ist und sehr restriktiv daherkommt 
In der Kommission wurde auch ein Antrag gestellt, die Kom­
mission solle weitere Anhörungen von Experten machen. 
Die Kommission hat diesen Vorschlag abgelehnt und ent­
schieden. 
Die Kommissionsmehrheit ist letztlich dem bundesrätllchen 
Entwurf gefolgt, die Volkslnitiatlve ohne Gegenvorschlag zur 
Ablehnung zu empfehlen, und zwar deshalb, weil wir mei­
nen, die heute schon geltenden Massnahmen und die heute 
geltende Gesetzgebung wOrden Tempo-30-Zonen erlauben. 
Vor allem vor dem Hintergrund, dass diese einfach einzu­
richten sind, braucht es nach unserer Meinung keinen Ge­
genvorschlag. 
Die Kommission hat dem Entwurf des Bundesrates mit 14 zu 
3 Stimmen bei 6 Enthaltungen zugestimmt. Die Schluss­
abstimmung passierte das Geschäft mit 14 zu 3 Stimmen 
bei 7 Enthaltungen. 
Ich bitte Sie, der Kommissionsmehrheit zu folgen und den 
Antrag der Minderheit Hollenstein abzulehnen. 

Vaudroz Rene (R, VD), pour la commission: l..'.initiative po­
pulalre «pour plus de securlte a. l'lnterleur des localltes gräce 
a une vitesse maximale de 30 km/h assortle d'exceptlons 
(Rues pourtous)» a ete deposee le 16 mars 1999 aupres de 
la Chancellerle federale munle de 112 395 signatures vala· 
bles et presentee sous la forme d'un projet redige de toutes 
pieces. Elle prevoit qua la vltesse maximale autorlsee a l'in­
terleur des localltes est de 30 km/h sous reserve de deroga­
tions Justfflees, en partlculler sur les routes prlncipales, pour 
autant que la securlte des usagers de 1a raute et la protec­
tlon des rlveralns, notamment contre le brult, solt respectee. 
Son appllcatlon aura Heu une annee apres son acceptatlon 
par le peuple et les cantons. 
II est incontestable que tout ralentlssement de la vltesse en­
traine une reductlon du nombre et de la gravite des accl­
dents et, dans la mesure ou II permet de moderer le traflc et 
donc de le rendre plus homog~ine, II contrlbue a la dimlnu­
tlon des emlsslons polluantes et de la consommatlon du 
carburant. II n'est toutefols possible de realiser de telles 
amellorations que si las conducteurs respectent la limltatlon 
de vltesse imposee. II est en effet de notorlete publique qu'a 
alle seule l'instauratlon d'une regle de circulatlon ou d'une 
slgnallsatlon, comme ce seralt le cas sl !'Initiative etait ac­
ceptee, ne permet pas d'abalsser en consequence la vltesse 
effectlvement pratlquee. En renonc;ant aux mesures d'ac­
compagnement qul s'lmposent pour moderer le traflc par 
des moyens technlques ou des constructlons, l'on ne sauralt 
obtenlr les amellorations escomptees dans la mesure sou­
haitee. 
En dlmlnuant la vltesse a 30 km/h dans les localltes, II y 
aurait ainsi une augmentation de la concentratlon des voitu­
res et ceci dlminuerait la fluldlte du traflc. Cela provoquerait 
l'enervement des conducteurs, alnsl que des emboutelllages 
qul augmenteraient alnsl conslderablement la pollutlon dans 
les zones d'habltatlon. 
De nombreux villages sont alnsi traverses par une rue prlncl­
pale et il n'est pas possible r!y appllquer cette regle. Mäme le 
slogan «Rues pour tous», alnsl qua les brochures editees 
par les promoteurs, prAtent a. confuslon et pourralent inciter 
des enfants a Jouer sur les routes plutOt que sur les places de 
Jeu. Un camion-remorque de 40 tonnes circulant a 30 km/h 
raste dangereux, et promouvoir Jes rues en places de Jeu 
approche l'lnconsclence. 
II ne sufflt pas de redulre la vltesse. La sltuation est plus 
compllquee. IJnitiatlve est particullerement maladrolte, car 
elle essaie cflnscrlre une limltation de vltesse chiffree dans 
la Constitutlon federale. Salon les informatlons que nous 
avons r~es. on observe une dlmlnution de 65 pour cent du 
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nombre de morts sur les routes en comparalson des chlffres 
d'II y a vlngt ans. En ce qul conceme la vlslon philosophique, 
nous ne partageons pas l'ldee que taute volonte r!ameliora­
tlon trouve toujours sa solutlon dans une dlminutlon, que ce 
soit de la vltesse, de la crolssance economique, du nombre 
de voltures. de la mobilite. La dlminutlon avec laquelle nous 
serlons d'accord, c'est effectlvement la dlmlnutlon du nom­
bre de morts et d'accidentes, en Otant cette vlsee du deve­
loppement durable qui nous est resservie constamment 
Pour en venlr aux solutlons pragmatlques, nous nous som­
mes rendu campte que dans cette Initiative, on releve des 
amblgultes alors que l'on a d'autres solutlons parfaitement 
valables. 
Notamment, nous avons le postulat Weyeneth (98.3348) qul 
demande de mettre en place dans des zones partlculleres, a. 
un coat raisonnable, des limltatlons de vltesse. En matiere 
de competences, II a souvent ete clte des exemples d'expe­
riences dans differentes communes. II est important de res­
pecter l'autonomie communale. Chaque commune peut 
declder d'amenager une zone partlcullere. II vaut mieux don­
ner la competence a l'ensemble de la populatlon concernee, 
qul peut decider ce qul doit &tre falt et mls en place pour sa 
propre securlte. 
II est donc exagere d'lmposer la llmite de 30 km/h sur l'en­
semble du reseau routler des localites de notre pays, les 
normes de constructlon et les caracterlstlques optiques y 
etant tres heterogenes. On satt par experlence qu'a. eux 
seuls, las contrOles de vitesse effectues par la pollce ne per­
mettent pas, ou seulement dans une falble mesure, d'ame­
llorer le taux medlocre r!observatton d'une !Imitation de 
vltesse lmposee sur des routes dont l'amenagement et les 
caracteristlques optiques ne sont pas en adequatlon avec 
cette restrlctlon. En definitive, celle-cl ne permettralt pas 
d'atteindre l'objectlf vise, a savolr d'obtenlr une mellleure 
protectlon de la vle et de l'integrlte corporelle. Cinstauratlon 
d'une llmltatlon generale de vltesse a 30 km/h ne donneralt 
plus aux autorltes cantonales et communales chargees du 
flnancement, dans la mäme mesure qua jusqu'a present, la 
posslbllite de fixer les priorites en vue de reduire le profll de 
certalnes routes ou les reamenager. Au surplus, II n'exlste 
aucun motH de demanteler l'edlflce Jurldique mis en place en 
1975 qul a permls de realiser une unlte de competences en 
matlere de limltatlon de vltesse, et de transferer au peuple et 
aux cantons la competence du Conseil federal de fixer la vl­
tesse maximale dans les localltes. 
Taus les membres de la commlssion ont admls qu'll fallait 
amellorer la securite et la qualite de via a. l'lnterleur des loca­
lltes. La majorite est toutefois persuadee que la vole propo­
see par !'Initiative n'est pas la bonne pour attelndre cet 
objectlf. En effet, l'introductlon d'une vltesse maximale de 
30 km/h ne reduira pas la vltesse effective. 
Elle ne tient pas suffisamment compte de l'etat des rues et 
des routes, alle augmentera la duree des parcours, eile rem­
placera sans ralson l'actuelle et valable repartltion des com­
petences entre la Confederation, les cantons et les com­
munes par un dlktat federal. 
Une mlnorfte de la commlsslon est consciente de la fal· 
blasse de l'lnitiatlve, ralson pour laquelle elle a plalde pour 
une dlscusslon approfondle devant deboucher sur une revl­
sion partielle de la lol sur la circulatlon routlere. Sept mem­
bres de la gauche et des Verts se sont donc abstenus. 
Le nombre de morts et de blasses sur !es routes suisses ne 
cesse de dlmlnuer depuis 1970. Les effets beneflques du 
30 km/h sur la qualite de l'alr et en matlere de brult ne peu­
vent Atre demontres. Le 30 km/h allongeralt le temps de par­
cours dans les agglomerations. Cette mesure entratnera des 
coats lmportants au niveau federal. II ne s'aglt pas cfune af­
faire relevant de la constltutlon et, de plus, la Sulsse feralt 
cavaller seul en Europa. Voila autant d'arguments contre 
!'Initiative, on ne peut donc que la reJeter. 
Au vote sur l'ensemble, la commission a accepte, par 
14 volx contre 3 et avec 7 abstentlons, l'arrAte federal et re­
Jette alnsl !'Initiative. 
Le 30 km/h general ne serait guere accepte sur las rues blen 
adaptees, c'est l'argument prlnclpal contre !'Initiative. 
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Hollenstein Pla (G, SG): Ich beantrage Ihnen Im Namen 
der Kommissionsminderheit, die Volkslnltlatlve «für mehr Si­
cherheit durch Tempo 30 Innerorts mit Ausnahmen» Volk 
und Ständen zur Annahme zu empfehlen. Ich lege auch 
gleich meine Interessen offen: Als Mitglied des Zentralvor­
standes des VCS, der die Initiative lancierte, bin Ich auch 
MHglled des lnHiativkomltees. 
Mit einem Ja zur Initiative tun Sie nichts Revolutionäres. Sie 
helfen aber mit, innerorts mehr Sicherheit zu gewährleisten. 
Sie haben vom VCS ein Argumentarium zu Tempo 30 inner­
orts erhalten. Ich möchte hier nicht alle Argumente fQr die 
Initiative wiederholen und erläutern. Ich erwähne nur kurz 
das Wichtigste. Mit dem Wechsel zu Tempo 30 Innerorts ge­
nerell - mit Ausnahmen für Tempo 50 oder 60 - streben wir 
zwei Hauptzlele an: 
1. Die SlcherheH wird erhöht 
2. Eine neue, menschlichere Verkehrskultur wird möglich. 
Diese Ziele kommen einem grossen Tell der Bevölkerung, ja 
praktisch allen zugute. Es Ist unbestritten, dass Temporeduk­
tionen weniger und auch weniger schwere Unfällen zur Folge 
haben. Einige Zahlen: Alle sechs Minuten passiert ein Unfall, 
alle 19 Minuten wird eine Person durch einen Unfall verletzt, 
alle 15 Stunden wird ein Mensch Im Strassenverkehr getötet 
Ein Grosstell der Unfälle geschieht Innerorts; besonders 
gefährdet sind Kinder und Betagte. Das Risiko, einen Ver­
kehrsunfall zu erleiden, ist fQr ein Kind viermal, fOr Altare 
Menschen neunmal so gross wie tor 16- bis 65-Jährige. 1998 
wurden im Strassenverkehr Innerorts 16 848 Menschen ver­
letzt, 222 Menschen verloren Ihr Leben. Handlungsbedarf Ist 
mehr als ausgewiesen. 
Wenn Sie mir eine bessere, wirkungsvollere Massnahme zur 
Reduktion der Unfallzahlen nennen könnten und dazu auch 
Hand bieten warden, bräuchte es die vorliegende Initiative 
nicht Wie viele Verletzte soll, darf es denn geben, bis die 
Mehrheit des Parlamentes zum Handeln bereit Ist? 
Wenn wir mit der Annahme der Initiative «Strassen für alle» 
Innerorts grundsätzlich Tempo 30 einführen, können auch fi­
nanzielle Mittel eingespart werden, da « Tempo 30 flächen­
deckend» viel weniger bauliche Massnahmen verlangt als 
"Tempo 30 Zonen». Es ist also auch volkswirtschaftlich sinn­
voll, vom gegenwärtigen Grundsatz « Tempo 50 mit Ausnah­
men» wegzukommen. Die frei werdenden Mittel können 
dann sinnvollerweise In die Sicherheit an den Hauptstrassen 
Innerorts Investiert werden. 
In der Kommission wurden Bedenken geäussert, dass mit 
der Umsetzung der Initiative praktisch keine Tempo-50-Zo­
nen mehr zugelassen warden. Ich muss dem entgegenhal­
ten, dass dies nie das Ziel der Initiative war und deshalb 
auch Im lnltlatlvtext expllzlt erwähnt wird: «Die zuständige 
Behörde kann In begrOndeten Fällen Abwefchungen ver­
fügen. Sie kann insbesondere die Geschwindigkeit auf 
Hauptstrassen hinaufsetzen, sofern dies die Sicherheit der 
Verkehrstellnehmenden und der Schutz der Anwohnerschaft 
namentlich vor Lärm zulassen.» 
Es war also Immer das Ziel der lnitlantlnnen und lnltlanten, 
Tempo 50 zuzulassen, wo diese Krfterlen erfüllt sind. Die 
Botschaft des Bundesrates suggeriert, wegen der beiden 
strengen Kriterien bezüglich Lärm und Sicherheit wäre es 
kaum mehr möglich, auf Hauptstrassenabschnitten Tem­
po 50 zuzulassen. Diese Befürchtung ist absolut unbegron­
det, denn jeder Kanton und jede Gemeinde verfügen Ober 
Unfallstatlstiken und aufgrund der kantonalen Richtpläne 
auch Ober Lärmkataster. Es Ist also einfach festzustellen, wo 
die lärmigen und unfallgefährdeten Hauptstrassenabschnitte 
liegen. Ich bitte Sie, diese Richtigstellung zur Kenntnis zu 
nehmen. 
Die Initiative des VCS Ist ein effizientes und kostengünstiges 
Mittel, um die nicht akzeptable Zahl von Verletzten und Toten 
im Strassenverkehr zu reduzieren. Schweden geht uns 
mit dem Projekt «Vision Zero» voran. Das schwedische 
Projekt strebt an, die Zahl der Todesopfer gegen null zu 
senken. Schweden betrachtet dazu Tempo 30 innerorts als 
das geeignete Mlttel. Mit unserer Initiative werden wir das 
erstrebenswerte Ziel von null Todesopfern Im Verkehr nie 

erreichen, aber sie Ist ein Schritt In die richtige Richtung. 
Weil wir uns hier wohl darüber einig sind, dass wir sicherere 
strassen und damit weniger Tote und Verletzte wollen, bitte 
Ich Sie, dem Antrag der Minderheit zuzustimmen und Volk 
und Ständen die Volksinitiative «Strassen fQr alle» zur An­
nahme zu empfehlen. 
Herr Bundesrat, es freut mich natorllch, dass Sie zu den 
Erstunterzeichnenden der Initiative gehören; Ich verstehe 
auch, dass Sie heute hier Im Rat die Mehrheit des Bundes­
rates vertreten mQssen. 

Vollmer Peter (S, BE): Die SP-Fraktlon unterstOtzt dieses 
Volksbegehren. Die Diskussionen In der Kommission für Ver­
kehr und Fernmeldewesen haben deutlich gemacht - das Ist 
auch In den Voten der Kommissionssprecher zum Ausdruck 
gekommen -, dass man sich bei derartigen Volksbegehren 
schnell einmal in technischen Details variiert: Wann und wie 
sind Ausnahmen möglich, Ist das besser oder schlechter? 
ich glaube, die Diskussion Ober diese technischen Details 
verstellt hier den Blick auf das Grundsätzliche. Wenn wir als 
SP-Fraktion dieses Volksbegehren unterstatzen, dann unter­
stOtzen wir vor allem die Zielsetzung der Initiative, die Ziel­
setzung nämlich, die Verkehrssicherheit zu erhöhen. 
Es Ist offensichtlich - das zeigen alle Unfallstatlstlken deut­
lich -, wie eng der Zusammenhang zwischen Unfällen und 
Tempo Ist Es Ist eine Frage der GOterabwägung, was man 
höher gewichtet. Wir kommen eindeutig zum Schluss: Wenn 
es mit einer Temporeduktion innerorts möglich 1st, die Unfall­
zahlen zu senken und zu verhindern, dass es Verkehrstote 
und -verletzte gibt, dann müssen wir uns hinter diese Initia­
tive stellen. 
Es wird vielen von Ihnen auch so gehen wie mir; ich sage das 
auch als Vater von Kindern, der oft unruhig und besorgt Ist 
wenn die Kinder im Strassenverkehr unterwegs sind. Denn 
wir sind Immer wieder mit Unfällen konfrontiert, und wir wis­
sen, dass gerade Innerorts Kinder und ältere Menschen 
antellmässlg Oberdurchschnittllch oft in Unfälle verwickelt 
werden. Wenn wir uns die Unfallzahlen vor Augen fOhren, 
stellen wir fest, dass wir in diesem Land Immer noch gegen 
600 Verkehrstote jährlich haben, dass wir Ober 200 Verkehrs­
tote innerorts haben, dass wir Ober 16 ooo Verletzte Inner­
orts haben und dass ein grosser Teil dieser Toten und 
Verletzten Kinder und ältere Menschen sind. Das muss uns 
zum Handeln anregen, das muss uns zum Handeln zwingen. 
Diese Initiative Ist eine Mögllchkelt, hier ganz klar ein Zei­
chen zu setzen. 
Es ist zuzugeben - das wurde auch von den Sprechern der 
Kommission korrekt wiedergegeben -, dass die Unfallzahlen 
zurückgegangen sind. Ich meine aber, das sei kein Argu­
ment, um auf dem Weg der Unfallverhütung nicht weiterzu­
gehen. Tempobeschränkungen sind ganz klar und deutlich 
ein Mittel, um auf diesem Weg weiterzukommen. Das sagen 
Ihnen alle Fachleute, und zwar nicht nur politisch entspre­
chend gefärbte, falls Sie dem Argument so entgegentreten 
möchten. 
Diese Initiative Ist auch eine Verkehrsinitiative, bei der man 
sagen kann, dass die oft gehörten Einwände gegen solche 
Volksbegehren - die es In unserem Land Ja schwer haben 
alle nicht zutreffen. Ich denke dabei an die Einwände, dass 
man damit bestimmte einzelne Verkehrsträger diskriminiere, 
dass man damit die freie Wahl der Verkehrsmittel oder die 
Mobilität der verschiedenen Verkehrsteilnehmer einschrän­
ken wolle. All dies trifft bei dieser Volksinitiative, bei diesem 
Begehren, mlttels Temporeduktion die Verkehrssicherheit zu 
erhöhen, nicht zu. Ich frage Sie: Was wollen wir noch mehr? 
Ich gebe zu, dass der Bundesrat mit seinem Programm auf 
diesem Weg schon einen sehr grossen Beitrag geleistet hat. 
Es Ist auch richtig, dass wir heute bereits gute rechtliche 
Möglichkeiten haben, von Bundesseite aus zugunsten der 
Kantone und Gemeinden hier selber tätig zu werden. Die 
Praxis zeigt jedoch, dass die Umsetzung dieser rechtlichen 
Möglichkeiten, die die Bundespolitik den Kantonen und den 
Gemeinden gibt, vollkommen ungenOgend Ist. Die Umset­
zung scheitert nicht zuletzt auch an den Finanzen In den 
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Kantonen und In den Gemeinden. Es Ist deshalb wichtig, 
dass wir auf Bundesebene einen klaren Rahmen vorgeben 
und ein klares Signal setzen, in welche Richtung es gehen 
muss, wenn uns die Menschenleben und die Verkehrssi­
cherheit ein Anliegen sind. 
Ich habe In den Diskussionen, auch in der Kommission, fest­
gestellt, dass man den öffentlichen Verkehr bemOht, wenn 
den eingefleischten lndMdualverkehrsbefürworter die Argu­
mente gegenOber dieser Initiative offensichtlich ausgehen. 
Man versucht dann zu sagen, dass diese Initiative für den öf­
fentlichen Verkehr schädlich und deshalb einer von uns an­
gestrebten Verkehrspolitik nicht unbedingt förderlich sei. 
Viele Erfahrungen und auch meine Umfragen haben mir 
deutlich gemacht, dass das Argument des öffentlichen Ver­
kehrs sicher nicht gegen diese Initiative Ins Feld geführt wer­
den kann: 
1. Es gibt mit dieser Initiative - das wurde von den Spre­
chern korrekt dargelegt - die Möglichkeit der Ausnahme auf 
den Hauptstrassen und den Durchgangsstrassen. Hier kann 
man die Verkehrsgeschwindigkeit erhöhen, wenn es die Ver­
kehrssicherheit erlaubt und wenn es aus Sicht der Umwelt­
belastung und des Lärmes zulässig Ist. 
2. Ein kontinuierlicher Verkehrsfluss Ist für den öffentllchen 
Verkehr Innerorts viel wichtiger als ein hohes Tempo, weil 
steh der öffentliche Verkehr Immer wieder ein- und ausfädeln 
muss. Er kommt bei einem guten Verkehrsfluss mit geringer 
Geschwindigkeit besser voran als bei hoher Geschwindig­
keit, bei der er sich nicht mehr Integrieren kann. NatOrllch 
kann es im Einzelfall auch Friktionen geben, aber gesamt­
haft gesehen wäre es verfehlt, mit diesem Argument gegen 
diese Initiative anzutreten. 
Diese Überlegungen sind für uns ganz wichtig. Deshalb hat 
sich die SP-Fraktlon klar zur Initiative bekannt. Denn uns Ist 
es wichtig, einen Beitrag zur grösseren Verkehrssicherheit 
leisten zu können, Im Interesse der Menschen. Auch wir 
streben effektiv diese «Vision Zero» an. Es muss unser Ziel 
sein, mit der Erhöhung der Verkehrssicherheit, mit der Tem­
poreduktion, das grosse Leid, das durch die Unfälle Im Ver­
kehr ausgelöst wird, zu reduzieren. Hier haben wir eine 
Möglichkeit, dies zu tun, ohne in einen verkehrspolitischen, 
Ideologischen Grabenkrieg zu geraten. Denn mit dieser In­
itiative schränken wir die Mobilität nicht ein und beeinflussen 
auch die freie Wahl des Verkehrsmittels nicht. 
Ich bitte Sie Im Namen der SP-Fraktlon, ein Zeichen zuguns­
ten der Menschen, zugunsten von mehr Verkehrssicherheit 
zu setzen: Empfehlen Sie diese Initiative zur Annahme! 

Präsident (Seiler Hanspeter, Präsident): Ich möchte Sie bit­
ten, Folgendes zur Kenntnis zu nehmen: Zu Beginn der Un­
terschrlftensammlung tar diese Initiative war Herr Bundesrat 
Moritz Leuenberger bereits Bundesrat. Er war selbstver­
ständllch nicht Erstunterzeichner dieser Initiative. Vielleicht 
gibt es noch andere Leuenberger Morltze In der Schweiz. 

Aeschbacher Ruedi (E, ZH): Hauptanliegen der Volkslnltla­
tlve «Strassen tar alle» ist die Hebung der Verkehrssicher­
heit und damit eine starke Reduktion der Unfallzahlen und 
der Zahl der Verletzten und Toten auf unseren Strassen. Ge­
gen diese Zielsetzung wird im Ernst weder hier drinnen noch 
draussen In der Bevölkerung Jemand antreten wollen, und 
das Ist auch gut so. Denn Im lnnerortsberelch des schweize­
rischen Strassennetzes - die Initiative befasst sich nur mit 
diesem Bereich sterben pro Jahr nach wie vor Ober 200 
Menschen, und knapp 17 000 werden verletzt. Mich scho­
ckiert, dass wir als Gesellschaft diesen Blutzoll Immer noch 
so gelassen hinnehmen, sozusagen als Tribut an die heutige 
Mobilität. Betroffen reagieren wir in der Regel erst, wenn wir 
die Folgen eines Verkehrsunfalles In der Familie oder Im Be­
kanntenkreis hautnah miterleben. 222 Tote, 17 000 zum Tell 
schwer Verletzte sind dann plötzlich nicht mehr nur eine 
Zahl, sondern eine riesige Menge schwerer und schwerster 
persönlicher Schicksale. Um es In Kategorien zu sagen, die 
uns, ebenfalls aus traurigen Umständen, aber besser be­
wusst sind: Pro Jahr beklagt die Schweiz glelch viele Tote 
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auf lnnerortsstrassen wie beim tragischen Absturz einer 
Swlssair-Maschlne. Oder nochmals anders ausgedrückt: 
18 Tote pro Monat auf den lnnerortsstrassen entsprechen 
einer kompletten Fussballmannschaft mit Ersatzspielern, 
Trainer und Masseur. 
Einen Ausweg zeigt die Volkslnltiatlve mit der vorgeschlage­
nen tieferen lnnerortsgeschwindlgkelt. Dies Ist Obrlgens ein 
vemOnftiger Weg, dem der Bundesrat selbst hohe Erfolgs­
chancen zugesteht. Auf Seite 2902f. (Zlff. 4.1) seiner Bot­
schaft spricht er nämlich so schön Klartext, dass ich nicht 
umhin kann, Ihnen diese vier Sätze In Erinnerung zu rufen: 
«Es ist nach in- und ausländischen Untersuchungen erwie­
sen, dass allgemeine Tempollmlten im Verbund mit anderen 
Faktoren das Unfallgeschehen gOnstlg beeinflussen können. 
Insbesondere vermindern sie einerseits die Geschwindig­
keitsdifferenzen und bewirken dadurch eine Homogenisie­
rung des Verkehrsablaufs; andererseits senken sie das 
Geschwindigkeitsniveau und verkleinern dadurch die Anhal­
testrecken und die Kolllslonsgeschwindlgkelten. Allein der 
Anhalteweg bei einer Geschwindigkeit von 30 km/h gegen­
Ober 50 km/h verringert sich bei mittleren Verhältnissen um 
rund die Hälfte, und bei einem Unfall nimmt die Schwere der 
Personen- und Sachschäden erheblich ab. Studien zeigen, 
dass die Wahrscheinlichkeit eines tödlichen Unfalls für einen 
Fussgänger bei einer Kollisionsgeschwindigkeit von 30 km/h 
gegenOber einer solchen von 50 km/h von 85 Prozent auf 
10 Prozent sinkt.» Im Klartext helsst das nichts anderes als: 
Die Initiative bewirkt Innerorts viel weniger Unfälle, und wenn 
sie passieren, sind deren Folgen um ein Vielfaches geringer. 
Kommen als weitere positive Nebenaspekte dazu, dass die 
Initiative eine Verminderung der Schadstoffemissionen zur 
Folge hat und dass ferner Gesundheitskosten von Jährlich 
rund 200 Millionen Franken eingespart werden können. 
Diese können allfälligen Aufwendungen fOr die Einrichtung 
und Elntahrung gegenObergestellt werden, welche somit 
sehr rasch amortisiert werden können. Kommt hinzu, dass 
die Wohn- und Lebensqualität in weiten Teilen unseres Lan­
des angehoben und Luft- und Lärmbelastung gesenkt wer­
den können und dass ganz generell eine neue Verkehrskul­
tur ein Stack weiter vorangebracht werden kann. Es Ist eine 
Verkehrskultur, welche in unseren Lebens- und Siedlungs­
räumen einen menschlicheren, friedlicheren und nachhalti­
geren Umgang mit der nach wie vor notwendigen und nicht 
Infrage gestellten Mobilität einleiten wOrde. Die evangelische 
und unabhängige Fraktion betrachtet diese Initiative daher 
als Chance, die wir entschlossen beim Schopf packen und 
nutzen mOssen. 
Der Bundesrat und die Kommissionsmehrheit begrüssen 
zwar die Zielsetzung, meinen aber, die Initiative sei nicht der 
richtige Weg, sie habe erhebliche Nachtelle. Mit einem die­
ser Vorbehalte möchte Ich mich doch auseinander setzen. 
Zum grundsätzlichen Einwand, Tempo 30 Im lnnerortsbe­
relch sei ein direkter Angriff auf die Mobilität, Ist Folgendes 
zu sagen: Erstens will die Initiative nebst den eigentlichen 
Wohngebieten, wo Tempo 30 heute praktisch kaum noch 
ernsthafte Gegner findet - das ist heute anders als frOher -, 
Tempo 30 vor allem In den Dorf- und Stadtkernen einführen; 
dort also, 'NO schon heute wegen der Verkehrsdichte und der 
vlelen unterschiedlichen Arten von Verkehrstellnehmenden, 
die sich hier treffen, ohnehin nur bescheidene Durch­
schnittsgeschwindigkeiten gefahren werden können. 
In ZOrlch sind die Durchschnittsgeschwindigkeiten unter 
20 km/h gefallen, da mOssen Sie gar nicht mehr 30 km/h ein­
führen. Aber es Ist eben wichtig, dass diese Tempollmlte an 
gefährlichen Stellen nicht Oberschritten wird. Wir mOssen 
also keine Angst haben, dass wir Mobllitätselnbussen erlei­
den und Zelt verlieren wOrden. In der Regel wird die tiefere 
Geschwindigkeit einen Zeitverlust von einigen Sekunden bis 
höchstens eineinhalb Minuten bewirken. Sind solche mini­
malste Zeitverluste wirklich ein Argument, um gegen ein In­
strument anzutreten, das mit Sicherheit Innert kOrzester Zeit 
die Zahl der 222 Verkehrstoten und knapp 17 ooo Verletzten 
Innerorts pro Jahr um die Hälfte oder noch mehr senken 
wOrde? Wenn wir schon die so genannten Zeitverluste 
betrachten: Untersuchungen haben klar gezeigt, dass der 
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Verkehrsfluss bei einem tieferen Geschwindigkeitsniveau 
gerade im Siedlungsbereich und vor allem in Dorf- und 
Stadtkernen glelchmässlger wird. 
Dadurch erhöht sich aber sogar die Kapazität des betreffen­
den strassennetzes, und die Durchfahrtszelten werden so­
gar kOrzer, weil es weniger Staus und weniger Stop-and-go­
Verkehr gibt - ein klassischer Elle-mit-Welle-Effekt also. 
Nicht gelten lassen kOnnen wir den Einwand, die Autofahrer 
worden vom neuen System Oberfordert. Das Gegenteil ist 
der Fall: Die Sache wird vereinfacht, es braucht nicht mehr 
so viele Slgnallsatlonen. Denn eine Ausnahme, und das Ist 
wirklich die Ausnahme, werden lediglich die Hauptstrassen­
stücke bilden, wo Tempo 50 zugelassen und relativ leicht 
signalisiert werden kann. 
Auch das Argument der Kosten, das die Gegner Ins Feld 
fOhren, sticht nicht. JOngste Erfahrungen zeigen, dass ~ 
gleitende Massnahmen zu Tempo 30 zwar nach wie vor 
erwünscht und zum Tell auch nötig sind, aber mit viel einfa­
cheren Mitteln eingefilhrt werden können. Die 8nsparun­
gen, die wir nur schon bei den Gesundheitskosten, aber 
auch bei den Sachschäden jährlich erreichen können - es 
wurde eine Zahl von 200 MIiiionen Franken genannt-, wer­
den sich in kürzester Zelt so auswirken, dass sich die lnve­
stltlon in diese neue Regelung rechtfertigt. 
Die Unfallstatistiken der letzten Jahre scheinen zu zeigen, 
dass der Bundesrat auf dem richtigen Weg ist, dass es diese 
Initiative nicht bräuchte. Dem Ist nicht so. Gerade die Reduk­
tion der Geschwindigkeiten Ober verschiedene Stufen, von 
unbeschränkter Geschwindigkeit auf 60, dann auf 50 km/h 
und die Geschwindigkeitsbeschränkungen auch auf den Au­
tobahnen haben diese ROckgänge bei den Zahlen der Ver­
kehrsunfälle, der Verkehrstoten und der Verletzten bewirkt. 
Ich fasse zusammen: Diese Initiative Ist geeignet, die Zahl 
der Strassentoten und -verletzten In der Schweiz drastisch 
und rasch zu senken; In kurzer Zeit wird sie greifen. BezQg­
llch Umwelt, Volkswirtschaft und Lebens- bzw. Wohnqualität 
hat sie Im Ergebnis nur Vorteile. Zugleich ist sie aber auch 
TOröffnerln fQr eine neue Verkehrskultur, die ähnllch nicht 
nur in Amerika - da schon lange -, sondern, unter dem Be­
griff «Vision Zero», seit kurzem auch in Skandinavien sehr 
erfolgreich Fuss gefasst hat 
Im Namen der evangelischen und unabhängigen Fraktion 
bitte Ich Sie, bezQgllch dieser Volksinitiative eine positive 
Empfehlung zuhanden der Stimmberechtigten abzugeben. 

Polla Barbara (L, GE): La volonte de certalns, dans ce pays, 
de l'empächer d'avancer au propre et au flgure est d'une 
constance absolument remarquable. Voila deJa an tant que 
telle une excellente ralson pour lmposer a cette Initiative un 
non pour le moins aussi clalr que celul qui a ete infllge a l'lnl­
tlatlve populaire «Retrotraflc». Soyons clairs et constants 
nous aussl. 
«Rues pour tous» avez-vous dlt? Tous, c'est bien sQr, pour 
las auteurs de !'Initiative populalre, las pletons, las trottlnet­
tes, las velocipedes, les tandems, las trlcycles, voire las 
chars a bras. Mals «tous», cela devralt an falt t.tre egale­
ment, aussl bizarre que cela pulsse parallre a ces mtimes 
auteurs, las comme11?,nts, et mtlme las automoblllstes. 
N'ont-lls toujours pas comprts, ceux qul soutiennent cette 
Initiative, qua las citoyens de ce pays sont aussl des auto­
moblllstes utillsateurs des routes pour leur profession et 
leurs besolns de vle en general? N'ont-lls toujours pas com­
prls que le non lrrevocable a «Retrotraflc» vlent de cltoyens 
tres ralsonnables et responsables de ca pays, de ceux qul 
veulent avancer et non pas reculer? N'ont-lls toujours pas 
comprls qu'II va fallolr des proposltlons autrement plus crea­
tives, constructives et originales que de redulre de moltle 
tout ce qul bouge dans ca pays pour convaincre ces cltoyens 
si ralsonnables? 
Bien sQr, nous sommes tous preoccupes par la securite des 
routes dans notre pays. Mais ca n'est toujours pas une ral­
son de voter cette initiative, car rien ne nous dit encore 
qu'elle sera plus efficace qua d'autres mesures qul propo­
sent des moyens dlametralement opposes, mais dont je ne 

parteral pas aujourd'hui. Dlsons slmplement que nous parta­
geons totalement las objectlfs de l'lnltlative an termes de se­
curlte, mtime s'ils sont vislonnaires et peut-etre utoplques. 
L'.objectlf de la mortalite zero par accldent de la route est in­
dubltablement un objectlf qua nous soutenons. 
Par contre, nous sommes convalncus qua l'lnltlatlve n'est 
pas !'Instrument approprie pour attelndre cet objectlf, sl ex­
cellent rot-II. Plutöt que de donner dans la monomanie re­
ductlonnlste de la moblllte, nous ferlons blen de reflechir a 
des solutions constructlves. Par exemple an prenant pour 
modele las Etats-Unis, qui sont forts d'une veritable culture 
de condulte automobile et d'un code de conduite largement 
respecte par l'ensemble de la populatlon. La creatlon d'une 
telle culture demanderalt des efforts blen plus importants 
qua de systematlquement tout divlser par deux ou par trols. 
Certains aspects de la nouvelle loi sur la clrculatlon routlere 
sur laquelle la Commlssion des transports et des telecom­
munlcatlons se penche actuellement pourraient, cependant, 
aller dans ca sens. 
Par allleurs, encore et toujours, comme «Retrotraflc», «Rues 
pour tous» lgnore superbement toutes conslderatlons et 
consequences techniques et economiques et m&me, et c'est 
encore plus grave, la suprematle des communes. Les consi­
deratlons technlques, las rapports entre las autorlsatlons 
exceptlonnelles et l'lnterdlctlon generale ont ete bien deve­
loppees par les deux rapporteurs de la commlsslon, tant 
M. Binder qua M. Vaudroz Rene, et je ne las detallleral donc 
pas plus avant. 
En ce qul concerne las consequences economiques pour 
amenager l'espace routler a !'Interieur des localltes comme 
le demande l'lnltlatlve, H faudralt compter, nous dlt le Conseil 
federal dans son message, avec des coots de l'ordre de 
2 milliards de francs. Oul va payer? Visiblement, c'est une 
questlon qul ne preoccupe guere las auteurs de l'lnltlative, 
mals an tout cas II est cialr qua las communes ne peuvent 
tout simplement pas reallser cet lnvestlssemenf.la ignorer la 
place et las moyens des communes dans las decisions loca­
las d'amenagement du territoire et du cadre de vie dans ce 
pays n'est certalnement pas une bonne tactlque, car notre 
pays est le plus fort et le mellleur quand il est le plus federa­
Jlste. 
En effet, qul mleux qua les communes elles-mAmes connall 
las tronc;:ons et las lleux a problemes, qua ca soit an termes 
techniques ou an termes economlques? Qul mleux, des lors, 
que las communes peut decider des mesures a prendre de 
cas en cas? II est absurde par exemple qua ce soit l'ensem­
ble de la populatlon suisse qul decide qua dans ma rue, la 
vltesse maxlmale doit &tre de 30 km/h, c'est deja assez pe­
nible quand c'est ma commune qul le declde, mals la Je me 
plle volontlers, car je sals qu'elle connait le terraln et qu'elle 
a sas ralsons. Mals de la ralson, cette Initiative n'en a pas, et 
notamment pas de ralson jurldique. 
L'.lnscrlptlon dans la constltutlon de llmitatlons de vltesse 
chlffrees ne repond pas aux objectlfs du droit constitutlonnel 
federal, qul dolt se limiter en prlnclpe a fixer des objectlfs, a 
attrlbuer des mandats et a presenter des programmes. Notre 
drolt constltutionnel ne comprend pas !'Initiative legislative. 
L'.artlcle 82 de la constltutlon repond a cette conceptlon ge­
nerale, puisqu'll attrlbue a la Confederatlon de legiferer sur 
la clrculatlon routiere. Comme le dlt tres bien le Conseil fe­
deral dans son message, «Rues pour tous» viole mAme las 
prlnclpes du drolt constltutlonnel. 
II faut souligner qua las solutions alternatives ne manquent 
pas. En l'occurrence, nous pouvons faire toute confiance ll 
M. Leuenberger, conseiller federal, mAme s'II ne falt qua re­
presenter le Conseil fedl:\ral dans son ensemble, mals nous 
sommes certalns qu'II va poursuivre tout an velours son tra­
vall sur la securlte des transports. 
Je vous invlte donc a reJeter cette Initiative de fac;:on a ca qua 
la rue raste vralment pour tousl 

Genner Ruth (G, ZH): Frau Polla, Sie haben gesagt, die 
Initiative stelle keine gute Massnahme zur Erhöhung der 
Verkehrssicherheit dar. Ich möchte Sie fragen, wie Sie den 
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Schulweg für die Schulkinder sicher machen wollen. Wel­
ches Ist Ihr Konzept, was schlagen Sie vor, damit wir in die­
sem Bereich weniger Verletzte und Tote haben? 

Polla Barbara (L, GE): Je pense que la preoccupation de la 
securlte routlere, notamment a proxlmlte des ecoles, est une 
preoccupation tres importante des communes, et que les 
communes mettent en general en place les mesures neces­
salres. Comme Je le dlsals en parlant de ma rue, ce sont les 
communes qui prennent ces mesures-la., que ce soit a. proxl­
mlte des ecoles ou dans d'autres lieux particulierement dell­
cats en termes de securlte. Je crois que c'est egalement la 
vlslon du Conseil federal de lalsser cette täche-la aux com­
munes. 

Kurrus Paul (R, BL): Die Stossrichtung der Volksinitlative 
«Stassen fOr alle», nämlich die Steigerung der Verkehrssi­
cherheit und der Wohnqualität, Ist zu begrOssen. Allerdings 
schlesst sie Ober das Ziel hinaus, weil sie zu wenig ROck­
slcht auf Ausbaugrad und Erscheinungsbild der Strassen 
nimmt. Die Initiative Ist daher kein taugliches Mittel, um die 
angestrebten Ziele zu erreichen. Im Namen der FDP-Frak­
tion empfehle Ich Ihnen deshalb, die Initiative abzulehnen. 
In den letzten drelssig Jahren durften wir beim Unfallgesche­
hen insgesamt eine gQnstlge Entwicklung feststellen. Ob­
wohl sich der Motorfahrzeugbestand Im erwähnten Zeitraum 
mehr als verdoppelt hat, nahm die Zahl der Verletzten um 
25 Prozent und die Zahl der tödlich verunglückten Menschen 
sogar um 65 Prozent ab. Aber - hier stimme Ich mit den lnlti­
antinnen und Initianten voll Obereln - Ober 200 Tote und fast 
17 000 Verletzte auf unseren lnnerortsstrassen pro Jahr sind 
eindeutig zu viel. 
Herr Aeschbacher, diese Tatsache wird nicht einfach so ge­
lassen hingenommen, wie Sie es ausgedrOckt haben. Im 
Gegensatz zu den lnitiantlnnen und Initianten glauben wir 
aber nicht. dass die flächendeckende ElnfOhrung von Tempo 
30 innerorts dazu geeignet Ist, die Verkehrssicherheit und 
die Wohnqualität ohne Inkaufnahme grosser Nachteile zu 
verbessern. 
Wo !legen denn die Schwächen der Initiative? 
1. Die Geschwindigkeit Ist bei den Unfallursachen nur ein 
Element. Es ist richtig, dass die Geschwindigkeit statistisch 
ein Element In Bezug auf die Anzahl der Unfälle und Toten 
Ist. Wenn wir aber die Geschwindigkeit als einzige Ursache 
betrachten warden, gäbe es nichts anderes, als «Geschwin­
digkeit null» einzutahren. Wir müssen daher auch andere 
Massnahmen als die Senkung der Tempolimiten ergreifen. 
2. Die Akzeptanz fehlt. Es ist eine Illusion zu glauben, dass 
sich die Durchschnittsgeschwindigkeit alleln durch Signall­
satlon reduzieren Hesse. Wie die Messungen im In- und Aus­
land zeigen, lässt sich mit Slgnallsation allein nur eine 
Temporeduktion von 2 bis 4 km/h erreichen. Dieser Erkennt­
nis kommt besondere Bedeutung zu, betreffen doch Zonen­
geschwindigkeiten In erster Linie Quartlerbewohner, die 
mehrheitlich mit dieser Zonengeschwindigkeit einverstanden 
sind. Offensichtlich besteht hier eine grosse Diskrepanz zwi­
schen Bnstellung und Verhalten. 
3. Die Kosten sind unverhältnlsmässlg hoch. Auf die 
Schweiz hochgerechnet ist mit Kosten von rund 2 Milliarden 
Franken zu rechnen. Angesichts der hohen Verschul­
dung bleibt die Frage der Finanzierung dieser Kosten un­
gelöst. 
4. Die Ausnahmen bleiben eine Illusion. Die in der Initiative 
vorgeschlagenen Ausnahmen von Tempo 30 entpuppen sich 
bei näherer Betrachtung grösstenteils als Illusion, weil der 
lnltlatlvtext Ausnahmen nur dort zulässt, wo dies die Ver­
kehrssicherheit der Verkehrsteilnehmenden und der Schutz 
der Anwohnerschaft namentlich vor Lärm zulassen. Da aber 
vor allem an Hauptverkehrsachsen die Lärmgrenze erreicht 
oder sogar Oberschritten wird, wären Ausnahmen weitge­
hend unmöglich. 
5. Der öffentliche Verkehr wird behindert. Da auch die Busse 
des öffentlichen Verkehrs sich an Tempo 30 halten müssen, 
warden sich die Fahrzeiten erheblich verlängern. Um die 
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gleichen Frequenzen halten zu können, müssten mehr Fahr­
zeuge eingesetzt werden, was wiederum zu höheren Kosten 
und damit zu höheren Preisen und - neben der Verlänge­
rung der Fahrzeit - zu einer weiteren Attraktivltätsverminde­
rung des öffentlichen Verkehrs fOhren würde. 
6. Es Ist kein verfassungswürdlges Thema Bereits heute 
verfügen die kantonalen und kommunalen Behörden In Ab­
weichung zu bundesrätllch verordneten Tempollmlten Ver­
kehrsberuhigungsmassnahmen. Damit können sie unter 
Mitwirkung der betroffenen Bevölkerung den Anliegen der 
Verkehrssicherheit, des Umweltschutzes und des Wohlbe­
findens optimal Rechnung tragen. Bel einer Annahme der 
Initiative wäre dies nicht mehr möglich. 
7. Wir warden europäisch gesehen im Alleingang handeln. 
In keinem anderen europäischen Land gilt landesweit gene­
rell Tempo 30 Innerorts. Die Initiative verlangt also einen 
neuen und unnötigen schweizerischen Alleingang. 
Angesichts dieser zahlreichen Schwächen ist der vom Bun­
desrat vorgeschlagene Weg, die Verkehrssicherheit zu erhö­
hen, den In der Initiative vorgesehenen Massnahmen vorzu­
ziehen. Mit den Massnahmen des Bundesrates - um auf 
Ihre Frage zu antworten, Frau Hollenstein -werden wir auf 
unserem Weg zu einem sicheren Strassenverkehr schneller 
vorwärts kommen als mit den Massnahmen, die in der Initia­
tive vorgeschlagen werden. 
Ich bitte Sie deshalb, die Initiative zur Ablehnung zu empfeh­
len. 

Helm Alex (C, SO): Vlele Volkslnftlatlven haben deshalb 
keine Chance, weil sie knallharte Forderungen stellen und 
wenig bis keinen Spielraum lassen. Auch bei der vorliegen­
den Initiative Ist es so; Ich habe sogar den Eindruck, dass es 
noch schlimmer ist. Denn wenn es nach dem Willen der Initi­
anten geht, werden nicht einmal mehr die Ausnahmen von 
Tempo 30 garantiert. Es steht In der Initiative: «Die zustän­
dige Behörde kann in begrOndeten Fällen Abweichungen 
verfügen.» Die Ausnahmen von Tempo 30 werden also le­
dlgllch mit einer Kann-Formulierung garantiert. 
Auch die ausnahmsweise gestattete Hlnaufsetzung der Ge­
schwindigkeit, namentlich auf Hauptstrassen, Ist nur dann 
möglich, wenn die Sicherheit der Verkehrsteilnehmer nicht 
gefährdet Ist und der Lärm wegen der höheren Geschwin­
digkeit nicht zunimmt Das heisst ganz klar, dass es kaum 
möglich sein wird, die Geschwindigkeit wieder einmal auf 50 
oder 60 km/h zu erhöhen, weil eine höhere Geschwindigkeit 
Immer zulasten der Sicherheit und des Lärms geht. Bel den 
Beratungen In der Kommission haben die lnltlanten wohl 
auch gemerkt, dass diese extrem formulierte Initiative kaum 
Chancen hat Es wurde deshalb viel hineininterpretiert, was 
eben nicht darin steht. 
Es stimmt, dass das Verfahren fOr die Bnführung von Tem­
po 30 In Wohnquartieren In der Schweiz - wie so vieles -
langwierig und kompllzlert ist und dass es vonseiten der An­
wohner, die eine Beruhigung des Verkehrs wanschen, viel 
Ausdauer braucht, bis sie am Ziel sind. Hier müsste elgent­
llch der Hebel angesetzt werden, um die Vereinfachung sol­
cher Verfahren zu erreichen. Es fragt sich also, warum die 
lnltlantlnnen und Initianten nicht hier eingehakt haben. Die 
Vertreter des lnltlativkomltees haben nämlich In der Kommis­
sion argumentiert, dass Tempo 30 ledlgllch für 15 bis 30 Pro­
zent der Hauptstrassen gelten werde. Das steht allerdings 
nicht im lnltiativtext und ist eine weitere Interpretation, um 
der Initiative zum Durchbruch zu verhelfen. Deshalb fragt 
man sich auch zu Recht, warum mit der Initiative nicht eine 
Ausdehnung der Tempo-30-Zonen verlangt wird. Das wäre 
doch die logische Folge und nicht eine generelle Tempo-30-
Zone mit rund 80 Prozent Ausnahmen. 
Weiter wurde von den lnltlanten erklärt, dass es Ihre Absicht 
sei, die Tempo-30-Zonen auf Hauptstrassen nur In der 
Kernzone der Dörfer vorzusehen, das sei etwa bei Schul­
häusern und Läden der Fall. Dagegen hat man gar 
nichts einzuwenden. Das ist erfreulich, und wir hätten auch 
nichts dagegen einzuwenden. Von all dem steht aber 
wiederum gar nichts im lnltlativtext. 
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Tempo 30 lässt sich wohl kaum mit dem Aufstellen von eini­
gen Tafeln durchselZen. Da braucht es bestimmt bauliche 
Massnahmen. Wenn aber die Initianten sagen, im einen 
oder anderen Fall müssten optische Einrichtungen geschaf­
fen werden, um Tempo 30 durchzusetzen, so wird hier 
masslos untertrieben. Auch davon steht leider nichts Im lnl­
tlativtext. Entscheidend aber Ist, dass wir mit dieser Initiative 
In der Verfassung eine Tempollmlte festschreiben, die wie­
derum nur mit einer Volkslnltlatlve geändert oder aus der 
Verfassung en1fernt werden kann. 
Die Philosophie dieser Initiative können Wir durchaus nach­
vollziehen. Mit einer allgemeinen Beruhigung des Verkehrs 
eine neue Verkehrskultur zu erreichen, ist eine Idee, für die 
wir In der CVP-Fraktlon Verständnis haben. Das Ziel ist also 
bekannt, aber es hängt eindeutig zu hoch und kann mit die­
ser radikalen Initiative nicht erreicht werden. Die CVP-Frak­
tlon lehnt die Initiative ab, weil 
1. Tempo 30 auch auf Hauptstrassen gelten soll; 
2. die Initianten etwas ganz anderes sagen, als im Initiativ-
taxt steht; . 
3. eine Tempollm!te keine derart grosse Wichtigkeit haben 
darf, dass sie In der Verfassung festgeschrieben sein muss. 
Bne Vereinfachung der Verfahren bei der Einführung von 
Tempo 30 in Wohngebieten können wir uns vorstellen. Das 
hat aber nichts mit dieser Initiative zu tun. Wenn die Initiative 
In dieser Richtung etwas auslöst, wird sie, wie das bei Initia­
tiven schon oft passiert ist, nicht direkt, aber Indirekt auch et­
was in Bewegung setzen. 
Ich bitte Sie, die lnttlatlve zur Ablehnung zu empfehlen, wie 
das die CVP-Fraktlon nicht einstimmig, aber mit grosser 
Mehrheit auch tut. 

Genner Ruth (G, ZH): Die grüne Fraktion wird die Volks­
Initiative «fOr mehr Verkehrssicherheit durch Tempo 30 In­
nerorts mit Ausnahmen"' einstimmig unterstOtzen. 
Wir sind davon überzeugt, dass mit Tempo 30 Innerorts ein 
hohes Mass an Verkehrssicherheit erreicht werden kann. 
Das ergibt sich aus der Verkürzung der Anhaltewege. Die 
exponentielle Kurve, welche sich aus Geschwindigkeit und 
Masse ergibt, Ist Innerorts sinnvollerweise mit tiefen Ge­
schwindigkeiten zu begrenzen. So ergeben sich bei Kollisio­
nen weit weniger schwere Schäden, sei das an Personen 
oder GQtern. Wir haben ein Ziel: weniger Verletzte und Tote 
Im Strassenverkehr. Von einer «Vision Zero» sind wir weit 
entfernt. 
Es Ist ein langer Weg, wenn wir die Zahlen von 220 Ver­
kehrstoten und 17 000 Verletzten Im Jahr 1998 herunterset­
zen wollen, und sei es nur schon um einen Tell. Ich glaube 
nicht, Herr Helm, dass man uns vorwerfen kann. wir würden 
radikale und knallharte Forderungen auf den llsch bringen, 
wenn wir diese Zahl klar senken wollen. Tempo 30 Ist eine 
einfache Regel und bedeutet somit eine einfache Handha­
bung. Tempo 30 wird zur generellen Geschwindigkeit Inner­
orts, und damit wird Innerorts eben eine neue Verkehrskultur 
des Mltelnanders eingeführt. Wenn der Bundesrat In der 
Botschaft schreibt, die Initiative nehme zu wenig RQckslcht 
auf den Ausbaugrad und das Erschetnungsblld der Stras­
sen, dann muss ich Ihm entgegenhalten, dass gerade das 
Gegenteil der Fall Ist: Die Volksinitiative «Strassen für alle» 
nimmt RQckslcht auf das Verhalten der Strassenbenatzerin­
nen und StrassenbenQtzer. Sie alle werden In einen homo­
genen Verkehrsfluss eingefügt Dass dieser Verkehrsfluss 
langsam gestaltet wird, hängt zwar mit dem Ausbaugrad und 
dem Erscheinungsbild der Strasse zusammen, dies aber nur 
zu einem gewissen Tell. Das Verkehrsverhalten, die Ver­
kehrsmenge und der Verkehrsablauf ergeben sich aus der 
Wechselwirkung zwischen verschiedenen Systemelemen­
ten, und nur zwei davon sind Ausbaugrad und Erschei­
nungsbild. 
Der Bundesrat befürchtet, dass die Autofahrerinnen und -
fahrer mit der neuen Regelung überfordert wären. Bitte sehr: 
Eine so einfache Regel wie Tempo 30 innerorts ist eine gut 
verständliche Botschaft. Sie lässt sich spielend leicht erklä­
ren: Die Tempolimlte wird von heute generell 50 km/h auf 

morgen 30 km/h reduzlert, Tempo 30 wird zur generellen 
lnnerortsgeschwindlgkeit. Dafür braucht es wenig Signale 
und Hinweise. 
«Mit Ausnahmen» postuliert die Initiative. Es gibt Fälle, in 
denen äie Geschwindigkeit erhöht werden kann. Denkbar Ist 
das für uns an. Orten und auf Strassenabschnltten, wo es 
nur Autoverkehr gibt, wo keine Durchmischung der verschie­
densten Verkehrsteilnehmer und -teilnehmerinnen stattfin­
det; eine solche Festlegung von Tempo 50 Ist beispielsweise 
In einem Industriegebiet denkbar. Dieses würde dann, weil 
man dort vom üblichen Tempo 30 abweicht, auch speziell 
ausgewiesen und bezeichnet. Die Initiative verlangt flächen­
deckend Tempo 30 in Wohngebieten. Wohnzonen und 
Mischzonen mit Wohnanteil werden, alle glelch, eine Tempo­
llmite von 30 km/h aufweisen. 
Der Bundesrat meint, die Umgestaltung der Zonen warde 
zwei Mllllarden Franken kosten. Das, da geben wir Ihm sogar 
Recht, könnte und möchte niemand bezahlen. 
Herr Bundesrat, wir brauchen keine Luxuslösungen von 
Strassenausgestaltungen, um Tempo 30 einführen zu kön­
nen. In bereits bestehenden Tempo-30-Zonen wurden unter­
schiedlichste Massnahmen zur Verlangsamung des Ver­
kehrs realisiert. Zum GIOck gibt es die vielen anschaulichen 
Beispiele; was Im einen Quartier mit llebevoller, aber teurer 
Aufpflästerung oder mit Berliner Kisten gemacht wurde, ha­
ben im anderen Quartier Pflanztöpfe oder die Auszlehung 
von Farbllnlen mit einfachen Pinselstrichen übernommen. 
Das sind kostengOnstlge und schnell realisierbare Lösun­
gen. Umbaumassnahmen werden verschledenenorts ein­
malige Kosten verursachen, aber In bescheidenem Masse. 
Und welche Bedeutung haben diese Kosten im Vergleich mit 
den Verlusten und Reparaturkosten bei Unfällen? Viel mehr 
als um neue Massnahmen geht es uns um eine neue Fahr­
kultur innerorts. 
Eine Verlangsamung des Verkehrsflusses birgt nicht nur die 
Chance zur Reduktion des Unfallrisikos, sondern senkt auch 
den Verkehrslärm. Der kontinuierliche Verkehrsfluss Ist ruhi­
ger, sowohl beim Betrachten wie beim Empfinden bezüglich 
der Lärmemissionen. BezOglfch der Abgase - gerade Inner­
orts sind diese ein wesentlicher Aspekt - kann von Vorteilen 
berichtet werden. Bn ruhiger Fahrstil bei niedrigen Ge­
schwindigkeiten produziert weniger Abgase. Zudem erhöht 
der zwar langsame, aber stetige Verkehrsfluss die potenzi­
elle Frequenz einer Strasse. Staus sind also geringer, und 
das Einfädeln aus Seitenstrassen 1st wegen des rücksichts­
vollen Fahrstils mit Handzeichen leicht zu bewältigen. 
Weitere Vorteile des grundsätzlichen Tempos 30 Innerorts 
sind die Bevorzugung von Fussgängerverkehr und öffentli­
chem Verkehr. Die verbesserte Verkehrssituation und -sl­
cherheit tar Fussgängerinnen und Fussgänger, Velofahrerin­
nen und Velofahrer und auch die neue Lebensqualität für 
Anwohnerinnen und Anwohner von Strassen stehen ror uns 
Im Zentrum des Anllegens. 
Wir bitten Sie zur Kenntnis zu nehmen, dass Tempo 50 wei­
terhin möglich sein wird. Während die Botschaft unterstellt, 
dass praktisch nirgends Innerorts das Tempo auf Haupts­
trassen auf 50 km/h erhöht werden könnte, gehen die Ini­
tianten davon aus, dass nur ein Teil der Hauptstrassenab­
schnitte bei Tempo 30 bleiben wilrde, Insbesondere In den 
Abschnitten der Kern- oder Dorfzonen, um Schulhäuser, Al­
tersheime, Spitäler usw. Es wird damit gerechnet, dass rund 
30 bis 50 Prozent Längenanteil der Hauptstrassen Innerorts 
betroffen Ist. Die Erhöhung der Tempollmlte auf 50 km/h er­
folgt auf Beschluss der Gemeinde bzw. des Kantons. Das Ist 
gerade der Unterschied zu den anderen Tempo-30-Zonen in 
den Dörfern, wie sie heute praktiziert werden. Heute können 
Sie Kantonsstrassen nicht abklassleren und können dort 
keine Temporeduktionen beschliessen. Wir gehen vom An­
satz «generell Tempo 30» aus und wollen ln bestimmten Fäl­
len Erhöhungen zulassen; das scheint uns leichter durchzu­
setzen. 
Innerorts - das möchte ich hier nochmals unterstreichen -
geht es um eine neue Fahrkultur. Die Schulwegsicherung Ist 
vlelen Eltern ein sehr grosses Anliegen. Studien belegen, 
dass Kinder, die allein, ohne Begleitung Erwachsener, 

Bulletin offlclel de r Assemblee federale 



g 
21.Juni2000 785 Nationalrat , 00.034 

täglich ihren Schulweg gehen, dabei einen wichtigen Erfah­
rungsraum erleben, der für Ihre Entwicklung wesentlich und 
positiv ist. Kinder, die sich in Ihrem Wohn- und Schulumfeld 
nicht selbstständlg frei bewegen können, sind von Begeg­
nungen und letztlich von einem Erlebnlsraum ausgeschlos­
sen, was sich In ihrem Verhalten Im Vergleich mit anderen 
Kindern, denen ein Freiraum bleibt, signifikant nachweisen 
lässt 
FOr die grOne Fraktion bitte ich Sie, die Volkslnltlatlve ccstras­
sen fQr alle» zu untersttltzen und dem Anliegen « Tempo 30 
Innerorts» Im Hinblick auf eine erhöhte Verkehrssicherheit 
der Verkehrstellnehmerlnnen und -teilnehmer zum Durch­
bruch zu verhelfen. 

Kurrus Paul (R, BL): Ich habe hier ein Papier des Verkehrs­
Clubs der Schweiz vor mir, auf dem «Strassen für alle» 
steht. Auf einem Bild dieser Dokumentation sind Kinder zu 
sehen, die mit Ihren kleinen Autos auf der Strasse splelen. 
Sind Sie der Ansicht, dass Kinder nach Annahme der Initia­
tive wieder auf der Strasse spielen können und sollen? 
Wenn nein: Würden Sie ein solches BIid nicht als Etiketten­
schwindel bezeichnen? 

Genner Ruth (G, ZH): Herr Kurrus, Ich denke nicht, dass 
der Strassenraum generell zu einem Spielraum werden 
kann, weil wir einen Verkehrsfluss und verschiedenste Ver­
kehrsteilnehmerinnen und -tellnehmer haben. Dass aber ne­
ben der Strasse - am Strassenrand oder auf Plätzen -
gespielt werden kann, Ist eine Tatsache. Es kann dann eben 
auch vorkommen, dass Kinder In den Strassenraum laufen, 
und dann wäre eben bei Tempo 30 die Gefahr, dass etwas 
passiert, viel kleiner. Ich bin für diese Grafik nicht zuständig. 

Schenk Simon (V, BE): Angriffe auf die Verteuerung und die 
Verlangsamung der Individuellen Mobilität sind nichts 
Neues. Schon vor etwa 500 Jahren wurde In Paris das Fah­
ren Im Trab und Galopp bei PrOgelstrafe verboten. Weil je­
doch das Gesetz nicht sehr wirkungsvoll war, mussten die 
Vorschriften einige Jahre später ausgeweitet werden. Von da 
an mussten die Pferde sogar von Hand geführt werden. So­
wohl TemposOnder als auch Verkehrsbremser sind also 
keine Erfindung unserer Zeit Mit der Volksinitiative zur Eln­
fOhrung von Tempo 30 innerorts, auch auf Hauptstrassen, 
versuchen der VCS und die Qbrlgen Befürworter der Initia­
tive, das Rad der Zeit zurOckzudrehen. 
Die SVP-Fraktlon lehnt dieses Ansinnen geschlossen, ohne 
Gegenstimme und ohne Enthaltungen, ab. Ich bitte Sie, der 
Initiative eine deutliche Abfuhr zu erteilen. 
Wir dQrfen es auch nicht zulassen, dass unter dem Druck 
der Initiative möglichst vlele neue Tempo-30-Zonen bewilligt 
werden, so dass dann Tempo 30 generell de facto eingeführt 
Ist. 
Die Argumente der Befürworter tönen zwar fast alle auf den 
ersten Blick gut und versprechen so etwas wie eine heile 
Welt Beim genaueren Hinschauen werden jedoch viele die­
ser Argumente zu trojanischen Pferden. FOr mich Ist eine 
verreckte Idee trotz eines professoralen Gutachtens Immer 
noch verrückt. Denn bekanntlich findet man heute für Jede 
verrOckte Idee Irgendwo einen Spezialisten, der die ver­
rOckte Idee mit einer Statistik, einem Mitbericht oder einem 
Gutachten unterstatzt Was Jedoch häufig verloren geht, Ist 
der gesunde Menschenverstand. 
Die Versprechungen, dass im Falle einer Annahme der Ini­
tiative auf einem Tell der Hauptstrassen Ausnahmeregelun­
gen mit Tempo 50 eingeführt werden könnten, betrachte ich 
als hinterlistiges Täuschungsmanöver. Snerseits schwan­
ken die Prozentzahlen der infrage kommenden Strassen je 
nach Zuhörerschaft zwischen 15 und 50 Prozent, und ander­
seits lässt sich die versprochene Autonomie der Gemeinden 
und Kantone nur schwer mit dem lnltlatlvtext In Einklang 
bringen. Weiter darf nicht vergessen werden, dass eine sol­
che Ausnahmeregelung beim heutigen Beschwerderecht 
vlele Harden zu Qbersptingen hätte und deshalb bis Ins 
Unendliche hinausgezögert werden könnte. 

Amtliches BuUetln dar Bundesversammlung 

Das anbinden der Hauptstrassen in die Tempo-30-Zonen 
wäre Insbesondere ror ländliche Regionen verheerend. Ich 
versuche, Ihnen stellvertretend für viele andere ländllche 
Regionen meine engere Heimat, das Emmental, etwas nä­
her darzustellen. 
Bel uns führen die Hauptstrassen mehrheitlich wie ein •Le­
bensnerv durch die Dörfer. Umfahrungsstrassen bilden die 
grosse Ausnahme. Eine generelle Temporeduktion auf 
30 km/h wäre fOr viele Bewohner eine grosse Benachtelll­
gung gegenüber Personen, die In der Nähe von Hauptver­
kehrsachsen und Agglomerationen wohnen. 
Wer etwa glaubt, bei uns Im Emmental wohnten nur Exoten, 
Hinterwäldler, Ewiggestrige oder Aussteiger, die mehrheit­
lich mit Handkarren unterwegs wären, der täuscht sich ge­
waltig. Auch bei uns Ist die Zelt nicht stehen geblieben. Es 
gibt nun einmal in ländlichen Regionen vlele Leute, die zur 
Ausübung Ihrer beruflichen Tätigkeit, aber auch zum ErfOllen 
der alltäglichen Pflichten und Aufgaben auf den lndMdual­
verkehr angewiesen sind, und zwar in einem viel ausgepräg­
teren Mass als In Städten und Agglomerationen. Es Ist 
schlichtweg nicht möglich und nicht finanzierbar, das Netz 
des öffentlichen Verkehrs dort gleich auszubauen wie In 
städtischen Regionen. 
Stellen Sie sich elnmal eine Fahrt durchs Emmental oder 
durchs Entlebuch zwischen Bern und Luzern vor, wenn In­
nerorts jeweils nur mit 30 Stundenkilometern gefahren wer­
den könnte! Der Verschlelss von Zelt, Energie und Nerven 
wäre so gross, dass man ruhig von einer Gefährdung der 
Volkswirtschaft sprechen könnte. Es kann sein, dass dies für 
jene Fahrer erstrebenswert Ist, die gerne noch etwas In der 
Gegend herumgucken. Diesen Leuten empfehle Ich jedoch, 
das Emmental mit Wanderschuhen und Rucksack zu ge­
niessen. Ich garantiere Ihnen, dass sie es nicht bereuen 
werden. FOr Leute, die beruflich, geschäftlich oder zur Erle­
digung alltäglicher Aufgaben unterwegs sind, wäre hingegen 
Tempo 30 Innerorts eine massive Schikane der Qbleren 
Sorte. 
Auch die Argumente «Verkehrssicherheit», «weniger Lärm» 
und «Schadstoffbelastung» sowie die Vergleiche mit dem 
Ausland sind durch anders lautende Expertenberichte längst 
widerlegt worden. Aber nach meinen vorherigen Ausführun­
gen zu professoralen Gutachten möchte Ich hier nicht im De­
tail darauf eingehen. 
Grosse Probleme gäbe es auch fQr den öffenUichen Verkehr. 
Die baulichen Massnahmen, die - so nebenbei gesagt -
Kosten von etwa 2 MIiiiarden Franken zur Folge hätten, wä­
ren nicht nur für Feuerwehr, Sanität und Polizei grosse Hin­
dernisse, sie warden auch für den öffentlichen Verkehr zur 
Schikane. Ausserdem hätte die Temporeduktion zur Folge, 
dass zur Bewältigung der gleichen Kapazität mehr Fahr­
zeuge eingesetzt werden müssten, was wiederum eine grös­
sere Umweltbelastung zur Folge hätte. 
Sie sehen: Es gibt kaum vernünfUge Grande, die Initiative zu 
unterstatzen. Ich hoffe, dass die unrealistische Initiative mit 
einem noch deutlicheren Resultat bachab geschickt wird als 
die Verkehrshalbierungs-lnltlatlve. · 
Ich bitte Sie Im Namen der geschlossenen SVP-Fraktlon, die 
Kommissionsmehrheit und den Bundesrat zu unterstatzen 
und die Initiative zur Ablehnung zu empfehlen. 

Nelrynck Jacques (C, VD): Parml las sophlsmas des oppo­
sants a l'lnltlatlve populalre «Rues pour tous», J'al releve 
cette perle qua je viens d'entendre: «Plus vite une auto clr­
cule, moins de temps eile passe dans une vllle», sous-en­
tendu molns eile court de rlsques de provoquer un accldent. 
Volla la thase de la majorite de la commlsslon. 
SI un etudlant me proposait cela, II echoueralt blen entendu 
a son examen. Je souhalte remettre las pendules a l'heure 
et soullgner un detall technique important qul n'a pas ete 
vraiment mentlonne. L'.energie d'un vehicule en mouvement 
est proportionnelle non pas a la vltesse, mais au carre de la 
vitesse. Cela veut dire qu'un vehlcule a 30 km/h deplole une 
energle qul vaut seulement 36 pour cent de ce qu'elle est a 
50 km/h. Cela slgnifie qua s'll taut 1 o metres pour s'arröter 
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dans un cas, 3,6 metres suffisent dans l'autre. II y aura donc 
macaniquement beaucoup molns d'accldents. Comme 
l'anergie du choc est eile aussi dimlnuae des deux tlers, s'II 
raste des accldents, ils seront moins graves. II an est de 
meme, dans la mAme proportlon, pour le bruit et la pollution. 
II n'est donc pas exact, comme cela a ete dit an commlssion 
dans la bauche du conselller federal, d'avancer l'argument 
absurde seion iequei pour obtenlr zero accident, ii faudrait 
empooher les vehicules de clrculer. II est Impossible de tuer 
quelqu'un an circulant a trottinette ou en velo. En tombant de 
50 a 30 km/h, on se rapprochera beaucoup plus qu'on ne 
l'lmagine de l'objectlf zero mort. 
Pour !'Instant, chaque annee, 200 personnes sont tuees 
dans les villes, dont 40 enfants. Personne ne dafend la these 
absurde selon laquelle l'initlatlve ne redulrait pas le nombre 
de morts. Mais on a laissa entendre que le beneflce serait 
restreint. J'ai damontre que l'effet de !'Initiative serait beau­
coup plus important qu'on ne ie crolt. 
Nous allons donc voter non pas sur une llmltatlon de vitesse, 
mals sur une raductlon du nombre de morts. Notre Conseil 
va decider d'un certain contingent de morts acceptables -
100, 150, 200 -, sans meme parler des blasses. 
SI vous n'avez pas le courage de soutenir cette initiative, 
Je vous conjure au molns de ne pas vous y opposer et 
de vous abstenir. Vater contre l'lnitlatlve, c'est voter pour la 
mort - celie des autres. Epargner la vle d'un seul enfant vaut 
la peine qua tout le monde accepte de faire un tout petlt ef­
fort. 

Polla Barbara (L, GE): Monsieur Nelrynck, pourrlez-vous 
m'expllquer comment l'abstentlon est un vote pour la via? 

Neirynck Jacques (C, VD): tabstentlon est un vote pour la 
via parce qua cela avite au molns de paranre s'opposer a 
une initiative qua Je Juge tout a fait favorable. 

Polla Barbara (L, GE): Ah, paraftre? 

Neirynck Jacques (C, VD): Au molns. Mais, sl possibie, 
soutenez l'lnltiatlve, blen entendu. 

Maury Pasquier Ullane (S, GE): Tout au iong de son hls­
toire et partlculierement ce demier siecle, l'humanlta a fait 
des Inventions tout a fait exceptlonnelles, parrnl lesquelies 
les decouvertes medlcales tlennent blen evldemment le haut 
du pave, alles qui ont conslderablement contrlbue a l'aug­
mentatlon de l'esparance de vle. Parmi les Inventions techni­
ques, on peut tres certainement classer !'automobile, qui a 
ouvert l'horlzon et accru la moblllta de blen des personnes. 
Toutefois, taute medaille ayant son revers, l'automoblle, et 
surtout sa crolssance tant en nombre qu'en rapldita et en 
puissance, a prodult las effets negatifs qua nous ne connals­
sons qua trop bien: las trop nombreux accldents et ieur iot 
de morts et de blasses, ia pollutlon atmosphartque et sonore 
et son cortege de maiadies plus ou molns invaildantes, ou 
encore la gloutonnerte en territolre de !'automobile pour son 
usage aussi blen immobile qua mobile. 
Mais il ne faudrait pas Jeter ie bebe avec l'eau du baln, ca 
n'est pas la voiture an tant que telle qul pose probleme, mais 
blen son utlllsation abusive. !;Initiative populaire «Rues pour 
tous» nous permet Justement de cholslr, si nous vouions ac­
corder la prlorite a ia securlte et a la quaiite de ia vie, ou si 
nous preferons lächer ia bride aux fougueux chevaux 
qu'abrltent nos moteurs, ou blen sont-ce des tlgres? Je ne 
me souviens plus tres blen avec taute cette menageriel II ne 
s'agit pas d'lnterdlre les depiacements automobiles, nl 
meme de ies compllquer tellement qu'lls en deviendralent 
Impossibles. II n'est pas questton non plus de llmiter l'acces 
des routes a certaines categorles d'utlllsateurs. II s'agit sim­
plement. sl j'ose dlre, car c'est certainement la le plus diffi­
cile, de changer de comportement. 
Ccimme ie dlt ie Conseli federal au chlffre 4.1 de son mes­
sage: «Les etudes menees en Suisse et a l'etranger mon­
trent que, couplees a d'autres facteurs, ies limitatlons 

ganaraies de vitesse diminuent sensiblement le nombre 
d'accidents. D'une part, alles reduisent les ecarts entre les 
vitesses et engendrent une homogeneisatlon du flux du 
traflc; de l'autre, alles abalssent ie nlveau de la vitesse, rac­
courcissant aussl Jes dlstances de freinage et las vitesses de 
collision. Ainsl, dans des conditions moyennes, la distance 
de freinage diminue de moitie entre 50 km/h et 30 km/h, 
tandis que la gravite des dommages causes tant aux per­
sonnes qu'aux objets balsse conslderabiement Salon des 
etudes, un pieton, renverse a 50 km/h, a 85 pour cent de 
risque de deceder, ce rlsque tombant a 10 pour cent s'li est 
renverse par un vehlcule rouiant a 30 km/h." Ce demler ele­
ment devrait etre pour nous le plus decislf. 
Bien qua les accldents de la clrculatlon causent ces dernie­
res annees moins de morts et de blasses, ce dont nous nous 
rajoulssons tous, j'en suis sOre, bien qua nombre de ces ao­
cidents lntervlennent hors des localltas, nous ne pouvons 
pas accepter de rester inactlfs pour ceux qul lnterviennent a 
l'lnterieur des locaiites. Nous devons refuser de considerer 
ces morts et ces blasses comme lneluctables. II n'y a pas de 
seuil incompresslbie. Les personnes victlmes d'accidents ne 
sont pas des chlffres sur une statlstlque. Les p!etons, les 
cycilstes, les enfants et les personnes ägees sont les plus 
fragiles des usagers de la route. lls ont drolt a plus de mesu­
res de protectlon. Taute mort est une mort de trop. Tout 
blasse est un blasse de trop. Refuser rlnltlatlve sous pre­
texte qua las automobilistes ne respecteront pas la llmite du 
30 km/h, c'est non seulement balsser les bras, mals Juger a 
priori qua les automobiiistes n'ont nl t6te pour raflechlr, ni 
coeur pour se soucier des autres. 
Ni le Conseil federal, ni la commlssion n'ont Juge utlle d'op­
poser un contre-projet a i'inltlatlve pour tenter de corrtger 
ces defauts. Mals parce qu'elle lalsse une marge de ma­
noeuvre evidente dans la determlnatlon des exceptlons a la 
regle, parce qu'elie pennet d'amorcer ca necessalre chan­
gement de mentailte, pour une meilleure qualite de via dans 
les localltes, ia ou vivent las gens, Je soutfendral sans ar­
riere-pensee i'lnitiatlve populaire «Rues pour tous» et vous 
lnvlte a faire de mAme. 
Non, aller de l'avant, ca n'est pas rouler toujours plus et tou­
Jours plus vite. La progres conslste blen plut6t a garantlr a 
toutes et tous de bonnes condltlons de vle, sans oublier 
qu'avant d'etre un automobliiste, tout lndlvldu nait blpede, 
devlent pleton et le restera, pour peu qu'on veulile blen lui 
pretervle. 

Trlponez Plerre (R, BE): Tempollmlten auf Strassen Inner­
orts haben eine lange Tradition und sind ein unerschöpfli­
ches Thema fOr besorgte und fQrsorgliche Mitmenschen, 
denen das Wohl aller Strassenbenatzer am Herzen liegt Be­
reits Im Jahre 1487 untersagte die Obrigkeit der Stadt Paris 
das Reiten und Kutschenfahren im Trab oder Galopp bei 
strenger PrQgelstrafe, und da selbst Rutenschläge nicht die 
gewünschten Erfolge brachten, mussten die Pferde In Paris 
ab dem Jahre 1540 von Hand gefQhrt werden. Jahrhunderte 
später, In der Zeit der Anfänge des Automobils, wurde an 
verschiedenen Orten verlangt, dass dem Automobil Jemand 
zu Fuss voranging. Derart rigorose Massnahmen werden 
zwar mit der Initiative «stressen für alle» nicht verlangt 
ll'otzdem Ist dieses Volksbegehren ein erneuter rQckwärts­
gertchteter Versuch von notorisch fundamentalistischen 
Mobilitätsgegnern, die uns abwechslungsweise das halbe 
Auto wegnehmen oder uns zum sonntäglichen Velo- und 
Trottlnettfahren verknurren wollen. 
Das lnltlatlvrecht der Bürgerinnen und Bürger Ist zwar ein 
wichtiges demokratisches Recht. Es kann aber auch Ober­
strapaziert werden, wenn mittels irreführender Sch6nfärbe­
reien und unhaltbarer Argumentation hemmungslos reail­
tätsfremde und unvernünftige Vorschläge Im Serienfeuer 
abgeschossen werden - in der !eisen Hoffnung, dass irgend­
wann mal doch ein Schuss treffen könnte. 
Nach der erst vor wenigen Wochen vom Volk vernichtend 
klar verworfenen Verkehrshalblerungs-lnltlatlve steht uns 
also diesmal eine Schneckentempo-Initiative ins Haus, wel-
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ehe innerorts generell Tempo 30 einführen will. Kein einzi­
ges Argument für diese Initiative ist stichhaltig. 
Tempo 30 Innerorts WOrde weder weniger Strassenlärm 
noch bessere Luft bringen. Im Gegenteil, wenn nicht nur Au­
tos, sondern auch Busse und Strassenbahnen zum Krie­
chen gezwungen worden, müssten vermutlich zusätzliche 
Fahrzeuge eingesetzt warden. Das Verkehrschaos innerorts 
wäre vorprogrammiert und damit wohl auch eine Erhöhung 
dar Unfallgefahr. 
Im Übrigen sind sich Verkehrsfachlaute einig, dass es ver­
mutlich einfacher wäre, einem Berner Sennanhund das 
Jodeln beizubringen, als AUtofahrer auf gut ausgebauten 
lnnerortsstrassen ohne aufwändige baullche Schikanen ge­
nerell auf Tempo 30 abzubremsen. 
Das Volksbegehren «Strassen für alle» Ist eine ZWängarei, 
die ein wuchtiges Nein des Parlamentes verdient. 

Gonseth Ruth (G, BL): Herr Trlponaz, Sie haben gesagt, 
das sei wieder eine Initiative von rDckwärtsgerichtaten Fun­
damentalisten und Fundamentalistinnen. Sind dann für Sie 
die 600 Verkehrstoten Jährllch tolarlarbar, oder was schlagen 
Sie eigentlich vor? Sie haben überhaupt keine positiven 
Massnahman genannt, wie man diesen Skandal von so vie­
len Toten verringern könnte. 

Trlponaz Pfarre (R, BE): Ich habe klar gesagt, dass in mei­
nen Augen durch diese Initiative die Gefahr von Unfällen 
noch erhöht WOrde, weil nämlich das Verkehrschaos zuneh­
men würde. Dia Toten und die Verletzten sind Ihnen und mir 
sehr wichtig. Wir haben schon viel Ober die starke Reduktion 
der Zahl dar Unfallopfer in dar letzten Zelt gehört. Ich danke, 
dass gazlalta Massnahman am richtigen Ort und mit var­
nOnftlgan Mitteln die Unfallgefahr vermindern worden. Gene­
rell Tempo 30 Innerorts Ist sicher nicht das richtige Mittel 
dazu. 

Marty Källn Barbara (S, ZH): «Es Ist nach In- und ausländi­
schen Untersuchungen erwiesen, dass allgemeine Tampoli­
mltan Im Verbund mit anderen Faktoren das Unfallge­
schehen günstig beeinflussen können. Insbesondere ver­
mindern sie einerseits die Geschwindigkeitsdifferenzen und 
bewirken dadurch eine Homogenisierung des Verkehrsab­
laufs; anderseits senken sie das Geschwindigkeitsniveau 
und verkleinern dadurch die Anhaltestrecken und die Kolllsl­
onsgaschwlndlgkeltan. Allein der Anhalteweg bei einer Ge­
schwindigkeit von 30 km/h gegenüber 50 km/h verringert 
sich bei mittleren Verhältnissen um rund die Hälfte, und bei 
einem Unfall nimmt die Schwere der Personen- und Sach­
schäden erheblich ab. Studien zeigen, dass die Wahrschein­
lichkeit eines tödllchen Unfalls fOr einen Fussgänger bei 
einer Kolflslonsgeschwlndlgkelt von 30 km/h gegenüber ei­
ner solchen von 50 km/h von 85 Prozent auf 10 Prozent 
sinkt» Diese klugen Sätze stammen nicht von mir, sie sind 
wörtlich aus der Botschaft des Bundesrates zltlert 
(S. 2902f.). 
Dennoch schafft der Bundesrat die Quadratur des Kreises 
und lehnt die Initiative ab, obwohl sie eine Selbstverständ­
lichkeit fordert, nämlich «Strassen für alle». Es geht um eine 
Umkehrung der Werte. Heute glauben wir, alles dem Durch­
gangsverkehr unterordnen zu müssen. Wir haben In der Ver­
gangenheit auch die lnnerortsstrassen so grosszügig ausge­
baut, dass es tatsächlich schwer fällt, die vorgeschriebene 
Geschwindigkeit einzuhalten. Wir haben entsprechende 
Normen erlassen, wir haben ganze, fast unüberwindliche 
Schneisen durch die Dörfer geschlagen. Wir haben auch In­
nerorts die Verkehrsträger entflochten und Trottoirs und 
Radwege möglichst noch mit einem zwei Meter breiten 
Grünstreifen von der Fahrbahn abgetrennt, alles In der an 
sich guten Absicht, die Strassen sicherer zu machen. 
Aber damit haben wir Lebensräume in den Ortschaften zer­
stört, und die scheinbare Sicherheit mit ihren gewaltigen 

· Strassenräumen hat die Strassen innerorts nur schneller 
und damit auch gefährlicher gemacht. gefährlicher für die 
Schwächsten von allen, für die Kinder. 1998 haben 42 von 
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ihnen diese vermeintliche Sicherheit mit dem Leben bezahlt. 
Über 2400 Kinder unter 15 Jahren wurden verletzt. 
Die Initiative «Strassen für alle» will das ändern; die Initiative 
«Strassen für alle» wird das ändern. In Zukunft sollen die 
Dörfer nicht mehr zu blassen Strassenrändarn degradiert 
werden; in Zukunft gehören die Strassen Innerorts in erster 
Linie wieder den Menschen, die dort leben, einkaufen, zur 
Schule und zur Post gehen, die zu Fuss oder mit dem Velo, 
mit den lntineskates oder dem Trottinett unterwegs sind. 
Daneben hat es weiterhin Durchgangsverkehr, aber er Ist 
nicht mehr das Mass aller Dinge, dem sich alles andere zu 
fügen hat, und er Ist etwas langsamer und menschlicher. 
Es gibt aber sicher nicht mehr Verkehr, wie Ihnen das Herr 
Vaudroz heute Morgen dargelegt hat Der Verkehr wird nur 
verstetigt und verlangsamt, aber sicher nicht verstärkt. 
In Zukunft gilt das Miteinander aller Verkehrsteilnehmerinnen 
und -teilnehmer und nicht mehr das Gegeneinander dar Star­
ken gegen die Schwachen. Mögllcharwelse muss man dem 
auch mit baulichen Massnahmen Nachachtung verschaffen, 
wenn Erscheinungsbild und Ausbaugrad nicht der geforder­
ten Geschwindigkeit entsprechen, wie es so schön In der 
Botschaft des Bundesrates helsst Allerdings Ist das Bauge­
werbe vermutlich durchaus bereit, den Rückbau der seiner­
zeit geschaffenen Strassenschluchten zu Obernehmen. 
Ich bitte Sie deshalb, die Volksinitiative «Strassen für alle» 
zur Annahme zu empfehlen. 

Gonseth Ruth (G, BL): Die Volksinitiative «Strassen fOr 
alle» verfangt von der motorisierten Bevölkerung das Opfer 
von täglich wenigen Sekunden oder Minuten zugunsten der 
schwächeren Verkehrsteilnehmer und Verkehrsteilnehmerin­
nen und zugunsten der Wohnqualität In den Quartierstras­
sen. Ist das zuviel verlangt? Ich meine: ganz sicher nicht Mit 
einem Ja zur Initiative geben wir das Signal für eine neue 
Verkehrskultur - das wurde heute schon ein paar Mal ge­
sagt - und für mehr Rücksicht zugunsten aller Verkehrsteil· 
nehmer und Verkehrsteilnehmerinnen. Wir schaffen die Vor­
aussetzungen für wohnlichere Siedlungen; wir schützen 
damit vor allem das Leben von Kindern und von älteren 
Menschen und wir verhindern das Leid unzähliger Unfallop­
fer, Invalider und ihrer Famlllen. Wir reduzieren damit den 
gesundheitsschädigenden Lärm, die nach wie vor zu hoher 
Konzentration von Luftschadstoffen, und wir reduzieren erst 
noch die ungeheuren Folgekosten fOr unsere Versicherun­
gen. 
Die Zahl von heute Jährlich fast 600 Verkehrstoten durch den 
motorisierten Strassenverkehr - 220 davon Innerorts - ist 
und bleibt ein Skandal. Diese Zahlen müssen reduziert wer­
den. Wir können sie mit Massnahmen, wie sie in der Initia­
tive vorgeschlagen werden, massiv reduzieren. 
Bisherige Massnahmen zur Reduktion der Zahl der Vekehrs­
opfer haben Immer gegriffen, wenn sie konsequent einge­
führt wurden, unterstützt von der Motivation der Bevölkerung 
und von entsprechenden Begleltmassnahmen. Das Ist der 
Grund - das an die Adresse der Herren Schank und Trlpo­
nez -, dass die Zahl der Verkehrsopfer in den letzten zehn 
Jahren abnahm. So hat man belsplelsWefsa bei der Einfüh­
rung von Geschwindigkeitsbegrenzungen auf Hauptstrassen 
ausserorts, innerorts und auf Autobahnen, aber auch bei der 
EinfOhrung des Gurtenobllgatorlums oder der Heimtrage­
pflicht jedes Mal einen deutlichen Knick nach unten bei der 
Zahl der Verkehrsverletzten und Toten registriert. 
Auch diese Massnahmen wurden alle erst nach sehr langem 
Zögern und nach heftigem Widerstand der «Auto-Turbos» 
eingeführt. Obwohl es etwa zehn Jahre her Ist, erinnere Ich 
mich noch ganz gut an den heftigen Abstimmungskampf um 
die so genannte Böhi-lnltlatlve fOr Tempo 100/130. Damals 
war die Autolobby an vorderster Front dabei, auch dar heu­
tlge Fraktionspräsident der SVP; der ACS und der TCS tra­
ten mit hanebüchenen Argumenten fOr die Initiative ein. 
Doch die Bevölkerung hat dieser Initiative eine deutlich Ab-
fuhr erteilt. ~-
Herr Bundesrat: Sie geben Ja selber zu, dass die Initiative 
sehr positive Auswirkungen auf die Verkehrssicherheit und 



00.034 Conseil national 788 21 Juin 2000 

auch auf Lärm und Luftschadstoffe hätte. Deshalb finde ich 
die Argumente, die Sie dagegen anfahren, wenig Oberzeu­
gend und zum Teil Oberhaupt nicht nachvollziehbar. Die 
Kosten ror bauliche Massnahmen belsplelswelse wären 
zwar am Anfang sehr hoch. Aber diese Kosten worden Innert 
wenigen Jahren wieder eingespart, dank der Abnahme der 
Kosten bei den Renten, bei der Arbeitsunfähigkeit, bei den 
Unfallfolgen, bei der Rehabilitation und bei der Lärmreduk­
tion. Zudem denke Ich, dass man bei den Kosten auch nicht 
so knausrig und sparsam sein darf, wenn es darum geht, 
Menschenleben zu schQtzen. 
Es darf auch kein Tabu mehr sein, mehr Rücksicht und Diszi­
plin von der motorisierten Verkehrsteilnehmern zu verlan­
gen. Ich bin enttäuscht, dass der Bundesrat da quasi klein 
beigibt und. sich scheut, zugunsten einer Verminderung der 
Zahl der Verkehrstoten von der Bevölkerung auch etwas zu 
verlangen. Heute gibt man far sehr viele Dinge wahnsinnig 
viele Werbemllllonen aus. Ich glaube, es wäre mit einer gu­
ten Kampagne sehr gut möglich, die Bevölkerung ror mehr 
Wohnqualität zu motMeren. 
Ich bin sehr Oberzeugt von der Notwendigkeit dieser Initia­
tive. Ich bin selbst Mltglled des lnitlativkomltees und möchte 
Sie deshalb bmen, diese Initiative zur Annahme zu empfeh­
len. 

Hegetschweller Rolf (R, ZH): Das Ziel der Initianten, mit­
tels Geschwindigkeitsbeschränkungen Innerorts die Ver­
kehrssicherheit zu erhöhen, die Umweltbelastung zu 
verringern und die Wohnqualität zu verbessern, Ist z:war be­
grOssenswert, aber die vorgeschlagenen Massnahmen sind 
zu extrem und zum Tell ungeeignet. Insbesondere worden 
sie von den Verkehrsteilnehmern nicht akzeptiert. 
Ich nenne folgende Argumente: 
1. Negativa Erfahrungen mit Tempo 30 generell liegen be­
reits vor. 
2. Das Vorgehen, mit dem das angestrebte Ziel erreicht wer­
den soll, ist falsch. 
3. Kein europäisches Land kennt heute generell Tempo 30 
innerorts. Die SChweiz würde - wieder einmal - den Allein­
gang proben. 
Die wenigen Erfahrungen mit Tempo 30 Innerorts sind Ober­
wiegend negativ. In Graz läuft seit 1992 ein Versuch. Unter­
suchungen zu Tempo-30-Zonen in Deutschland zeigen, 
dass die Durchschnittsgeschwindigkeit - Im Falle einer Sen­
kung der Tempolimlte von 50 auf 30 km/h - ohne bauliche 
Massnahmen nur um 1 bis 2 km/h sinkt und mit baulichen 
Massnahmen auch nur um 4 bis 5 km/h. Positiva Auswirkun­
gen auf die Verkehrssicherheit und die Umwelt bleiben prak­
tisch aus. 
Warum Ist das vorgeschlagene Vorgehen falsch? 
1. Das Ziel kann ohne massive begleitende bauliche Mass­
nahmen - Verengung von Strassen, optische Hindernisse 
usw. - nicht erreicht werden. 
2. 30 km/h generell mit Ausnahmen vorzuschreiben Ist ein 
Ineffizientes Verfahren, weil die zuständigen Behörden ror 
die Anordnung von Massnahmen keine Gesetzgebungskom­
petenz, sondern nur eine Verfügungskompetenz tor den Ein­
zelfall haben. Das würde für die Behörden zu einem riesigen 
Aufwand führen. 
3. Wall die Ausnahmen zudem noch begründet sein mass­
ten, ist zu befQrchten, dass die Erhöhung der Tempolimlte 
auf Hauptstrassen nicht einfach vorzunehmen wäre. lang­
wierige Bewilligungsverfahren und Einsprachen wären die 
Folge. 
4. Den Schalmelenklängen von Frau Hollenstein, Frau Gen­
ner, Herrn Vollmer und andern traue Ich In keiner Welse. Die 
Ausnahmen warden zudem den «Täfellwald» noch dichter 
werden lassen, und der Ist Ja weiss Gott schon dicht genug. 
Richtiger wäre, wenn schon, gezielt die Tempo-30-Zonen 
auszuweiten. 
5. _ Die Gleichbehandlung von Hauptstrassen Innerorts und 
sledlungsorlentlerten Strassen macht keinen Sinn. So ge­
nannte verkehrsorlentlerte Strassen, wie die Hauptstrassen 
des übergeordneten Strassennetzes, haben eine andere 

Funktion als so genannte sledlungsorlentierte Strassen. Ver­
kehrsorientlerte Strassen müssen sichere, lelstungsfählge 
und wirtschaftliche Transporte ermöglichen. Siedlungsorien­
tferte Strassen dienen der Erschllessung von Wohnquartie­
ren. 
Die Errungenschaften der bestehenden Tempo-30-Zonen In 
Wohnquartieren gingen mit Annahme der Initiative mög­
licherweise sogar verloren, weil die jetzige Limite von Tem­
po 30 in Wohnzonen eine gemischte Nutzung von Verkehr, 
Spiel, Sport und Begegnung zulässt. Bel Tempo 30 generell 
mOsste man wiederum spezielle Wohnzonen einfahren, was 
ja wohl keinen Sinn machen würde. 
Weitere Argumente gegen die Initiative: Eine Bevorzugung 
des öffentiichen Verkehrs wäre kaum mehr möglich; die 
Transportkapazität ginge zurück. Bei den volkswirtschaftli­
chen Kosten werden mindestens zwei MIiiiarden Franken 
nur schon für die Umgestaltung des Strassenraumes veran­
schlagt. Die Zuständigkeit far die Festlegung würde auf zahl· 
reiche Ebenen verteilt, und die Akzeptanz In der Bevölke­
rung wäre gering. Die Verkehrshalblerungs-lnitiative hat 
deutlich genug gezeigt, dass erhebliche Einschränkungen 
der persönlichen Mobilität nicht mehrheitsfähig sind. 
Ich komme zum Fazit Das grundlegende Anliegen der Initia­
tive - die Erhöhung der Verkehrssicherheit Innerorts - ist 
z:war zu begrllssen. Viel ist bereits gemacht worden, und Ich 
glaube, dass wir auf dem richtigen Weg sind. Mit dem vorlie­
genden lnltlatlvtext kann dieses Zlel aber nicht auf z:weck­
mässige Art und Welse erreicht werden. Die Initiative Ist zu 
extrem, zu fundamentalistisch. Letztlich geht es um eine In­
teressenabwägung zwischen Mobilitäts- und Sicherheits· 
bedürfnlssen. Dieser Zlelkonflikt wird mit der Initiative nicht 
gelöst. Die negativen Begleiterscheinungen der Initiative 
überwiegen die Vorteile bei weitem. 
Aus all diesen Grllnden bitte Ich Sie, die Initiative zur Ableh­
nung zu empfehlen. 

Menetrey-Savary Anne-Catherlne (G, VD): II y a quelques 
annees, sur les murs de ma vllle, des jeunes avalent ecrit 
«La via, vlte .... je t'alme touJoursl» lls se moqualent aussi 
des adultes en dlsant: «Las gens sont tellement presses 
d'aller s'enfermer au bureau qu'lls ecraseralent leurs sem­
blables pour y Atre plus vital» Cette tendance n'a fait qua 
s'accentuer, selon la logique d'une moblllte toujours plus va­
lorlsee, toujours plus frenetique, pas forcement plus rapide, 
mals souvent plus agresslve et plus chaotlque. II y a long­
temps qua las Verts demandent qu'on sorte de cette logique 
mortlfere du cctoujours plus» au proflt d'une via peut-lltre ra­
lentle, mals d'une via de mellleure qualite. 
Cela ne vaut pas la peine, Madame Polla, de voulolr a taut 
prlx avancer sl c'est pour aller drolt dans le mur ou dans rlm­
passe. l.'.inltlative populalre «Rues pour tous» nous alde a 
franchir ce pas vers une autre culture de la moblllte et des 
espacas publlcs: des rues pour se deplacer et des rues 
aussi pour s'arrAter, pour Jouer, pour Mter, pour se rencon­
trer. C'est un parl difficlle, mals pour autant, ca n'est pas un 
parl stupide nl debile, Monsieur Schenk. 
Alors qua le nombre de vehicules a augmente ces trente 
demleres annees de 250 pour cent, le nombre des acci­
dents mortels a beaucoup dimlnue. Certes, cette evolutlon 
est multifactorlelle, mals la limltation de 1a vltesse y tient une 
banne place. Cela a deja ete dlt ce matin, mals c'est quelque 
chose qul m'a beaucoup lmpressionnee, le message du 
Conseil federal le rappelte, un pleton renverse par un vehl­
cule roulant a 50 km/h a 85 pour cent de risque d'en mourlr, 
alors qua ca risque tombe a 10 pour cent sl le vehlcule roule 
a 30 km/h. Un pieton tue, c'est dramatique en sol, mals son­
gez a la hantlse qua represente pour chacun de nous l'ldee 
qua nous pourrions avoir tue un enfant slmplement an rou­
lant trop vlte. Personnellement, je suls präte a accepter tou­
tes las llmltatlons de vitesse pour m'evlter ca veritable 
cauchemar. 
La message du Conseil federal reconnait aussl qua la re­
ductlon de la vltesse dlminue de maniere slgnificative le 
brult, las emlsslons polluantes, la consommatlon de carbu-
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rant Elle a egalement pour effet la detente et l'amelloratlon 
du climat du traflc, ainsi qua l'homogenelsatlon du flux des 
vehicules. En definitive, II semble mAme posslble de gagner 
du temps, comme le montre une experlence dans la ban­
lieue de Turin, ou la reductlon de la vltesse a 30 km/h, le re­
treclssement de la chaussee de l'axe prlnclpal ainsf qua le 
remplacement des feux par un giratoire ont permls de re­
dulre d'un tlers le temps necessaire pour traverser cette ag­
glomeratlon de 45 000 habltants. 
Qua veut-on de plus? Ce qu'on veut de plus, c'est blen sOr 
que las gens respectent les llmltatlons de vltesse. On fait 
souvent peur aux gens en leur brandlssant cette Image me­
naQBnte d'un cort~e d'escargots traversant las localites. 
Mals en falt, c'est deja souvent comme QBI Car on roule sur 
las grands axes en vi1le a moins de 30 km/h a cause des em­
bouteillages, a cause des passages pour pletons, a cause 
des feux, etc. Le paradoxe, c'est qu'on fonce ensulte sur las 
routes secondaires pour se rattraperl C'est cela qu'II taut 
corriger. 
On en a aussi parle, la reductlon de la vltesse a 30 km/h, se­
lon le message du Conseil federal, permettralt d'epargner 
200 mllllons de francs sur le coat des accidents. Justement, 
cette somme permettrait d'amortlr en dlx ans las investlsse­
ments necessaires pour l'amenagement des chaussees, afin 
que las limites de vltasse solent respectees. 
Je rappelle encore que tous, nous avons des souvenlrs de 
dlmanches sans voitUres, de dlmanches rendus lnclrcula­
bles par la neige, de vllles ralentles, d'avenues ouvertes et 
convlviales. Ce n'est pas cela qua !'Initiative demande. Ble 
demande slmplement qu'on pulsse retrouver le plalsir de 
routes effectlvement pour tous. En acceptant cette initiative, 
offrons-nous ce cadeau, et offrons-le aux habltantes et aux 
habitants de ce pays. 

Leutenegger Hajo (R, ZG): Diese Volksinltiatlve Ist ein An­
liegen mehr aus einer Reihe von Verkehrsbehlnderungsaktl­
vltäten, einer Reihe, die schon fast einem Stau glefchkommt 
Die Initiative folgt der Verkehrshalblerungs-lnitlatlve und wird 
wohl auch das gleiche Schicksal erleiden. Die Initiative ver­
folgt durchaus achtenswerte und ernst zu nehmende Ziele. 
zweifellos ist jeder Verkehrsunfall einer zu vlel, Ist Jedes Ver­
kehrsopfer mehr als beklagenswert Auch die Reduktion der 
Immissionen des Strassenverkehrs Ist ein breites Anliegen. 
Eine Temporeduktion generell aUf 30 km/h ist aber sicher 
nicht der einzig mögliche Weg, sondern eher ein ungeeigne­
ter, gerade eben weil generell. 
Wir können weiterhin vlel tun, um die genannten Ziele zu 
verfolgen. Nicht nur bei der Ausgestaltung der Strassen, bei 
der Auftrennung der Verkehrsströme, sondern auch bei der 
VerkehrsleitUng, bei der FahrzeugausrQstung und bei der 
Schulung aller Verkehrsteilnehmer. Die bisherigen, zweifel­
los welterzUfOhrenden Massnahmen haben auch Wirkung, 
wie die Unfallstatlstlken erfreullcherwelse zeigen. Wir haben 
heute generell 50 km/h, Ausnahmen mit 30 km/h sind, wo 
nötig, möglich und dort auch weiterhin durchzufOhren. 
Jetzt will man das Ganze umkehren, wobei nur Hauptstras­
sen Oberhaupt noch fOr Ausnahmen Infrage kommen könn­
ten, gut ausgebaute Quartlerstrassen somit nicht. Tempo 30 
generell Ist In der Praxis kaum durchsetzbar, und schon die 
Umsetzung wird einen riesigen Aufwand bedingen. 
Die Initiative Ist somit wenig realistisch und ungeeignet. Sie 
Ist zur Ablehnung zu empfehlen. Man will uns zwingen, ge­
nerell Im ersten Gang herumzufahren, Immerhin noch nicht 
gerade Im RQckwärtsgang. SitUative Massnahmen sind mei­
nes Erachtens besser als generelle, so würde ich z. B. kla­
rere und einfachere Regeln an den Fussgängerstrelfen 
vorziehen. Damit wäre wohl mit weniger Aufwand mehr zu 
erreichen als mit dieser Initiative, bei der Ich Ihnen bean­
trage, sie zur Ablehnung zu empfehlen. 

Pfister Theophll r,J, SG): Wenn Ich höre, dass Tempo 30 in­
nerorts in die Verfassung geschrieben werden soll, darf Ich 
ohne Zögern annehmen, dass mit dieser Initiative etwas 
nicht stimmen kann. Was soll ein solcher Fremdkörper In der 
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Verfassung? Kämpfen wir damit nicht gegen uns selbst? 
MOssen wir uns selbst immer neue KnOppel zwischen die 
Beine werfen? Oder wollen die Initianten mit dieser Volksln­
ltlative etwas Grundsätzllches erreichen, das sie gar nicht 
beim richtigen Namen nennen? Es geht doch hier schlicht­
weg um einen weiteren Schritt in Richtung einer allgemeinen 
Verkehrsbehinderung. Wenn Tempo 30 In der Verfassung 
stehen würde, könnte man dort mit der gleichen Logik noch 
manch anderes, ebenso Unsinniges in der Verfassung plat­
zieren, etwa ein Verbot von KQhen auf der Strasse oder von 
Klnderlärm im Schwimmbad, oder die EinfOhrung eines 
Links-Rechts-Verkehrs aUf unseren Strassen: Am Morgen 
wird links gefahren, am Nachmittag rechts. Jetzt im Ernst 
Es Ist positiv, dass In unserem Land auch Ober solche Be­
gehren an der Urne abgestimmt werden kann. Es mOssen -
so denke ich - doch ernst zu nehmende Probleme beste­
hen, wenn eine Initiative mit der hier geforderten Unterschrif­
tenzahl zustande kommt. 
Wo Ist hier das Kernproblem? FQr mich ist dieses Volksbe­
gehren Ausdruck des verdrängten Unbehagens der Gegner 
des Individualverkehrs. Sie haben erkannt, dass ihre Ver­
kehrsverhinderungsstrateglen, die auch in der deutlich ab­
gelehnten Verkehrshalblerungs-lnltlatlve ihren Ausdruck 
fanden, nicht zu brauchbaren Lösungen, sondern vielmehr 
zu einem stetig zunehmenden Verkehrschaos fOhren. Mehr 
Lärm, immer mehr Staus, Zeitverluste, Hektik und fehlende 
Parkplätze sind die Folgen. Die Ausübung von gewerblichen 
Berufen In manchen Branchen wird zunehmend aufwändiger 
und schwieriger. Ohne dass wir uns dessen Immer voll be­
wusst waren, haben wir den Werbungen der Schienenlobby 
zu oft nachgegeben und die Sanierung und den Ausbau un­
serer Strassen vernachlässigt. Heute wird uns dieser ROck­
stand zunehmend bewusst, und manche reagieren eben auf 
sonderbare Welse, bevorzugt mit neuen Verboten. In diesem 
Sinne zwingt uns diese Initiative, darOber nachzudenken, 
welche Massnahmen fOr den Verkehr der Zukunft nun wirk­
lich zum Ziele fOhren. 
Ich bin nicht gegen Verkehrsberuhlgungsmassnahmen in 
Wohnquartieren. Aber wir brauchen sinnvolle Regelungen; 
wir brauchen vor allem neue Umfahrungen und eine Ver­
kehrsverflOsslgung. Wir wollen es noch Immer nicht wahrha­
ben, dass viele Länder und Städte Intelligente Verkehrslö­
sungen auch fOr den Individualverkehr planen und bauen. 
Wir sind uns noch zu wenig bewusst, dass der öffentliche 
Verkehr auch an seine Grenzen stossen kann. FOr viele Ist 
diese inHiatlve auch ein Angriff aUf die Bedürfnisse und die 
Lebensart der Landbevölkerung. Lösen wir die Probleme mit 
dem Bau der vielen bisher verhinderten Umfahrungsstras­
sen, mit der Trennung von Verkehrsebenen und mit all den 
Verbesserungen, die sich durch die Verkehrstechnik erge­
ben. Die "Tempo-30-lnltlatlve», die natOrßch abzulehnen Ist, 
kann zur Lösung unserer Verkehrsmisere absolut nichts bei­
tragen. Es hilft nichts, langsamer fahren zu wollen, wenn es 
In die falsche Richtung geht. 
Ich bitte Sie, diese Initiative zur Ablehnung zu empfehlen. 

Chlffelle Pfarre (S, VD): Vous faltes le reproche aux auteurs 
de i'inltlative de voulolr rempllr la constitUtlon de normes qul 
n'ont rlen a y faire en voulant Inscrlre le 30 km/h dans la 
constltutlon. Ne devez-vous pas admettre finalement que 
c'etait exactement ce que falsaient Ies mllleux fanatlques 
de l'automoblle lorsqu'lls avaient depose l'inltlatlve popuialre 
100/130, qul a ete rejetee par le peuple, et que c'est finale­
ment un moyen que dlfferents mllleux ont de s'exprlmer, et 
qua vous Ates malvenu pour faire ce reproche aux auteurs, 
pulsque vous avez vous-mllme utillse cette methode? 

Pfister Toeophll r,J, SG): Wenn Ich die gleiche Methode 
auch angewandt habe, dann bestätigen Sie damit eigentlich, 
dass sie ebenso berechtigt ist. 

Gendottl Gabriele (R, TI): Noch einmal sind wir In Verkehrs­
fragen mit einer Volkslnltlative konfrontiert, die sicher ein lo­
benswertes Ziel anstrebt, die aber Mittel einsetzen will, die 
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man, wenn nicht gerade als weltfremd, so doch mindestens 
als unverhältnlsmässig bezeichnen muss. Die vorgeschlage­
nen Massnahmen sind nicht dazu geeignet, den angestrel>­
ten Erfolg herbeizuführen. Das war leider schon bei der 
extremen Verkehrshalblerungs-lnltlatlve der Fall, die vor we­
nigen Wochen von Volk und Ständen haushoch verworfen 
wurde. 
Es ist fast eine Zumutung gegenüber der Erhabenheit der 
Bundesverfassung, dass man die Höchstgeschwindigkeit in­
nerorts nicht durch ein Gesetz oder eine Verordnung, son­
dern durch eine sture Verankerung in der «Magna Charta» 
regeln will. Auch die heutige vernünftige Delegation der 
Zuständigkeit an die Kantone und Gemeinden, welche die 
örtliche Situation und die Verkehrsbelastung am besten ken­
nen, zum Erlass von punktuellen Verkehrsmassnahmen und 
Geschwindigkeitsherabsetzungen würde mit der Initiative 
zunichte gemacht 
Auch bei einer erneuten Übertragung der Kompetenzen an 
den Bund, wie es in der hängigen Botschaft zur Änderung 
des strassenverkehrsgesetzes vorgesehen ist, scheint es 
mir vernünftig, dass die Höchstgeschwindigkeiten, die von 
einer ganzen Reihe von Umständen und Bedingungen al>­
hängen, in einem einfachen Gesetz geregelt werden, so-­
dass sie ständig an neue Anforderungen angepasst werden 
können. 
Die Verfassung als Grundgesetz soll allgemeine Ziele set­
zen, Aufträge erteilen, Programme festsetzen und sich nicht 
mit Einzelheiten oder sogar Kleinigkeiten befassen, die sich 
Im Verlaufe der Jahre verändern und die ständig neue Lö­
sungen oder Anpassungen verlangen. 
Ich glaube, wir sind alle mit den Absichten, die der Initiative 
zugrunde liegen, einverstanden, Insofern man einerseits die 
Verkehrssicherheit erhöhen will und andererseits eine Ver­
minderung der Umweltbelastung anstrebt. Aber ein so ho­
hes Ziel kann nicht mit einer Zwängerel in der Bundesverfas­
sung erreicht werden, ohne die sich ergebenden negativen 
Folgen zu evaluieren. Dies gilt nicht zuletzt Im Hinblick auf 
die hohen Kosten fOr die Kantone und Gemeinden. Vor allem 
darf es auch nicht mit einer generell-abstrakten Grundnorm 
geschehen, welche die Höchstgeschwlndig-kelt überall -
denn praktisch werden kaum Ausnahmen mögßch sein -'- auf 
30 km/h beschränken wlll. Artikel 32 des strassenverkehrs­
gesetzes gibt heute dem Bundesrat die Möglichkeit, die Ge­
schwindigkeit der Motorfahrzeuge auf allen strassen zu be­
grenzen, wobei der allgemeine Grundsatz gilt, wonach die 
Geschwindigkeit stets den Umständen anzupassen Ist, na­
mentlich In Bezug auf strassen-, Verkehrs- und Sichtverhält­
nisse. 
Die Kantone und auch die Gemeinden haben also schon 
Jetzt die Möglichkeit, die vom Bundesrat festgesetzte 
Höchstgeschwindigkeit für bestimmte strassenstOcke herab· 
zusetzen. Von dieser Mögllchkeit Ist verständllcheiwelse 
häufig Gebrauch gemacht worden. Das muss auch in Zu­
kunft so sein. So wurde in den bewohnten Quartieren und in 
den sledlungsorlentlerten strassen, wo sich aufgrund von 
einzelnen Bewertungen tatsächlich eine Zonenslgnallsatlon 
aufdrängt. eingeschritten. 
Unter den Begriff «innerorts» fallen aber auch Haupt- und 
Nebenstrassen, die dem Durchgangsverkehr dienen, die für 
den Zugang zu den Ortschaften geschaffen worden sind, die 
zum Tell durch kaum bewohnte Vororte führen und die vor 
allem so geplant und gebaut worden sind, dass es - ausser 
durch unverhältnlsmässlge Investitionen - kaum möglich ist, 
zusätzliche bauliche und verkehrstechnische Massnahmen 
zu treffen. 
Nach Artikel 2a Absatz 2 der Slgnallsatlonsverordnung Ist 
die Zonenslgnallsatlon für Verkehrsanordnungen Innerorts 
ausdrücklich zulässig, wobei der Bereich «Innerorts» auf 
Haupt- und Nebenstrassen beim Signal «Ortsbeginn» be­
ginnt und beim Signa! «Ortsende» endet. Die Rechtspre­
chung des Bundesgerichtes Ober die Definition - oder bes­
ser: die Notion - «Innerorts» Ist klar und wird konsequent 
angewendet. Ich halte deshalb die verlangte generelle Her­
absetzung der Höchstgeschwindigkeit um 40 Prozent - d. h. 
von 50 auf 30 km/h, ohne Unterscheidungen und ohne 

Berücksichtigung der einzelnen Ortssituationen - nicht für 
notwendig und zum Teil auch für widersprüchlich und un­
zweckmässlg. 
Die Gesetze mOssen vor allem dann, wenn sie dem BOrger 
etwas aufzwingen, vom BQrger verstanden und akzeptiert 
werden. Dann werden sie auch konsequent respektiert. Das 
wird bei einer allgemeinen Geschwindigkeitsbegrenzung auf 
30 km/h z. B. auf breiten, verkehrssicheren uhd wenig be­
nutzten Strassen nicht der Fall sein. 
Ich bitte Sie deshalb, die Initiative «strassen für alle» zur Ab­
lehnung zu empfehlen. 

Freund Jakob (:,/, AR): Ich bitte Sie, die Volksinitiative 
«Strassen für alle» dem Volk zur Ablehnung zu empfehlen, 
denn erstens sind die Anliegen der lnltlanten kaum umsetz­
bar, und zweitens ergäben sich bei einer Annahme für die 
Randregionen erhebllche Nachteile mit grossen Kostenfol­
gen. Ich beleuchte die Vorlage vor allem aus der Sicht der 
Gesetzeshater und der Landregionen. 
Zur Umsetzbarkeit Anlässlich eines Referates In der SIK 
beklagte sich der Präsident der Konferenz der kantonalen 
Polizeidirektoren, dass von den ungefähr 1000 Artikeln im 
strassenverkehrsgesetz von der Polizei nur deren 500 
durchgesetzt werden könnten. 
Mit der Annahme der Initiative mOssten wir das strassenver­
kehrsgesetz um weitere Artikel ergänzen, die nicht purch­
setzbar wären. Testen Sie sich seibert Versuchen Sie schon 
heute, mit Ihrem Auto mit 30 km/h durch ein Dorf zu fahren. 
Vor allem nachts und bei schwachem Verkehrsaufkommen 
ist diese Geschwlndigkeltsllmite beim heutigen Ausbau der 
strassen und Anlagen nicht einzusehen und unsinnig. 
Wenn nun die vorliegende Volkslnltlative angenommen 
würde und folgllch auch der Versuch der Umsetzung ge­
macht werden masste, wäre das nur mit umfangreichen und 
aufwändigen baulichen Massnahmen wie Strassenveren­
gungen, Schwellen und automatischen Radarfallen möglich. 
Solche Schikanen können wohl den normalen Personenwa­
genverkehr beruhigen. Sie werden aber für Landwirtschafts­
fahrzeuge, für Sattelschlepper, für Langholzfahrzeuge und 
auch für Spezialtransporte zum Problem. Daneben stellen 
solche künstlichen Hindernisse eine zusätzliche Unfallgefahr 
dar und führen bei der Schneeräumung zu einem erhebli­
chen Mehraufwand und folglich auch zu Mehrkosten. 
Eine nicht zu unterschätzende Kostenfolge hätte die Tempo­
beschränkung auch tar die Gemeinden, weil gezwungener­
massen die Ausdehnung der Vorortsbereiche nötig würde. 
Denn nach der generellen Ausserortsgeschwlndlgkelt von 
80 km/h bräuchte es eine Zwischenhöchstgeschwindigkeit 
von 50 km/h, damit bei der Ortseinfahrt die Geschwindigkeit 
auf 30 km/h gesenkt wäre. Damit entstanden nicht nur zu­
sätzliche Signallsatlonskosten; diese Vorverlegung der Ge­
schwindigkeitsbegrenzungen hätte auch Einfluss auf den 
VertellschlOssel zwischen Bund, Kantonen und Gemeinden 
bezüglich des Baus, des Unterhafts und der Betriebskosten 
der strassen .• Mit der Verlängerung der lnnerortsstrecken 
würden die Uberholmöglichkeiten auf Ausserortsstrecken 
vermindert, was u. a auch zu mehr AggressMtät im stras­
senverkehr - welche heute schon In erheblichem Masse vor­
handen Ist - fahren WOrde. 
Zu einem neuen Gefahrenpotenzial würden bei Annahme 
der Initiative auch die Zweiradfahrer. Denn mit den unum­
gänglichen baulichen Massnahmen, die fOr die Umsetzung 
der Initiative nötig wären, gäbe es schon bei geringem Ver­
kehrsaufkommen bei Tempo 30 innerorts Verkehrsstockun­
gen. Erfahrungsgemäss welchen Velofahrer und Blker In 
solchen Situationen auf den Fussgängerbereich aus, was 
die Unfallgefahr in diesem Bereich erheblich vergrössern 
und der Zielsetzung der Initianten zuwiderlaufen würde. 
Ich habe ein gewisses Verständnis fOr all jene, die für diese 
Volkslnltiative eintreten und In einer Stadt mit einem guten 
Angebot an öffentlichen Verkehrsmitteln, In der Nähe einer 
Autobahnausfahrt oder in einem Dorf mit einer Umfahrungs­
strasse wohnen. Denken Sie aber auch an die Rand- und 
Bergregionen, weitab von schnellen Strassen. Ich möchte 
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dies am Beispiel meines Kantons darlegen. Aufgrund der ty­
pischen Streusiedlungen Ist der grösste Tell der Bevölkerung 
auf das Privatauto angewiesen. Bekanntlich hat der Kanton 
Appenzell keinen Meter Autobahn. Nur eine der zwanzig Ge­
meinden hat eine Umfahrungsstrasse. Alle Verbindungsstr· 
assen fahren also mitten durch die typischen Strassendörfer. 
Der gesamte Durchgangsverkehr Inklusive Landwirtschafts. 
und Schwerverkehr mOsste sich mQhsam um die Verkehrs­
schikanen in den Dörfern winden. ZUdem gibt es im Appen· 
zellerland auf kleinstem Raum viele Ortschaften und Weiler, 
was zu sehr kurzen Ausserortsstrecken fahrt und den Ver­
kehrsfluss dementsprechend erhebllch behindern wQrde. 
Zum Schluss weise ich noch auf eine Rechtskuriosität hin, 
die mit Tempo 30 generell entstehen kann: Sie alle wissen, 
dass mit dem Velo 30 km/h mit Leichtigkeit Oberschritten 
werden kann. FOr diese Vehikel bestehen aber Im Strassen­
verkehrsgesetz keine gesetzlichen Geschwlncllgkeitsbegren· 
zungen. Ausserdem können sie bei Radarmessungen gar 
nicht erfasst werden. Also könnten Sie mit dem grössten 
Recht - vermutlich mit Hochgenuss - mit 50 km/h ein Poil· 
zelauto Qberholen. 
Helfen Sie mit, dass in die Bundesverfassung keine Vor­
schriften aufgenommen werden, die nicht umgesetzt werden 
können, und empfehlen Sie diese Volkslnltlative zur Ableh­
nung. 

Mugny Patrlce (G, GE): La questlon est simple, c'est se 
presser pour quol, pour qui et pour ou? Le 12 mars dernler, 
pres de 80 pour cent des citoyens suisses qui se sont pro­
nonces ont rejete l'lnltiative populalre federale vlsant a re­
duire de moltle le traflc routler motorlse en dix ans. Lors des 
debats qul avalent precede ce scrutln, des intervenants et 
de simples citoyens avalent laisse apparaTtre une forte co­
lere. BientOt, las Suisses devront trancher a propos d'une 
autre Initiative qui est celle dont nous debattons auJourd'hui 
et qul veut reduire a 30 km/h la vitesse generale autorlsee a 
!'Interieur des localites. Cette proposltion sera, alle l'est deja, 
certalnement taxee d'excessive et balayee. Ce sera loglque 
puisque ces deux textes ont un polnt commun, ils posent 
tous deux la questlon de notre mobilite et des effets qua 
celle-cl Indult, des themes qul devraient au molns susclter 
quelques reflexions et ne pas aboutir a la seule reactlon de 
rejet complet. 
Car enfln, pourquol tenons-nous tellement a nous deplacer 
sl vlte et si souvent dans des vehicules lndMduels? II y a evl­
demment ponctuellement des raisons a la vltesse. II est cer­
tain qu'II y a des Ueux lnaccesslbles avec des transports en 
commun ou, cela revlent au möme, tres mal desservls. Mais 
ces sltuatlons n'expllquent pas las flies systematlques de 
voitures dans las zones urbalnes, nl ne Justifient de malnte­
nir certalns niveaux de vltesse. II est d'allleurs interessant de 
constater qua las Initiatives qul s'en prennent a nos moyens 
ou a notre maniere de nous deplacer provoquent, comme je 
l'al deJa dlt, des reactlons tres agressives. Nombre de gens 
se sentent manlfestement attaques dans leur essence, cecl 
sans jeu de mots, comme s'ils s'ldentifiaient a leur moyen de 
locomotion, comme sl la seula Idee de ralentlr las angolssait, 
comme si prendre du temps las mettait profondement mal a 
l'alse. 
II est vral que notre mode de via est rapide, exlge de la rapl­
dlte, vllipende presque las activites lentes. Or, le debat, la 
reflexion, la recherche d'accords et de compromls prennent 
du temps, beaucoup de temps, par exemple 1a democratie 
est fort lente, et lorsqu'elle veut se mettre au dlapason du 
prlve, eile n'en sort souvent ni grandie ni plus efflcace. 
Pour revenir a notre sujet, l quoi sert-il d'aller plus vite et 
pour aller ou? Au bout du compte, ces reactlons intempestl­
ves contre un ralentlssement de notre moblllte ne sont-elles 
pas slmplement le reflet de notre dlfflculte a oser s'arröter et 
attendre? 
On salt qua la mlse en oeuvre de la reductlon de la vltesse 
dans las localites redulralt la pollutlon; on salt qua cela dlml­
nuerait le nombre d'accldents graves, voire mortels; et on 
salt qua las enfants en particuller beneficleraient de cette 
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diminution et qu'II en ressortlralt une securlte accrue. Qua 
perdralt-on en echange? Quelques minutes. Notons en pas­
sant qu'!I y a des vilies, notamment au Danemark, oCJ la ma­
Jorite des rues a ete fermee a la clrculation privee, a 
l'exceptlon evidemment des livraisons, des handlcapes, des 
vehicules utllitalres. II en a decoule une bien plus grande 
convivialite, ce qul est souvent Je cas lorsque las gens se 
croisent en ayant le temps de se voir. Notre soclete va de 
plus en plus vlte, mals on se demande souvent pour quol, 
pour qul et pour ou. 

Teuscher Franziska (G, BE): Welches Ist eigentlich unsere 
primäre Aufgabe als Parlamentarier oder Parlamentarierin? 
Diese Frage werden Sie sich wohl auch ab und zu stellen. 
Wir werden dafür gewählt, die Lebensqualität der Bevölke­
rung zu sichern und zu verbessern und dem Individuum ein 
möglichst hohes Mass an Sicherheit zu gewährleisten. 
Mit der Volksinltlative «Strassen fOr alle» haben wir die ein­
malige Chance, einen gewichtigen Beitrag zur Verbesserung 
der Lebensqualität in unseren Dörfern und Städten zu lei­
sten und die Sicherheit fOr einen Grossteil der Bevölkerung 
deutlich zu verbessern. In diesem Sinne können wir unseren 
parlamentarischen Auftrag erfQllen, wenn wir die Volksinitia­
tive «Strassen fOr alle» unterstatzen. Ich fordere Sie auf, 
diese Chance zu nutzen. 
Umfragen unter der Bevölkerung der Stadt Bern - das Re­
sultat wird In anderen Städten nicht anders ausfallen - brin­
gen es regelmässlg an den Tag: Das grösste Problem stellt 
der Autoverkehr dar. Wegen den Belastungen durch den 
Autoverkehr fliehen Immer mehr Stadtbewohnerinnen und 
Stadtbewohner aus der Stadt Fragen Sie die Landbevölke­
rung, weshalb sie nicht In der Stadt wohnen will, kommen 
auch Immer wieder dieselben Argumente: weil der Lärm und 
die Abgaswerte In der Stadt zu gross bzw. zu hoch sind und 
die Sicherheit nicht gewährleistet ist. 
Dass dies effektiv so Ist, kann Ich mit Bern als Wohnort aus 
eigener Erfahrung bestätigen. Wie Zehntausende anderer 
Matter und Väter kann Ich meine Kinder nicht alleine aus 
dem Garten gehen lassen. Meine Tochter muss jeden Tag in 
den Kindergarten begleitet werden, da sie eine Haupt­
strasse Qberqueren muss, auf der mit Tempo 50 gefahren 
wird. 
Gemäss heutigem Recht besteht keine Möglichkeit, dort 
eine Tempo-30-Zone einzufahren, obwohl entlang dieser 
Strasse zu 80 Prozent reine Wohnnutzung vorherrscht und 
der Schul- und Kindergartenweg von Dutzenden von Kin­
dern Ober diese Strasse fahrt. 
Was worden wir verlieren, wenn wir Tempo 30 innerorts ein­
führen warden? Nichts, ausser ein paar ideologischen 
Scheuklappen, und Ich denke, das haben auch die Voten der 
Gegner dieser Voiksinltlative gezeigt. Wenn hier die Verkehr­
halblerungs-lnltiative und die Volkslnltlatlve «Strassen fOr 
alle» gleichgesetzt werden, wird die Realität völlig verkannt. 
Alle bekannten Untersuchungen bestätigen, dass die durch­
schnlttllche Fahrzeit wegen Tempo 30 nur unwesentlich -
wenn Oberhaupt - zunehmen warde. DafOr warden die Luft­
verschmutzung und der Lärm deutlich abnehmen. Auch 
wenn keine zusätzlichen baullchen Massnahmen eingeführt 
warden, warde die durchschnlttllche Geschwindigkeit ab­
nehmen. 
Es besteht also keine Gefahr, dass -wie Herr Freund gesagt 
hat - die Randregionen und die Landwirtschaft durch die 
Volksinitiative «Strassen fOr alle» gefährdet warden. Eigent­
lich wissen wir das ja alle. Die heutigen Tempo-30-Zonen In 
den Quartieren sind eine gute Sache. Die hauptsächliche 
Gefahr stellen heute die Hauptstrassen dar, auf denen 
Tempo 30 noch nicht eingeführt werden kann. 
Es sind nicht nur Aspekte der Sicherheit, die fQr Tempo 30 
sprechen. Die Einführung von Tempo 30 lässt sich auch mit 
harten ökonomischen Fakten begründen. Der Bundesrat ar­
gumentiert - Herr Hegetschweiler hat dieses Argument auf­
genommen -, dass die Einführung von Tempo 30 zu teuer 
wäre, da sie Folgekosten von rund 2 MIiiiarden Franken 
nach sich ziehen wOrde. Selbst bei diesen Kosten, die aus 
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meiner Sicht vlel zu hoch geschätzt sind, wurde diese In­
vestition aber bereits nach zehn Jahren rentieren, denn 
durch Tempo 30 könnten volkswirtschaftliche Unfallkosten 
von 200 Millionen Franken pro Jahr gespart werden. 
Bereits 1993 äusserten zahlreiche prominente Schweizerin­
nen und Schweizer In einer Zeitschrift: «Wir stehen zu 
Tempo 301» Wer schon 1993 diese Weitsicht bewiesen hat, 
wird auch heute zu Tempo 30 stehen. Hier sehen Sie die 
Hoffnungsträgerinnen und Hoffnungsträger von 1993: Ruedi 
Aeschbacher, der sich vorhin Ja bereits zur Initiative geäus­
sert hat. ist hier auch abgebildet. Herr Gutzwiller, Ich hoffe, 
dass auch Sie das von Ihnen damals ausgesprochene 
Votum wieder aufnehmen und der Initiative zustimmen. Ich 
hoffe und bin Qberzeugt, dass auch Herr Bundesrat Leuen­
berger Im innersten Kern ein Tempo-30-BefQrworter ist, 
denn auch er hat bereits 1993 gesagt: «Wir stehen zu 
Tempo 301 ... 

Chlffelle Pierre (S, VD): II est assez rare que ce Parlement 
dlscute de sujets qul auront des consequences concrates 
pour la vle quotidienne de chaque cltoyen. Et pourtant, 
quand II le falt, quese passe-t-11? La salle est aux quatre cln­
qulemes vide, dlrons-nous. Voile. qul donne une bonne Idee 
des preoccupatlons qu'ont les polltlclens quant aux soucls 
quotldlens qul sont ceux de leurs concltoyensl 
Ce que propose rlnitlative populalre «Rues pour tous» con­
cerne Ja vle quotldlenne de chacun parce que cela concerne 
avant tout les soucis qui sont ceux de tous les Jours, des en­
fants, de leurs parents, des personnes ägees dans las vllles. 
Et pourtant, apparemment, icl tout le monde s'en moque, ou 
bien en tout cas la majorlte a-t-elle deja declde que la 
deesse bagnole etant apparemment ce qu'eile est dans 
cette soclete, II est totalement lnutile de vouloir se preoccu­
per de ce genre de problemes. 
Je crols que c'est l'occasion de dlre, alors, quel est reeile­
ment le but de cette initiative, et ce contrairement aux proces 
d'lntentlon qul lul ont ete falts tout a !'heure par ses nom­
breux opposants. Elle postule quelque chose de tout simple, 
qul n'a verltablement rlen du tout a volr avec !'Initiative «Ac­
tif-traflc», que d'aucuns avalent baptlsee «Retrotraflc». Elle 
postule une mesure pragmatique toute simple: elle veut que 
l'exceptlon du 30 km/h devlenne la regle et que la regle du 
50 km/h dans las localltes devlenne l'exceptlon. Elle a donc 
pour but certes de dlminuer Ja pollutlon, certes de dlminuer 
ie bruit et las risques en cas d'accldents, mais en rlen de re­
dulre le traflc. II dolt &tre clalrement afflrme lci qu'aucun vehl­
cule automoblle quelconque ne sera interdlt of.l que ce soit, II 
lul sera simplement dernande de se deplacer a une vltesse 
qui est tolerable pour l'ensemble des usagers et finalement, 
avantageuse pour toute la soclete. C'est un etat d'esprlt 
nouveau qu'II s'aglt d'lnstaurer et auquel aspire un nombre 
toujours plus grand de cltoyens dans nos villes, qul flnlssent 
d'ailleurs par &tre la majorlte de nos concltoyens, de teile 
sorte qu'on ne peut verltablement balayer leurs preoccupa­
tions de la sorte. C'est un art de vlvre dans la cite, une con­
vMalite a laquelle asplrent de nombreuses personnes dans 
les vllles et aussl dans les petites bourgades. 
II y a lleu icl de battre en breche un certaln nombre de repro­
ches ou d'arguments faciles et repetltifs qu'on entend cha­
que fols qu'une reduction de la liberte de deplacement des 
automobiles est en Jeu. Ainsl, Mme Polla a, par exemple, fait 
alluslon a la necesslte de penser aux commerc;ants. J'al en­
vle de lul dlre que flnalement on las verra beaucoup mleux, 
les vltrlnes des commer<;ants a 30 km/h que sl on fonce a 
50 km/h. D'ailleurs, chaque fois que les commerc;ants se 
sont opposes a une mesure quelconque, zones pietonnes, 
etc., l'experlence a demontr6, mals a chaque Jois, et dans 
toutes las vllles d'Europe et de Suisse, qu'lls s'en mordaient 
las dolgts et qua, flnalement, leurs affalres tournalent tres 
blen pulsque les zones pietonnes, et la convlvialite qul y 
regnait, amenalent plus de chalands dans leur schoppe et 
falsaient augmenter leur chiffre d'affaires. 
Vous poursulvez donc un veritable fantasme dans las mi­
lleux des commeryants en pretendant qua la presence d'une 

volture pratlquement jusque dans le magasln est la condltlon 
sine qua non de la marche des affaires. 
Tout le monde l'admet, meme le Conseil federal dans son 
message, la securite est nettement amelloree, notamment 
pour las enfants, dans las vllles ou des zones 30 km/h ont 
ete introduites a large echelle. Personne ne peut le contes­
ter. Est-ce que quelqu'un lcl a le front de dlre qu'il ne vaut 
pas la peine de sauver ne seralt-ce que quelques dlzaines 
de vies d'enfants par annee en instaurant cette rlllgle dans 
l'ensemble de notre pays? 
II a aussl ete dlt dans le cadre de ce debat que, finalement, 
on ne pouvalt pas lmposer d'en haut une teile mesure. Dans 
tous las domaines qul ont tralt a la securlte routlere, II est 
evident que seule runlformlte des regles peut attelndre le 
but vlse, pulsqu'on ne peut pas attendre des usagers qu'lls 
changent leur comportement en fonctlon du lleu of.l lls se 
trouvent, des lors que l'on clrcule dans tout le pays. A l'evi­
dence, on a pu lntrodulre le 50 km/h au lleu du 60 km/h, il y a 
quelques annees, dans les localites, avec las memes cris 
d'orfrale dans las memes rangs d'opposants, et aujourd'hul 
tout le monde se satlsfalt de cette mesure. Une soclete dolt 
progresser, et !a mesure tendant a faire du 30 km/h la regle 
au Heu de l'exception ne pourra apporter qu'un mieux-&tre 
sans mettre quoi que ce soit en perl!. 
Je vous lnvlte des lors a soutenlr !'Initiative populalre «Rues 
pourtous ... 

Tlllmanns Plerre (S, VD): 16 848 blasses, 222 morts dans 
les localites en 1998. Un pleton renverse a 50 km/h a 85 pour 
cent de risque de deceder; un pleton renverse a 30 km/h a 
1 o pour cent de rlsque de deceder. Ces chlffres sont tlres du 
message du Conseil federal, en eux-memes lls devraient suf­
flre a faire adopter !'Initiative «Rues pour tous». Pour quelles 
raisons le Conseil federal refuse-t-11 de soutenlr cette Initia­
tive? La premiere est de dlre que las automobillstes ne res­
pecteront pas la llmltatlon a 30 km/h, la deuxleme que las 
routes ne sont pas amenagees en fonctlon de cette vitesse. 
Pourquol dlt-on que les automoblllstes ne respecteront pas 
le 30 km/h? On a modlfle a plusleurs reprlses la vltesse, de 
130 a 120 km/h sur las autoroutes, de 80 km/h entre les lo­
calltes, de 50 km/h dans les localltes, et la majorlte des auto­
moblllstes respectent ces vltesses. SI on fixe la limlte a 30 
km/h dans las localltes, sauf exceptions, ta majorite des 
automobillstes qul respectent la reglementat1on aujourd'hul 
respecteront la nouvelle llmlte. 
Quant a l'amenagement des rues, II est vrai que dans notre 
pays nous n'avons pas la culture du deplacement qu'on volt 
aux Etats-Unis. Lorsque dans notre pays un automobHlste 
voit une route large, peu encombree, apparemment sans 
obstacles, II se sent force d'augmenter la vitesse, de peser 
sur la pedale des gaz; <;a n'est pas necessairel Dans !es ag­
glomeratlons, on ne gagne pas de temps en roulant a 
50 plutOt qu'a 30 km/h. SI vous suivez une voiture qul roule a 
50 km/h, vous la retrouvez au prochaln feu rouge, vous avez 
rattrape le retard et vous vous retrouvez derrlere le vehlcule 
dont le chauffeur a roule a 50 km/h. II n'y a donc aucun lnte­
ret economlque a ne pas diminuer la vltesse a 30 km/h, mal· 
gre ce que dlt le Conseil federal. II est important qu'on 
apprenne aussi, dans notre pays, a avolr la culture du depla· 
cement et a ne pas penser que la volture, c'est falt pour aller 
aussl vlte que posslble ou qu'autorise, mais qu'on a tout le 
temps, du moins dans les agglomeratlons. 
Je clte le Conseil federal qui dit au chlffre 5. 1 de son mes­
sage: «Saluons les objectlfs vlses par l'inltlatlve, a savolr 
renforcer la securlte routlere dans les locailtes et redulra les 
atte!ntes a l'envlronnement, de manlere ä amellorer la qua­
llte de vie des habltants. II ne falt aucun doute que des vltes­
ses redultes exercent une lnfluence positive sur le nombre et 
les caracterlstiques des accldents - et sl la personne au vo­
lant est plus calme et le flux du traflc plus homogene - qu'II 
en resulte une dlmlnutlon des emanatlons de substances 
noclves, de la consommation de carburant et des nulsances 
sonores.» 
Je vous invlte a accepter !'initiative. 

BuUetln offlclel de r Assembll» felderale 
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Föhn Peter r,/, SZ): Ich bitte Sie, der Kommissionsmehrheit 
zu folgen und die Initiative gemäss Bundesrat zur Ablehnung 
zu empfehlen. Ich kann mich relativ kurz fassen, denn vieles 
wurde schon gesagt. 
Mit der Annahme dieser Initiative worden einmal mehr un­
sere Rand- und Bergregionen hart getroffen, In denen der 
öffentliche Verkehr, Im Gegensatz zu den Städten und den 
städtischen Regionen, nicht gewährleistet ist Es kann nicht 
verlangt werden - darauf zielt die Initiative unter anderem 
ab -. dass bei uns In den Rand- und Bergregionen auf den 
öffentlichen Verkehr umgestiegen wird, denn abends ab 20 
oder 21 Uhr Ist dort tote Hose. 
Es wäre vermessen, auf Durchgangsstrassen innerorts 
Tempo 30 einzuführen. Nebst den kostspieligen Sofortmass­
nahmen wie Signalisation und Verkehrsberuhigung hätte 
das zur Folge, dass mittel- und langfristig teure Umfahrungs­
projekte geplant und verwirklicht werden müssten, damit der 
Verkehr auf diesen Durchgangsstrecken als flOsslg taxiert 
werden könnte. 
Es sind, Herr Vollmer, nicht nur Einzelfälle, bei denen eine 
durchgehende Tempollmlte von 30 km/h Einfluss auf die Rei­
sezelt hätte. In ländlichen Regionen wäre dies mehrheitlich 
der Fall. Wir alle stehen mr eine möglichst optimale Ver­
kehrssicherheit ein, und man hat In den letzten Jahren Gott 
sei Dank vlel dazu beigetragen. Aber eine flächendeckende 
Tempo-30-Llmlte erachte ich als Obertrieben. Sie widersprä­
che auch dem Strassenverkehrsgesetz, dass momentan re­
vidiert wird. Überlassen wir die Zuständigkeit den Kantonen 
und Gemeinden, welche die örtlichen Verhältnisse kennen 
und somit meist auch vernünftige Verkehrsregelungen an­
ordnen. Denn gemäss Bundesverfassung können Strassen­
beiträge an die Kantone auch zugunsten der Verkehrs­
sicherheit ausgeschüttet werden. 
Die Massnahmen zugunsten der Verkehrssicherheit sind im­
mer noch Im Fluss; sie werden bei Bedarf eingeleitet und 
ausgeführt - auch ohne Bundesdiktat. 
Demzufolge bitte Ich Sie, der Kommissionsmehrheit und 
dem Bundesrat zu folgen. 

Wiederkehr Roland (E, ZH): Ich lege zuerst meine Interes­
senbindung offen: Ich bin Präsident der Vereinigung für Fa­
mlllen der Strassenopfer und damit Jeden zweiten Tag mit 
einem tragischen Fall befasst, mit einem tragischen Fall 
nicht nur auf der Seite des Opfers, sondern auch auf der 
Seite des Verursachers. Ein kleines Beispiel: Ein 26-Jähriger 
hat vor drei Tagen eine 74-Jährlge Frau angefahren, weil er 
so genannt unaufmerksam war. Konkret hat er nach einer 
rollenden Tasche auf dem Beifahrersitz geschaut und hat die 
Frau Oberfahren. Er Ist In der Stadt mit Ober 50 km/h gefah­
ren. Meine Tochter, die Medizin studiert, kam dazu. Sie 
konnte diese Frau reanimieren; später Ist sie dann aber 
trotzdem gestorben. Der Autofahrer Ist völllg gebrochen; die 
Frau Ist tot. Wäre er mit 30 km/h gefahren, wäre die Frau mit 
grösster Wahrscheinllchkelt noch am Leben. 
Dies alles betrifft also auch die Autofahrer. Wenn ich die Ar­
gumente heute höre, muss Ich Ihnen allen zuerst einmal 
danken, denn Sie alle stehen eigentlich meinen Interessen 
als Präsident der Vereinigung fOr Familien der Strassenopfer 
ausserordentllch nahe. Alle sagen: Selbstverständlich wollen 
wir weniger Tote, weniger Verletzte Im Verkehr; das Ist eine 
BOrgerpfllcht, das Ist ethisch erforderllch. Doch dann kom­
men die «Aber ... Doch welche uAber» gibt es eigentlich? 
Wissen Sie, diese ganze Diskussion haben wir schon einmal 
geführt, als es darum ging, innerorts von 60 auf 50 km/h hin­
unterzugehen. Da hat der Trlponez von damals den Tod des 
Gewerbes beschworen. Das hat Herr Trlponez von heute 
wenigstens nicht gemacht. Das Gewerbe lebt haute immer 
noch wunderbar, und es lebt sogar dort, wo Fussgängerzo­
nen eingeführt wurden, noch besser. Gegen die war man 
auch total; heute sind sie eine Selbstverständlichkeit 
Wir sind uns diesen Kampf eigentlich gewohnt Wir sind uns 
gewohnt, dass Jedes Mal, wenn eine Neuerung kommt, die 
vielen vlel bringt und einigen wenigen ein Stück weit Zügel 
anlegt, diese Neuerung zuerst bekämpft wird. Herr Nelrynck 
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hat die Kräfte beschworen, die beim Autofahren zum Tragen 
kommen. Ich möchte Ihnen dazu noch ein kleines Beispiel 
geben: Nehmen Sie an, jemand fährt mit 60 und Jemand mit 
50 km/h. Dann stehen beide voll auf die Bremse. Derjenige, 
der mit 60 fährt, hat dort, wo der andere schon steht, noch 
43 km/h auf dem Tacho; es Ist kaum zu glauben! 
Diese 10 km/h Unterschied - ob man also 60 oder 60 km/h 
fährt - machen so viel aus. 
Jetzt geht es um eine Senkung von 60 auf 30 km/h, und 
zwar wohlverstanden nicht an den Ausfallachsen. Diese 
Möglichkeiten bietet diese Initiative, entgegen den Behaup­
tungen von etlichen Rednern, die sagen, die Initiative sei zu 
eng gefasst. Das Ist nicht richtig; diese Möglichkeiten wer­
den geboten. 
Alle Unfallmediziner können Ihnen bestätigen, dass 30 km/h 
gerade jene Geschwindigkeit sind, bei welcher die Men­
schen bei einem Unfall noch überleben können. Sobald die 
Geschwindigkeit höher als 30 km/h Ist, wächst die Gefahr, 
dass jemand bei einem Unfall sehr schwer verletzt wird oder 
dass er sogar stirbt, überproportional. 
Ich bitte Sie daher Im Namen unserer gesamten Fraktion, 
diese initiative zur Annahme zu empfehlen. 

Fehr Hans-JOrg (S, SH): Die Diskussion heute Morgen Ist 
nach dem altbekannten Schema abgelaufen: Das Ziel sei 
zwar gut, aber der Weg sei falsch. Wenn man erwartet hätte, 
dass ein besserer Weg zu diesem Zlel vorgeschlagen 
wllrde - persönlich halte ich es nicht einmal fOr ausge­
schlossen, dass es einen besseren Weg gäbe-, dann wäre 
man enttäuscht worden: Wir haben Jetzt ein paar Stunden 
lang vergeblich auf Vorschläge gewartet Die Gegner dieser 
Initiative haben bisher keinen anderen Weg aufgezeigt, und 
daraus ziehe Ich die Schlussfolgerung: Das Motto, das Ziel 
sei gut, der Weg aber falsch, Ist eine Ausrede und bringt gar 
nicht die wirkliche Meinung zum Ausdruck. Die Begründung 
dafür Ist mir aufgrund vieler Voten klar geworden: Die Rück­
sichtnahme auf die «automobile» Bevölkerung wird stärker 
gewichtet als diejenige auf die potenziellen Opfer des Auto­
mobilverkehrs. Entsprechend krampfhaft ist denn auch die 
Suche nach Gegenargumenten. Ich möchte dazu zwei Bei­
spiele aus der Botschaft des Bundesrates erwähnen, dort 
findet man nämlich diese Tonlage auch schon - es gäbe 
aber auch viele Beispiele aus der Diskussion von heute 
Morgen: 
1. Wie viele Ausnahmen von Tempo 30 innerorts gäbe es 
denn eigentlich? In der Botschaft lese ich dazu, die Initiative 
mache unmissverständlich deutlich, «dass selbst bei einer 
grosszOglg ausgebauten Hauptstrasse kaum je eine Hlnauf­
setzung auf 50 h/km möglich wäre». Die Präsentation der In­
itiative in der Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen 
durch Herrn Schiesser vom VCS, der auf der llibüne sitzt, 
enthielt eine völlig andere lnterpretatlon: Die lnltlanten ge­
hen närnllch davon aus, dass 70 bis 85 Prozent dieser 
Hauptstrassen auf Tempo 60 hlnaufklassiert werden könn­
ten. Mir scheint, das sei eine enorme Interpretationsdiffe­
renz, und wenn ich dem Bundesrat noch zugestehe, dass er 
vlellelcht die Interpretation der Initianten nicht so genau hat 
kennen können - die Kommission hätte sie kennen müssen 
und zu einer anderen Schlussfolgerung kommen können. 
2. In der Botschaft Ist die Rede davon, dass die zuständigen 
kantonalen und kommunalen Behörden In ZUkunft bei der 
Klasslerung der Strassen Innerorts einen geringeren Ent­
scheidungsspielraum hätten. Auch das Ist meiner Meinung 
nach falsch. Wenn man den Text der Initiative llest, sieht 
man, dass die zuständigen Behörden diese Kompetenz 
haben sollen. Was zuständige Behörden sind, das steht in 
Artikel 3 Strassenverkehrsgese1Z. Dort steht, dass es die 
kantonalen und kommunalen Behörden sind. Also kann Ich 
nicht akzeptieren, dass man der Initiative unterstellt, sie 
würde den Kantonen und Gemeinden Kompetenzen entzie­
hen. 
Solche Belsplele gäbe es zu Dutzenden: sie sind heute Mor­
gen hier vorgetragen worden. Die meisten von Ihnen sind 
ebenso wenig glaubwOrdlg wie die Jetzt eben vorgetragenen. 
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Dia Gegenargumentation Ist weitgehend fadenscheinig ge­
blieben. 
Deshalb bitte ich Sie, die Initiative zur Annahme zu empfah­
len. 

Theller Georges (R, LU): Im Interesse eines beschleunig­
ten Tempos in diesem Saal und Im Interesse von Tempo 50 
verzichte ich auf mein Votum. 

Stamm Luzi (R, AG): Ich spreche zu zwei Punkten, mache 
aber zuerst eine Vorbemerkung: Ich teile die Meinung all je­
ner, die gesagt haben, dass es im Grunde genommen uner­
träglich ist, eine so grossa Anzahl von Opfern In Kauf zu 
nahmen, ohne dies zum Thema zu machen, ohne wirklich zu 
rufen: So geht es nicht weiter! Die Opferzahlen sind wirklich 
bedenklich. 
1. Ein Punkt Ist ganz erstaunlich: Schauen Sie sich einmal 
die Statistiken dar Reduktion der Zahl der Opfer an, die zwi. 
sehen 1970 und heute eingetreten ist Zunächst stellen Sie 
zu Ihrer Überraschung fast, dass es In dieser Kurve nirgends 
einen Knick gibt. Es 1973 nicht, als zum ersten Mal 
die Gaschwlndlgka ausserorts und auf Autobahnen 
alngefOhrt wurden, und es gibt ihn auch bei späteren Ge­
schwlndlgkaitsreduktlonan nicht Die Reduktion war viel­
mehr stetig. 
Vergleichen Sie vor allem auch mit Deutschland, das auf Au­
tobahnen keine Gaschwlndigkeitslimitan kennt. Da haben 
Sie zum Glück die praktisch identische Entwicklung wie in 
der Schweiz. Das bedeutet doch nichts anderes, als dass 
die Gaschwlndlgkeltslimiten leider nicht einfach die Lösung 
sind. 
2. Ich mache eine etwas provokative Aussage als zweiten 
Punkt: Im Strassanvarkehr tolerieren wir die Gefährlichen 
und bestrafen die Ungehorsamen. Wenn Sie die Bastra­
fungspraxls anschauen - Ich war als Gerichtspräsident 
salbst ein Rädchen In diesem Mechanismus -, dann sahen 
Sie, wie die Bestrafung dar Ungehorsamen ständig härter 
wird; hier wird die Schraube angezogen. Wann Jemand z. B. 
mit 130 km/h durch den fast zwei Kilometer langen, geraden 
Bareggtunnal fährt, erhält er nicht nur rund 2000 Franken 
Busse und einen Fahrauswalsan1zug, er erhält auch eine 
Gefängnisstrafe. Wenn Sie demgegenüber schauen, wie 
Jena angepackt werden, dla einen Verkehrsunfall mit Folgen 
verursachen, können Sie nur staunen. Wenn Sie die Unfälle 
anschauen, bei denen jemand z. B. aus einem «Stoppsack» 
herausgefahren Ist und ein Fahrrad übersahen hat, und 
wenn Sie sehen, wie niedrig die Bussen In solchen Fällen 
sind, so Ist das kaum zu glauben. 
Es gäbe tatsächlich ein Mittel, um die Unfallzahlen ganz 
stark zu reduzieren. Öffnen Sie die Bücher der Varslche­
rungsgesallschaftenl Jedermann kann so auf den ersten 
Blick erkennen, wer Immer wieder Unfälle verursacht, wer 
für die 17 000 Verunfallten, Verletzten oder die 600 Toten pro 
Jahr verantwortlich Ist. Ich stalle fest: Unsere Gesellschaft ist 
nicht bereit, Jene Leute aus dem Verkehr zu nahmen, die In­
nerorts - Ich wiederhole - beispielsweise eine Stoppstrasse 
oder ein Fahrrad übersehen, oder Leute, die innerorts ein 
Motorrad rammen, weil sie nicht aufmerksam sind. Hinge­
gen sind wir sehr wohl bereit, Jene Laute aus dem Verkehr 
zu nehmen, die mit 130 km/h durch den Bareggtunnel fah· 
ran. Wann Sie die Gerichtspraxis aufrechterhalten, wonach 
einfach die Gefährlichen weiter toleriert und die Ungehorsa­
men immer strenger an die Kandare genommen werden, so 
ist das nicht dar richtige Weg; das sollten wir grundsätzlich 
ändern. 
zusammengefasst Diese Initiative bringt zu wenig, als_ dass 
Ich sie batarwortan könnte. Man sollte vielmehr eine Ande­
rung in dar Gerichtspraxis und ein Umdenken ln dem Sinne 
erreichen, wie ich es angetönt habe. 

Binder Max r,J, ZH), für die Kommission: zuerst kurz ein 
Wort zu Frau Teuscher und ihrer kleinen Demonstration. Es 
handelt sich nicht etwa um die Unterschrittensammlung zu 
dieser Initiative, sondern um die Petition fOr Tempo 30 in 

Wohnquartieren «Wohnquartier gleich Schonquartier» - und 
damit eben nicht um Tempo 30 generell flächendeckend in­
nerorts. Das Ist eine gewaltige Differenz. Es handelt sich um 
eine Petition und nicht um eine Volksinitiative zur Änderung 
der Bundesverfassung. Nur damit die Leute, die hier erwähnt 
worden sind, Im richtigen Uchte dastehen. 
Ich hatte während dieser Debatte oftmals, vor allem bei den 
Befürwortern der Initiative, den Eindruck, Tempo 30 sei In 
unserem Land heute noch gar nicht möglich. Dem ist nicht 
so. Sie können heute. Tempo 30 ln Ihren Dörfern, Städten 
und Wohnquartieren durchaus einführen, allerdings - das 
habe Ich eingangs schon gesagt - mit sehr hohen Auflagen, 
wobei der Bundesrat signalisiert hat, dass er diese aufzu­
weichen gedankt. 
Ich gehe nur auf einzelne, vielfach erwähnte Punkte ein: Es 
wurden die ausländischen Studien angesprochen, die so po­
sitive Zeichen se1zen würden. Es geht dabei aber Immer und 
ausschliasslich um örtliche, lokale und nie um flächende­
ckende Versuche. Es gibt kein Land, das eine flächende­
ckende Tempobeschränkung auf 30 km/h eingeführt hätte, 
und schon gar nicht In der Verfassung. 
An die Adresse von Frau Hollenstein, Frau Genner, Herrn 
Aaschbacher, aber auch Herrn Fahr Hans-Jürg: Es Ist nicht 
so, dass die Initiative nur Wohngebiete beschlägt. Es geht 
um 30 km/h generell und um Abweichungen in begründeten 
Fällen. Das ist klar und unmissverständllch. Die ausformu­
lierte Initiative kann unseres Erachtens nicht nach Lust und 
Laune Interpretiert warden, wenn es eng wird. 
Auch dass davon gesprochen wird, dass nur 15 bis 30, 
30 bis so oder mehr Prozent der Strassen unter diese Be­
schränkung fallen warden, zeigt, dass selbst unter den Initi­
anten keine Einigkeit besteht 
Zur Respektierung das Lebens oder zum Akzeptieren der 
Toten, Herr Aaschbachar: Wir nehmen selbstverständlich 
die Situation nicht gelassen hin. Es sind denn auch viele 
Massnahmen Im Gang und werden auch weiterhin im Gang 
sein. Das geht auch an die Adresse von Herrn Hans.Jürg 
Fehr, der sagte, ihm würde der Hinweis auf neue Wege feh­
len, es warden dezu keine Aussagen gemacht. Ich erinnere 
Sie daran, dass wir die Verkehrserziehung sehr stark 
«pushen», aber auch die Ausbildung, die gezJalte Weiterbil­
dung Tempo-30-Zonen, die Übersichtlichkeit der Verkehrs­
weg~. Dazu kommt die In der Kommission hängige Revision 
das Strassenvarkahrsgese1zes, dann die Selbsthilfe durch 
Verkehrspatroulllen zur Sicherung der Schulwege, die 
erleichterten Auflagen bezüglich Tempo-30-Zonen. Zudem 
soll - das hat dar Bundesrat angekündigt - im neuen 
Finanzausgleich erreicht werden, dass die Kantone die Gel­
der der Strassenbaiträge auch für die Umgestaltung des 
öffentlichen Strassenraumas elnse1zen. 
Ein Wort noch zu Kollege Nelrynck: Ihre Aussage - wenn Ich 
Sie richtig verstanden habe -, wer gegen diese Initiative sei, 
sei tar den Tod, erachte Ich als Ungeheuerllchkett und als 
katastrophale Unterstellung. Ich weise sie deshalb fOr den 
Bundesrat, tar die Kommissionsmehrheit, aber auch tar alle 
die, die heute nicht für die Initiative eintreten, und auch für 
alle StlmmbOrgarinnen und Stimmbürger, die sie ablehnen 
warden, ganz entschieden und in aller Form zurück. 
BazQgllch Umwelt, Frau Ganner, zeigen Studien, dass es 
sich im Wesentlichen um ein Nullsummen andalt. We-
sentlich sind das Fahrverhalten und die O ll Am einen 
Ort mag diese Initiative durchaus positive Auswirkungen ha­
ben an einem anderen eher negative. Die lnltlanten räumen 
den~ auch ein, dass die Aspekte der Umwelt In dieser lnltia­
tlve nicht als zentrales Ziel anvisiert wurden. Allenfalls war­
den positive Aspekte gerne hingenommen, negative müss­
ten akzeptiert werden. 
Betreffend dem öffentlichen Verkehr Ist es sicher richtig, 
dass dieser In Städten keine Einschränkung erfahren wird. 
Im Überlandverkehr, in den ländlichen Regionen kann man 
sich aber solche Auswirkungen durchaus vorstellen. 
Zu den Voten der Kollegen Vollmer, Freund und Schenk: Es 
Ist nicht so - Herr Schenk und Herr Freund haben es 
erwähnt, Herr Vollmer hat das eher negiert -, dass jade 
Strasse eine Strasse Ist, welche man so ohne weiteres 
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diesen Tempo-30-Zonen unterstellen kann. Vlele Strassen in 
Berg- und Randregionen und In den Dörfern sind gleichzeitig 
auch Durchgangsstrassen, die vom Verkehr belebt werden. 
Das sind keine städtischen Verhältnlsse, und hier Ist ein we­
sentllcher Unterschied zu machen. 
Herr Mugny hat das immer schneller werdende Leben an­
gesprochen. Dlesbezüglich gebe ich Ihnen Recht. Ich 
stelle mir auch oft die Frage, ob die Hektik letztllch das Ziel 
von uns allen sein soll. Immerhin haben wir aber lnves­
tltlonen In Milliardenhöhe für den öffentlichen Verkehr 
beschlossen, um schneller von einem Ort zum anderen zu 
kommen. 
Insgesamt sind hier Im Rat gegenüber der Kommission 
keine wesentlichen neuen Argumente aufgetaucht. 
Eines muss ich Ihnen aber klar sagen: Wir befinden 
heute Ober den lnltlativtext, wie er dasteht, nicht Ober 
Irgendeine Interpretation, sei sie auch noch so gut gemeint. 
Auch das Volk stimmt Ober den lnltlativtext ab und Ober 
nichts anderes. 
Deshalb bitte Ich Sie nach wie vor, der Kommissionsmehr­
heit zu folgen. 

Vaudroz Rene (R, VD), pour la commission: Beaucoup de 
choses ont ete dltes, et II ne sert a rlen d'allonger le debat. 
Je souhalte quand mäme rapldement revenlr sur deux ou 
trols polnts releves par les intervenants. 
Mme Menetrey-Savary dlt qu'en acceptant l'lnltlatlve 
populalre «Rues pour tous», les rues seront a dlsposltlon 
pour fäter et se rencontrer. Je l'al de Ja dlt, mäme a 30 km/h, 
un camlon de 40 tonnes est dangereux et raste dangereux. 
Cette manlere de volr va plutöt augmenter les blasses et 
les morts. II taut encourager les enfants a jouer sur les pla­
ces de Jeu et !es adultes a fäter dans les espaces et bätl­
ments prevus a cet effet 
Monsieur Neirynck, J'al beaucoup de respect pour votre sa­
volr, mais je ne peux pas accepter vos arguments et la ma­
nlere. Quand vous dites qua ceux qul voteront contre 
l'lnltlatlve voteront pour la mort. j'ai beaucoup de pelne a 
l'accepter. J'estlme que cet argument est a la limite de l'hon­
nätete lntellectuelle. 
Les moyens proposes par !'initiative sont lnadequats. 
Tous les opposants a !'Initiative sont d'accord pour une 
reduction du nombre de morts. Oui a 30 km/h dans les 
quartiers resldentlels, par contre sur les routes prlnclpales 
qui traversent ies vllles et villages, II faut prevolr d'autres 
solutlons, par exemple des passages sous ou sur route. 
Je vous demande de repousser cette Initiative. 

Leuenberger Morltz, Bundesrat: Die Initiative hat zum Ziel, 
die Zahl der Opfer des Strassenverkehrs zu reduzieren. 
Wer mit seiner Unterschrift dieses Ziel unterstützt hat, 
verdient sicher unseren Respakt. Ich sage das, auch 
wenn Ich nicht zu den Unterzeichnern gehöre, wie irrtüm· 
licherweise gesagt worden Ist. Der Bundesrat verfolgt 
dasselbe Ziel; denn es kann nicht angehen, dass wir als 
Tribut der mobilen Gesellschaft Jährlich etwa 600 Tote 
akzeptieren. Was sind die Mittel, um dieses Ziel zu errei­
chen? 
Ein Mittel Ist gewiss, Tempo 30 in den Quartieren einzu­
führen. Dazu diente dle Petition, die einige In diesem Rat, 
unter anderem auch Ich, unterzeichnet haben, die unter dem 
Slogan «Wohnquartier gleich Schonquartier» lanciert wor­
den war. Der Bundesrat steht hinter diesem Anliegen. Er 
sieht aber auch, dass Tempobeschränkungen alleine den 
Erfolg nicht garantieren können. In der Botschaft ist das 
aufgeführt. 
Erfahrungen aus Österreich und der Schweiz zeigen uns, 
dass das Verhalten der Automoblllsten als Realität hin­
genommen werden muss. Sie nicht hinzunehmen, WOrde 
helssen, die potenziellen Opfer In Sicherheit zu wiegen und 
sie so noch viel mehr zu Opfern zu machen. Das heisst, 
es genügt nicht, bloss Tempobeschränkungen einzuführen. 
Die Tempobeschränkungen müssen von flankierenden 
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Massnahmen, Insbesondere von baulichen Massnahmen 
begleitet werden. Für diese baulichen Massnahmen sind die 
Gemeinden und Kantone zuständig. Der Bundesrat will an 
dieser Zuständigkeit nichts ändern; denn wenn es die betrof­
fenen Quartiere selbst sind, die sich für die entsprechenden 
Beschränkungen wehren, kann das Bewusstsein für ein 
adäquates Fahrverhalten In diesen Quartieren verankert und 
die Akzeptanz gesteigert werden. 
Diese flankierenden Massnahmen kosten Geld. Der Bun­
desrat Ist gewillt, diesem Umstand mit dem neuen Finanz­
ausgleich Rechnung zu tragen. Die Umgestaltung des 
öffentlichen Strassenraumes mit dem Zlel, Tempo-30-Zonen 
einzurichten, soll erleichtert und gefördert werden. Bis jetzt 
war auch das Verfahren für die Bewilligung solcher Tempo-
30-Zonen zu kompliziert Wir gestehen das ein und wollen 
die Verfahren beschleunigen und vereinfachen. Wir haben 
das In der Kommission gesagt, und es ist auch In der Bot­
schaft aufgefQhrt. 
Damit kann es aber nicht sein Bewenden haben. Wir haben 
den Räten eine Vorlage zur Revision des Strassenver­
kehrsgesetzes unterbreitet Der Ständerat hat dieser Vor­
lage Im Wesentlichen bereits zugestimmt. Im Moment 
befindet sie sich In der Kommission Ihres Rates. Ich hoffe 
sehr, dass die Anliegen des Bundesrates dort nicht ver­
wässert werden. Es geht In erster Linie darum, die Blut­
alkoholgrenze von heute 0,8 Promille auf 0,5 Promille zu 
senken. 
Es gibt Widerstand dagegen. Aber ich ersuche all jene, die 
jetzt für die Sicherheit im Strassenverkehr gesprochen ha­
ben, auch zu sehen, dass der Alkohol eine der Hauptursa­
chen insbesondere der tödlichen Verkehrsunfälle ist. Es geht 
auch darum, die Verantwortung Insbesondere von Neufah­
rern zu schärfen, Indem Ihnen der Ausweis nur auf Probe ge­
geben wird und sie verpflichtet werden, die Ausbildung 
während der ersten Zelt, da sie den Fahrausweis schon ha· 
ben, fortzusetzen. Daran hat Ihre Kommission noch ihre 
Zweifel, aber Ich hoffe schon, dass sie hier dem Bundesrat 
folgen wird. 
Das sind die Mittel, die der Bundesrat anvisiert, um das Ziel, 
das auch die Volksinitiative anstrebt, zu erreichen. Er 
empfiehlt Ihnen, wie Sie wissen, diesem Weg zu folgen und 
die Volkslnltlatlve «Strassen für alle» zur Ablehnung zu 
empfehlen. 

Eintreten Ist obligatorisch 
t:entme en matiere est acquise de pleln droit 

Bundesbeschluss zur Volkslnltlatlve «filr mehr Ver­
kehrssicherheit durch Tempo 30 Innerorts mit Ausnah­
men (Strassen fQr alle)» 
Arrete federal relatlf a !'Initiative populalre «pour plus de 
securlte a !'Interieur des localltes grice a une vltesse 
maximale de 30 km/h assortle d'exceptlons (Rues pour 
tous)» 

Detailberatung - Examen de df§tafl 

Titel und Ingress, Art. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Tltre et preambule, art. 1 
Propositionde~commlsslon 
Adherer au projet du Conseil tederal 

Angenommen -AdopM 

Art.2 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Hollenstein, Aeschbacher, Sommaruga, Spielmann) 
.... die Initiative anzunehmen. 
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Art. 2 
Proposition de Ja commlss/on 
Ma/ortte 
Adherer au projet du Conseil federal 
Minortte 
(Hollenstein, Aeschbacher, Sommaruga, Spielmann) 
..•• d'accepter l'lnitlatlve. 

Abstimmung- Vote 
Für den Antrag der Mehrheit •.•. 95 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit •••• 63 Stimmen 

Gesamtabstimmung- Vote sur l'ensembfe 
(namentl!ch - nomlnattt: Beilage -Annexe 00.034/686) 
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Volksinitiative 
Rues pour tous. 
Initiative populaire 
Botschaft des Bundesrates 13.03.00 (BBI 2000 2887) 
Message du Consell fed&ral 13.03.00 (FF 2000 2725) 

Natlonalral/Consell national 21.06.00 

Ständeral/Conseß des Etats 05.1 o.oo 
Natlonalral/Conseil national 06.10.00 

StAnderal/Consell des Etats 06.10.00 

Hess Hans (R, OW}, fQr die Kommission: Die Volksinltlative 
hat, wie bereits aus Ihrem Tttel hervorgeht, zum Zlel, In der 
Schweiz innerorts flächendeckend eine Maximalgeschwin­
digkeit von 30 Stundenkilometern einzuführen. Ausnahmen 
von diesem neuen Temporegime sind nach dem Wortlaut 
der Initiative nur dann zulässig, wenn dies die Sicherheit der 
Verkehrstellnehmenden und der Schutz der Anwohner­
schaft, namentlich vor Lärm, zulassen. 
Die Initianten erhoffen sich durch diese Temporeduktion In­
nerorts vor allem eine erhöhte Verkehrssicherheit Zudem 
wird mit der Initiative eine verminderte Umweltbelastung be­
zOgllch Lärm und Schadstoffausstoss sowie, als Folge da­
von, eine verbesserte Wohnqualität angestrebt. 
Der Nationalrat hat dieses Geschäft bereits behandelt; die 
KVF-NR hat ihrem Rat die Volksinitiative mit 14 zu 3 Stim­
men bei 6 Enthaltungen zur Ablehnung empfohlen. Der Na­
tionalrat ist seiner Kommission gefolgt und empfiehlt die 
Volkslnitlative Volk und Ständen mit 95 zu 64 Stimmen zur 
Ablehnung. 
Dass es In der KVF-NR so vlele Stimmenthaltungen gege­
ben hat, kann wohl damit erklärt werden, dass die Initiative 
grundsätzlich begrOssenswerte Ziele verfolgt, dass aber die 
vorgesehenen Massnahmen für die Umsetzung dieser Ziele 
die natlonalrätllche Kommission bzw. den Nationalrat 
schlussendlich nicht zu überzeugen vermochten. Als Haupt-

.. argument tar die Ablehnung ist im Nationalrat vor allem vor­
gebracht worden, dass die Initiative grundsätzlich von einer 
vollständigen und flächendeckenden Einführung von Tempo 
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30 ausgeht, ohne aber im Einzelfall auf die konkreten Um­
stände, wie z. B. das Erscheinungsbild oder den Ausbau­
standard der Strassen, Rücksicht zu nehmen. 
Zudem wurde bemängelt, es sei wegen der starren Rege­
lung nicht mehr möglich, die Bevölkerung In die Entscheide 
Ober die Temporeduktion mit einzubeziehen. Es wurde im 
Weiteren argumentiert, dass nicht allein die Geschwindigkeit 
für die Verkehrssicherheit ausschlaggebend sein kann, son­
dern dass auch andere Faktoren eine Rolle spielen. Negativ 
fallen schliesslich auch die hohen Umsetzungskosten der ini­
tiative ins Gewicht. Diese sind aus heutiger Sicht schwer zu 
beziffern, doch dürften sie sich je nach Quelle zwischen ei­
ner Milliarde Franken, so das lnitlativkomitee, und zwei Milli­
arden Franken, so der Bundesrat in der Botschaft, bewegen. 
Die grosse Diskrepanz zwischen diesen Beträgen ergibt sich 
daraus, dass der Bundesrat in seiner Botschaft davon aus­
geht, dass die Umsetzung der Initiative nebst den eigentli­
chen Tempobeschränkungen verschiedene weitere Mass­
nahmen, insbesondere baulicher Natur, voraussetzt. 
Unsere Kommission war sich einig, dass die Volksinitiative 
mit ihrem Hauptziel, weniger Tote und Verletzte im Strassen­
verkehr zu erreichen, ein zentrales und berechtigtes An­
liegen vorbringt. In der Kommission herrschte aber die 
Meinung vor, dass man dieses Ziel mit anderen, weniger ein­
schneidenden Massnahmen erreichen will. So Ist bekannt­
lich eine Revision des Strassenverkehrsgesetzes Im Gange, 
weiche die Strassenverkehrssicherheit durch eine Herabset­
zung der Promillegrenze von o,a auf 0,5 erhöhen will. Da­
durch erhoffen wir uns weitere Verbesserungen bezüglich 
der Sicherheit auf der Strasse. Diese Vorlage wurde von un­
serem Rat bekanntlich bereits behandelt und ist Jetzt beim 
Nationalrat. 
Die Kommission teilt die Ansicht des Bundesrates, dass die 
Initiative für sich allein nicht geeignet Ist, das angestrebte 
Ziel zu erreichen. Denn nebst einer Slgnallsatlonsänderung 
müssen diverse weitere flankierende Massnahmen getroffen 
werden, damit Tempo 30 auch effektiv eingehalten wird. 
Diese flanklerenden Massnahmen sind aber mit grossen Kos­
ten verbunden, und die Initiative nimmt keine Rücksicht auf 
die finanziellen Mögllchkelten der Kantone und Gemeinden. 
Vor allem die Gemeinden dürften kaum in der Lage sein, die 
notwendigen lnfrastrukturmassnahmen zu finanzieren. Die 
Initiative sieht zudem ein grundsätzliches Tempo-30-Regime 
vor, von dem laut lnltlatlvtext Ausnahmen nur unter sehr rest­
riktiven Voraussetzungen zugelassen sind. Dennoch sind 
Ausnahmen nur dort zulässig, wo die Sicherheit der Ver­
kehrsteilnehmenden und der Schutz der Anwohnenden, na­
mentlich vor Lärm, dies zulässt. Damit wird aber auch 
deutlich gemacht, dass selbst bei einer grosszOgig ausge­
bauten Hauptstrasse kaum je eine Hlnautsetzung auf Tempo 
50 möglich wäre, da eine Tempoerhöhung sich im Allgemei­
nen negativ auf das Unfallgeschehen und damit auf die SI· 
cherheit der Verkehrsteilnehmenden auswirkt. 
Unsere Kommission wie auch der Bundesrat bevorzugen ein 
anderes Vorgehen, nämlich die gezielte ElnfOhrung von 
Tempo-30-Zonen unter Wahrung der heutigen ZUständig­
keltsordnung von Kantonen und Gemeinden. In diesem 
Sinne unterbreitet die Kommission Ihnen eine Empfehlung, 
welche dem Bundesrat dazu rät, die berechtigten Anliegen 
der Initianten zu berOcksichtlgen. Um zum Zeitpunkt der 
Volksabstimmung etwas in der Hand zu haben, wird der 
Bundesrat eingeladen, bis zum 30. Juni 2001 ein Massnah­
menpaket in diesem Bereich vorzulegen. Mit diesem Mass­
nahmenpaket soll der Bund unter anderem die Elntohrung 
von Tempo-30-Zonen fördern, insbesondere indem die An­
forderungen an die baulichen Massnahmen vereinfacht wer­
den, damit die Kosten für die Schaffung solcher Zonen 
gesenkt werden können. lm Weiteren soll Kantonen und Ge­
meinden bei der Anordnung von Tempo-30-Zonen ausser­
halb von Hauptstrassen ein möglichst grosser Spielraum 
belassen werden. 
Aufgrund dieser AusfOhrungen beantragt Ihnen die Kommis­
sion mit 10 zu 2 Stimmen, die vorliegende Volksinitiative 
«Strassen für alle» Volk und ständen ohne Gegenvorschlag 
zur Ablehnung zu empfehlen und die Empfehlung 00.3425 
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der Kommission an den Bundesrat zu überweisen. Der Bun­
desrat ist denn auch bereit, diese Empfehlung entgegenzu­
nehmen. 

Gentil Pierre-Alain {S, JU): Au nom de la minorite de la com­
mission, je vous propose de preaviser favorablement cette 
initiative a l'intentlon du peuple et des cantons pour las rai­
sons sulvantes. Nous ne partageons pas l'oplnlon exprimee 
par le Conseil federal dans son message et par la majorite 
de la commlssion a trols polnts de vue. 
Taut d'abord, nous estimons qu'II y a un paradoxe dans la 
position du Conseil federal qul, d'une part, vante dans son 
message la culture automobile americaine qui est impre­
gnee d'une grande moderation dans la vitesse et dans las 
habitudes de clrculatlon et qul, d'autre part, renonce ä faire 
un premier pas pour instaurer ces habltudes dans notre 
pays. II y a une esplllce de fatalisme dans la positlon du 
Conseil federal, qui conslste a dire: «lci, les mentalltes ne 
sont pas les memes», sous-entendu «on ne peut pas y 
changer grand-chose». 
La deuxleme element qui nous semble dlscutable dans la 
prise de position du Conseil federal consiste a dramatiser et 
a exagerer la portee qu'auralt cette Initiative pour la circula­
tion dans nos localites et a avancer l'idee que toute circula­
tlon deviendralt tres dlfficlle, voire impossible. 
ll'oisieme element enfln, on met en avant las coQts relatlve­
ment eleves qu'engendrerait cette Initiative, estimes a 2 mil­
liards de francs, mais on ne les met pas en parallele avec les 
coOts que provoque la politique actuelle. 
C'est de ce constat qua j'aimerais partir: en 1998, 222 per­
sonnes ont ete tuees dans las localites, plus de 16 000 -
presque 17 ooo - blessees. C'est ce constat qui doit gulder 
notre reflexlon dans l'appreclatlon de cette Initiative. 
Cette Initiative a pour elle des elements incontestables, dont 
le premler est qu'elle renforceralt la securlte. Chacun salt, y 
comprls le Conseil federal, que les chocs en localHe sont 
moins dangereux a 30 km/h et qu'il s'aglrait donc d'une me­
sure efficace de ca point de vue-la. t..:initiatlve, contralrement 
a ce qu'indique tres lourdement le Conseil federal, prevolt 
des exceptions et la possibllite de menager une vltesse de 
50 km/h lorsque cela est Justitia. II s'agit cependant, et II taut 
bien le reconnaitre, de renverser la philosophle actuelle et, 
selon !'initiative, d'affirmer qua la circulatlon a 30 km/h cons­
Htue la regle et que la circulation a 50 km/h dans les localltes 
est l'exception. C'est ce point de vue que defend l'lnitiatlve et 
c'est ca polnt de vue essential qul nous conduit a soutenir 
cette initiative. 
II est vrai qua certains mllieux ont pousse des crls assez 
algus en lndlquant qua cela conduirait a des situatlons diffici­
les. Pour memoire, je vous rappelle que ces memes mllteux 
ont pousse des cris tout aussl a]gus lorsqu'il a fallu passer 
de 60 a 50 km/h dans les localltes. La mesure est entree an 
vigueur et on s'est aperc;u qua cela convenait fort bien. II y a 
donc un changement des habltudes. Et, comme chacun le 
salt, un changement des habitudes preoccupa touJours las 
mllleux concernes. 
La Conseil national, comme l'a releve taut a !'heure le rap­
porteur de la commisslon, a decide pour sa part de reJeter 
l'initlatlve. Nous ne pouvons pas le sulvre dans la mesure 
ou, comme vous le savez, II y a un mouvement general au 
plan lntematlonal qul milite en faveur de la baisse de la vi­
tesse de clrculatlon en ville. II nous semble que cette initia­
tive serait un bon moyen de rejoindre ce mouvement 
general. 
J'aimerals enfln m'adresser en particuller a M. Leuenberger, 
conselller federal, pour regretter la maniere dont ses servi­
ces ont regle Ja question de cette Initiative et ont aborde ce 
dossier. Notre commisslon a dQ lnsister - et j'aimerals lci re­
mercler las representants de la majorite de notre commis­
sion qui ont soutenu cette demarche - aupres de vos 
services pour qu'lls condescendent a blen vouloir expliquer 
avant la votation las reflexions en cours dans votre departe­
ment a propos des mesures de facilltation de l'lntroductlon 
de la vitesse de 30 km/h dans les villes. Cette procedure 

d'lntroductlon est tres compllquee et vos services nous ont 
appris qu'lls etalent en train de reflechlr a une facilltatlon de 
l'introductlon de ces mesures. Nous leur avons alors lndlque 
qu'il serait vralment interessant qu'ils rendent publiques ces 
reflexlons avant la votatlon. C'est de nature a faire compren­
dre aux gens qul ont depose !'initiative que, meme si le 
Conseil federal la refuse, II reconnait qua le probleme pose 
est pertlnent et qu'il marlte traltement. 
La recommandation de notre commlssion vient an bonne 
partle du falt qua nous avons ressentl, au sein de l'Offlce 
federal des routes qul vous representait a cette occasion, 
l'idee qua rien ne pressait qu'on pouvalt balayer cette initia­
tive et, qu'en temps utlle, on y repondralt. La rapporteur, qui 
vient de s'exprimer, a reconnu que l'lnltlatlve, de son point 
de vue, preconfsait de mauvals moyens, mals qu'elle posalt 
un probleme juste. Nous estimons qu'une reponse plus ra­
pide et plus adaptee de !'Office federal des routes a cette ini­
tiative aurait probablement permls de regler les choses de 
manlere plus elegante et politlquement plus correcte que de 
simplement dlre: «Cette Initiative sera rejetee, de toute fac;on 
eile n'obtiendra pas une majorite.» 
Si je vous propose, au nom de la mlnortte, de soutenlr cette 
initiative, c'est avant tout parce qu'elle represente une Idee 
juste et reconnue comme telle et que le princlpe qui est 
pose, a savolr que la clrculatlon a 50 km/h dans les localites 
devient une vitesse de clrculatlon lnadaptee, marlte d'etre 
defendu. Et c'est dans ce sens qua je vous remercie de bien 
voulolr sulvre la proposltlon de la mlnorlte. Ayant des Illu­
sions assez reduites sur ma capacite de convalncre la majo­
rite, Je vous serals reconnalssant, en outre, d'appuyer la 
recommandatlon qul permettra, nous l'esperons, de tradulre 
l'ldee, le prlnclpe, qua nous defendons, a defaut de soutenir 
generalement l'lnltlative. 

Bier! Peter (C, ZG): Wer das Amtliche Bulletin des National­
rates betreffend diese Initiative liest, stellt fest, dass dort ver­
schiedentlich recht unsanft und zum Tell sozusagen auch 
mit dem «verbalen Zweihänder» aufeinander losgegangen 
worden Ist. Argumente wurden als absolut falsch taxiert; Im 
Gegenz~g wurde versucht, mit dem Gegenargument die Un­
tauglichkeit verkehrstechnischer Massnahmen zu begran­
den. Mir ist aufgefallen, dass wiederholt die Zahl der 
Verkehrsopfer verwendet wurde, um sowohl die Notwendig­
keit der Geschwindigkeitsbegrenzung Innerorts zu unter­
mauern, als auch von der Gegenseite her zu beweisen, dass 
das Tempo in der Vergangenheit nicht das entscheidende 
Element fQr die Reduktion der Verkehrsunfälle gewesen sei. 
Die Diskussion war, so erhielt ich während des Studiums 
des Protokolls den Eindruck, wenig ergiebig und kaum sehr 
konstruktiv, vielmehr untermauerte sie die allseits bekannten 
und schon lange bezogenen Positionen bei diesen oder ähn­
lich gelagerten Verkehrsfragen. 
Zwar habe Ich als betroffener Bewohner eines Dorfzen­
trums, aber auch als Vater von Schulkindern und als ehema­
liger, fQr die Verkehrssicherheit zuständiger Gemeinderat 
meiner Gemeinde durchaus Sympathien tar die grundsätzli­
chen Anliegen der Initianten. Doch zeigt die Initiative eben 
auch Schwächen, die der Bundesrat In seiner Botschaft auf­
geführt hat und welche von unserem Kommissionspräsiden­
ten zutreffend dargestellt wurden. 
Aufgrund der im Nachgang zur eingereichten Initiative ge­
machten Ausserungen der Initianten wird die Tempo-30-Vor­
schrift verschiedentlich von den Initianten relativiert, Indem 
verschiedenste Ausnahmemöglichkeiten in den lnltlativtext 
hineininterpretiert werden. 
Die Initiative hat auch zum Inhalt, höhere Geschwindigkeiten 
zu ermöglichen. Dieser Umstand wurde In der Diskussion In 
der Kommission verwendet, um etwas Druck von der Initia­
tive wegzunehmen. Damit wird jedoch weder das System 
durchsichtiger noch hilft es darüber hinweg, dass die Um­
setzung der Initiative erhebliche Schwierigkeiten bereiten 
wOrde. 
Die den Kommissionsmitgliedern zugesandten konkreten 
Vorschläge fOr Tempozonen In ihren eigenen Dörfern und 
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Städten waren, zumindest für meinen Wohnort, sehr fehler­
haft und lieferten damit den Gegenbeweis, dass am besten 
die Behörden vor Ort dafür zuständig sind, die entsprechen­
den Geschwindigkeitsgrenzen festzulegen. Gerade das Bei­
spiel aus meiner Gemeinde zeigt mir, dass Tempollmlten 
innerorts nicht von einem fernen Schreibtisch aus, sondern 
situativ und In Kenntnis der genauen Umstände zu bestim­
men sind. Als Präsident der Utra möchte ich zudem darauf 
aufmerksam machen, dass sich auch der öffentliche Verkehr 
diesen Geschwindigkeitsauflagen zu unterwerfen hätte, was 
für eine flüssige Abwicklung des öffentlichen Verkehrs wohl 
wenig zweckmässig wäre. Diese Aussage wurde denn auch 
von den zuständigen Experten des Bundesamtes für Stras­
sen bestätigt und als klarer Mangel dieser Initiative erkannt. 
Auch wenn mir die Initiative als zu einseitig und In der Um­
setzung mangelhaft erscheint, sehe Ich die gute und absolut 
gerechtfertigte Zielsetzung. Ich würde mich auch dagegen 
verwahren, bei gewissen beleidigenden Verunglimpfungen, 
wie sie von gewissen Kreisen gegen die Initianten erfolgten, 
mitzumachen. Vielmehr verdienen die Initianten Anerken­
nung dafür, dass sie auf eine Situation in unserer Gesell­
schaft aufmerksam machen, die viel menschliches Unglück 
schafft und von uns sehr oft leichtfertig oder schlichtweg re­
signiert als Tribut für die Mobilität betrachtet wird. Ich bin 
deshalb froh, dass es unsere Kommission nicht einfach bei 
einem schroffen Nein belassen hat, sondern meinem Antrag 
gefolgt ist, dem Bundesrat eine Empfehlung mitzugeben, die 
ihn auffordert, nicht den Regelweg «Tempo 30 mit vielen 
Ausnahmen» zu verfolgen, wie dies die Initiative vorschlägt, 
sondern den Gemeinden und den Kantonen einen grossen 
Spielraum zu ermögllchen, um zielstrebig, ohne ungebühr­
lichen Verwaltungszwang und mit vernünftigem Kostenauf­
wand Tempo-30-Zonen zu errichten. Ich bin dem Bundesrat 
dankbar, dass er bis zur Volksabstimmung entsprechende 
Massnahmen beschllessen will, damit wir auch den Tatbe­
weis vor dem Volk antreten können, dass wir das Anliegen 
durchaus ernst nehmen, dieses aber nach unserer Überzeu­
gung auf eine bessere Art zu lösen gedenken. 

Büttlker Rolf {R, SO): Ich schaue diese Volksinitiative als 
seit zwanzig Jahren tätiger Gemeindepräsident an, der sich 
In der Praxis und nicht auf dem Papier mit dem öffentlichen 
Verkehr herumschlagen muss. Ich muss Ihnen sagen - Herr 
Hess hat es bereits angetönt -: Wir haben schlicht kein 
Geld, um Tempo 30 flächendeckend auf allen Strassen in­
nerorts in einer Gemeinde einzuführen, mit der ganzen Infra­
struktur, die es braucht -wir haben das mal ausgerechnet-, 
plus die flankierenden Massnahmen, die es ebenfalls noch 
braucht 
Wir haben zudem In der Kommission abgeklärt, dass die 
Volksinitiative eben auch den öffentlichen Verkehr auf der 
Strasse beschlägt, den Postautoverkehr, den Busverkehr 
usw. Mit der vorliegenden Initiative werden der öffentliche 
Regionalverkehr und der öffentliche Agglomerationsverkehr 
auf der Strasse nachteilig tangiert, das kann man nicht weg­
diskutieren. Das Ist natürlich für den öffentlichen Verkehr auf 
der Strasse ein ganz gefährlicher Bumerang. 
Wenn man in der Praxis schaut: Wo sind denn die Schwie­
rigkeiten des öffentlichen Verkehrs auf der Strasse? Da ha­
ben wir die Einhaltung der Fahrpläne, die überlangen 
Fahrzelten und die chronische Langsamkeit. Das macht -
das zeigen auch die Briefe, die man von der Bevölkerung im­
mer wieder erhält - den öffentlichen Verkehr auf der Strasse 
unattraktiv, vor allem, wenn Busstreifen fehlen. Wenn wir 
jetzt mit dieser Volksinitiative kommen, die auch den öffent­
lichen Verkehr auf der Strasse beschlägt, dann wird dieser 
noch schwerfälliger, noch unpünktlicher, noch langsamer, 
noch unattraktiver. Die Folge davon: Der zeitabhängige Ge­
schäfts- und Pendlerverkehr geht noch mehr auf die Auto­
strassen, noch mehr auf die Umfahrungsstrassen und noch 
mehr auf die Autobahnen. Das wollen wir ja eigentlich ge­
rade nicht 
Nun habe Ich gehört, man könne ja grosszügige Ausnahmen 
für den öffentlichen Verkehr bewilligen. Aber auch das Ist 
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nicht ganz zu Ende gedacht. Denn der öffentliche Verkehr 
auf der Strasse muss sich Ja gezwungenermassen dem 
Tempo des Individualverkehrs anpassen und hat dann diese 
Langsamkeit, diese Bremswirkung ebenfalls zu verkraften. 
Wenn ich heute sehe, woher diese Volksinitiative kommt, 
wer hinter dieser Volksinitlatlve steht und wie sich diese 
Volkslnltiatlve - wohl entgegen den Absichten der lnltlan­
ten - nachteilig auf den öffentlichen Verkehr auf der Strasse 
auswirkt, komme ich zum Schluss, dass die ganze Angele­
genheit nicht ganz zu Ende gedacht wurde. Deshalb muss 
die Volkslnltiatlve «Strassen für alle» als klassisches Eigen­
tor für den öffentlichen Verkehr auf der Strasse - vor allem 
auch aus Sicht der ländllchen Gemeinden - abgelehnt 
werden. 

Pflsterer Thomas (R, AG): Auch aufgrund der Diskussion in 
der Kommission bringe ich noch zwei, drei zusätzllche Argu­
mente ein. 
Ich möchte verhindern, dass hier der Eindruck entsteht, 
dass es nur um eine Vorgehensfrage geht Ich möchte auch 
klarstellen, dass es nicht nur um den öffentlichen Verkehr 
geht, auch wenn das ein Argument Ist, das für die Kommis­
sion selbstverständlich Gewicht hatte, ich meine, das Pro­
blem liege tiefer. Monsieur Gentil Ist Ja auch ein Praktiker 
von der «Front». Ich glaube, wir müssen der Initiative entge­
genhalten, dass sie In der Sache nicht genügend differen­
ziert Flächendeckend Tempo 30 Ist nicht vernünftig und 
nicht realisierbar, das ist meines Erachtens wichtig. Es ge­
nügt eben nicht, dass man einfach eine Tafel «30 Stunden­
kilometer Höchstgeschwindigkeit» aufstellt und meint, damit 
sei das Problem gelöst. Dieser Ansatz Ist auch schlecht voll­
zlehbar und führt dazu, dass wir die ganze Entscheidungs­
verantwortung In die Verwaltung und letztlich In die Ver­
waltung der unteren Instanz delegieren. Das Ist auch nicht 
sinnvoll. 
Wenn wir den Text analysieren, ist es klar, dass es um Aus­
nahmen Im Einzelfall geht, iedenfalls hat auch der Bundesrat 
das so ausgelegt Es geht nur um Ausnahmen Im Einzelfall, 
ohne politische Auseinandersetzung und ohne planerische 
Gesamtbeurteilung. Dieser Ansatz ist sachlich, politisch und 
planerisch unvernünftig. Er führt auch dazu, dass wir die 
ganze Auseinandersetzung nachher im Rechtsschutzverfah­
ren mit den Anstössern und den Umweltschutzverbänden 
führen, und auch das Ist doch nicht vernünftig. 
Weiter gibt es dahinter ein grundsätzlich institutionelles Pro­
blem: Die Initiative führt zu einer unnötigen Zentralisierung 
beim Bund auf Kosten der Kantone und - innerhalb der Kan­
tone - der Gemeinden. 
1. Wir massen, wenn wir sachgerechte Lösungen suchen 
wollen, wie bisher nach den örtlichen Gegebenheiten ent­
scheiden. 
2. Wir brauchen Gesamtkonzepte mit flankierenden Mass­
nahmen. Es braucht technische, baullche, planerische 
Massnahmen. Wir müssen Oberlegen: Wenn der Verkehr an 
einem Ort nicht durchgeht, wo geht er dann sonst durch? 
Wohin wird er abgedrängt? Man hat uns Beispiele von Orts­
planungen gegeben. Durch die Stadt Aarau könnte man bei­
spielsweise Oberhaupt nicht mehr durchfahren, ohne durch 
eine Tempo-30-Zone fahren zu müssen, und das Ist nicht 
vernünftig. Wir müssen das gesamthaft anschauen. Wir 
müssen auch berücksichtigen, dass jemand anders belastet 
wird, wenn dar Verkehr von einem Ort abgedrängt wird. Dort 
entstehen Umweltbelastungen, die auch wieder gesamthaft 
berücksichtigt werden müssen. 
Und schllessllch entstehen Kosten. Die ganze Übung verur­
sacht erhebliche Kosten. Ich kenne das aus der Gemeinde, 
In der Ich wohne; da sind erhebliche Anstrengungen ge­
macht worden. Man muss aus einer Gesamtsicht heraus 
entscheiden, man kann das nicht im Einzelfall entscheiden 
und der Verwaltung überlassen. 
Schllesslich kann man dahinter noch ein staatspolitisches 
Problem sehen: Von ihrem Gehalt her Ist doch diese Initia­
tive im Grunde genommen eine Gesetzesinitiative. Eine Ge­
setzesinitiative gibt es in unserem Bundesstaat aber nicht. 
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Wenn wir auf diesem Weg vorgehen, dann schalten wir den 
Gesetzgeber aus. In Bezug auf die Demokratie ist das frag­
würdig. Wir umgehen die Schranken, die der Gesetzgeber 
sonst in der Verfassung beachten muss: Das Nachhaltlg­
keltsprlnzip. das Verhältnis zwischen Bund und Kantonen 
und die Stellung der Gemeinden werden nicht benlcksich­
tlgt Verfassungsrechtlich gesehen Ist das fragwürdig. Es ist 
auch in Bezug auf die Rechtsstaatlichkeit fragwürdig, wenn 
wir derart grosse Entscheidungslasten einfach in die Aus­
nahmeregelung verweisen. 
Bei allem Verständnis für das Ziel der Verkehrssicherheit, 
das mit dem neuen Strassenverkehrsgesetz angegangen 
wird, und bei allem Verständnis auch für die Verkehrsberuhi­
gung: Die Initiative wirft Grundsatzfragen auf, die man nicht 
einfach übergehen kann. Deshalb Ist es richtig, dem Bun­
desrat zuzustimmen. 

Leuenberger Moritz, Bundesrat: Die Meinung des Bundes­
rates Ist kongruent mit der Meinung der Mehrheit Ihrer Kom­
mission. Auch die Argumentation Ist dieselbe, sodass Ich auf 
den Berichterstatter verweisen kann. Zur Minderheit möchte 
Ich immerhin zwei Bemerkungen machen: 
Dem Bundesrat wurde ein gewisser Fatalismus vorgeworfen, 
er nehme Jetzt halt diese Geschwlndlgkeltsanspnlche unse­
rer Gesellschaft einfach In Kauf und damit auch deren Fol­
gen, die wir kennen: jährlich 600 Tote als Folge von Stras­
senverkehrsunfällen, zumeist wegen zu hoher Geschwindig­
keit, aber auch wegen zu viel Alkohol am Steuer. Ich möchte 
diesen Vorwurf zurückweisen. Der Bundesrat hat immer be­
tont, dass er nicht gewillt Ist, die Zahl von 600 Toten als 
Folge von Strassenverkehrsunfällen zu akzeptieren. Dies, 
auch wenn die Reaktionen in unserer Gesellschaft weit ge­
ringer sind, als wenn eine Katastrophe als Folge eines Flug­
zeugunfalles, eines Helikopterunfalles passiert. In diesen 
Fällen sind in einem einzigen Augenblick mehrere Tote zu 
beklagen, was uns natürlicherweise mehr aufwühlt, als wenn 
wir statistisch über das Jahr betrachtet sehen, dass pro Tag 
mehr als ein Toter die Folge von Verkehrsunfällen Ist. 
Wir haben dies beispielsweise durch die Vorlage zum Stras­
senverkehrsgesetz bekräftigt, die Sie in verdankenswerter 
Weise im Wesentlichen übernommen und beraten haben. Im 
Nationalrat ist sie jetzt wieder ins Stocken geraten, dort müs­
sen erneut Experten angehort werden zur Frage, ob es tat­
sächllch nötig sei, die Blutalkoholgrenze zu senken oder 
nicht. Die Widerstände sind eben dann, wenn es konkret 
wird, sehr gross. Wir haben für das Ziel der Volksinitiative, 
dass die Folgen der Strassenverkehrsmobilität nicht einfach 
hingenommen werden können, alle Sympathie; und wir ge­
ben uns alle Mühe, mit einzelnen Vorlagen dem Ziel Null -
dieser «Vision Zero» - nachzukommen. Wir glauben aber, 
dass diese Volksinitiative eben gerade nicht zu diesem Ziel 
führt. 
Ein zweiter Vorwurf, der uns gemacht wurde: Wir würden be­
züglich der Folgen, welche die Initiative für Gemeinden und 
Städte, für die baulichen Massnahmen und für die Kosten 
hätte, übertreiben. Aber da ist auch ein zweiter Blick auf die 
Realität wesentlich. Es gibt Studien in Osterreich, die ge­
zeigt haben, dass die Einführung einer blossen generellen 
Geschwindigkeitsbeschränkung zu einem Ansteigen der Un­
fälle führt 
Es gibt darüber hinaus eine Untersuchung des Instituts für 
Verkehrsplanung, Transporttechnik, Strassen- und Eisen­
bahnbau der ETH ZQrlch vom März dieses Jahres. Diese 
Studie zeigt, dass bei Zonen ohne bauliche Massnahmen 
bei eingeführten Tempollmlten eine Zunahme der mittleren 
Unfallgewichtsziffer von Ober 40 Prozent zu verzeichnen Ist. 
Wenn bauliche Massnahmen begleitend hinzukommen, geht 
es um eine Abnahme von Ober 50 Prozent. Das sind doch 
Zahlen, die uns zu denken geben müssen, hier haben wir 
eine gewisse Verantwortung. Es Ist so, dass sich potentielle 
Opfer In einer gewissen Sicherheit wiegen, In der sie sich 
nicht fühlen dürfen, wenn alleine eine solche Verbotstafel 
hingestellt wird. Das kann man beklagen. Ich tue es auch, 
aber es wäre ebenso Vogel-Strauss-Politik, wenn man sa-

gen würde, wir begnügen uns mit diesen Tafeln. Deswegen 
sind diese baulichen Massnahmen nötig. 
Es Ist so, dass heute diese baulichen Massnahmen - das 
haben wir immer zugegeben - zu kompliziert und zu teuer 
sind. Das Bewilligungsverfahren - wenn eine Gemeinde sol­
che Massnahmen verwirklichen will - funktioniert nicht Wir 
möchten das so verbessern, dass jetzt nicht Jede Gemeinde 
hingeht und Ihre eigenen baulichen Massnahmen erfindet 
Wir möchten auch nicht, dass Jede Gemeinde in Europa wie­
der andere Massnahmen hat, schliesslich findet der Verkehr 
grenzüberschreitend statt. Es sollen in ganz Europa mehr 
oder weniger dieselben Massnahmen getroffen werden kön­
nen. Deswegen braucht das seine Zeit. 
Herr Gentil hat sich beklagt, dass das Rezept noch nicht 
pfannenfertig vorlag, als Ihre Kommission tagte. Das kann 
ich verstehen. Es wäre besser, man hätte dieses Konzept, 
aber wir wollen es Ja gerade mit den Entwicklungen in ganz 
Europa koordinieren, deswegen braucht es eine gewisse 
Zelt 
Mit Ihrer Empfehlung sind wir vollkommen einverstanden. 
Wenn Ober die Volksinitiative abgestimmt werden muss, 
dann möchten wir auch präsentieren können, was die Ge­
meinden dann tatsächlich In der Hand haben. Deswegen 
sind wir auch bereit, diese Empfehlung entgegenzunehmen. 
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Detailberatung - Examen de detail 

Tltel und Ingress, Art. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Tltre et preambule, art. 1 
Proposltlon de Ja comm/ssion 
Adherer a la declslon du Conseil national 
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Art.2 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Minderheit 
(Gentil, Leuenberger) 
.... die Initiative anzunehmen. 

Art.2 
Proposition de la commission 
Maforlte 
Adherer a la decislon du Conseil national 
Mlnor/te 
(Gentil, Leuenberger) 
.... d'accepter !'Initiative. 

Hess Hans (R. OW), für die Kommission: Ich habe keine 
weiteren Ausführungen zu machen; es wurde bereits beim 
Eintreten alles gesagt. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 31 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 9 Stimmen 

Gesamtabstimmung - Vota sur /'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes .... 31 stimmen 
Dagegen .... 9 Stimmen 
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Bundesbeschluss 
zur· Volksinitiative «Für inehr Verkehrssicherheit 
durch Tempo 30 innerorts mit Ausnahmen 
(Strassen für alle)» 

vom 6. Oktober 2000 

Die Bundesversammlung der Schweizerischen EidQerwssenscftaft, 

nach Prüfung der am 16, März 19991 eingereichten Volksinitiative «für mehr 
Verkehrssicherheit durch Tempo 30 innerorts mit Ausnahmen '(Strassen für alle)», · 
nach ~insicht in die Botschaft des Bundesrates vom 13. März 20002, 

beschliesst: 

Art.1 

t Die Volksinitiative «für mehr Verkehrssicherheit durch Tempo 30 innerorts mit 
Ausnahmen (Strass·en für alle)» vom 16. März 1999 ist gültig und wird Volk und 
Ständen zur Abstimmung unterbreitet. 

2 Die Volksinitiative3 lautet angepasst an die Bundesverfassung vom 18. April 1999: 

I 

Die Bundesverfassung wird wie folgt ergänzt: 
. . . 

Art. 82 Abs. 4 4 

4 Innerorts beträgt die generelle Höchstgeschwindigkeit 30 km/h. Die zuständige Be­
hörde kann in begründeten Fällen Abweichungen verfügen. Sie kann insbesondere 
die Geschwindigkeit auf Hauptstrassen hinaufsetzen, sofern dies die Sicherheit der 
Verkehrsteilnehlilenden und der Schutz der Anwohnerschaft namentlich vor Lärm 
zulassen. 

1 
2 
3 

4 

BBl 1999 3009 
BBl 2000 2887 
Die Volksinitiative ist' noch während der Geltungsdauer der BundesverfassUJlg vom 
29. Mai 1874 eingereicht worden. Sie nimmt deshalb auf jenen Verfassungstext Bezug 
und nicht-auf die Verfassung vom 18. April 1999. J?er Orginalwqrtlaut der Volles­
initiative verlangte eine Ergänzung von Artikel 37bis durch einen Absatz 3 sowie eine 
Ergänzung der Übergangsbestimmungen der Bundesverfassung; . 
mit Übergangsbestimmung 

2000-07.37 5039 



.2., 
Volksinitiative 

II 

Die Übergangsbestimmungen der Bundesverfassung werden wie folgt ergänzt 

Art. 196 Sachüberschrift 

· Übergangsbestimmungen gemäss Bundesbeschluss 
Vom 18. Dezember 199.8 über eine neue Bundesverfassung 

Art. 197 Übergangsbestimmungen nach Annahme der Bundesverfassung 
vom 18. April 1999 

1. Übergangsbestimmung zu Art. 82 (Strassenverkehr) 

Binnen Jahresfrist nach Annahme· des Artikels ·s2 Absatz 4 durch Volk und Stände 
erlassen die zuständigen Behörden die notwendigen Ausführungsbestimmungen und 
ordnen die entsprechenden Höchstgeschwindigkeiten innerorts an. 

Art. 2 

· Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, die Initiative abzulehnen. 

Nationalrat, 6. Oktober 2000 

Der Präsident Seiler . 
Der Protokollführer: Anliker 

10930 
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Ständerat, 6. Oktober 2000 

Der Präsident Schmid Carlo 
Der Sekretär: Lanz 



Arrete federal , 
relatif a l'initiative populaire «Pour plus de securite 
a l 'interieur des ]ocalites grace a une vitesse maximale 
de 30 km/h assortie d'exceptions (Rue·pour tous)» 

du 6 octobre 2000 

L'Assembleefederale de la Confederation suisse, 

vu !'initiative populaire «Pour plus de securite a. l'interieur des localites gräce 
a une vitesse m.axunale de 30 km/h assortie d'exceptions (Rue pour tous)», 
deposee le 16 mars 19991, 
vu le message du Conseil föderal du 13 mars 20002, 

. arrete: .. 

Art.1 

1 L'initiative populaire du 16 mars 1999 «Ponr plus de securite a l'interieur des 
localites griice .a une vitesse maximale de 30 km/h_ assortie d'exceptions (Rue poµr 

_· tous)» est valable et sera soumise au vote du peuple et des cantons. 

2L'initiative3, adaptee ala Constitution du 18 avril 1999, ala teneur·suivante: 

I 

La Constitution est completee comme suit: 

Art. 82, al. 4. 4 

4 La .vitesse maximale g~erale autorisee a l' interieur des localites ~t de 30 km/h. 
L' autorite c9mpetente peut accorder des derogations dans les cas justifies. Elle· peut 
en particulier relever la vitesse max.imale sur les routes principales pour autant que 
1a securite des usagers de la route et la protection des -riverains, notamment con~ le 
bruit, soient respectees. 

1 FF 1999 3009 
2 FF 2000 2725 
3 L'initiative populaire a ete deposee sous le regime de la constitution du 29 mai 1874 et 

ne se referait donc pas a 1a Constitution du 18 avril 1999. Dans la version deposee, 
. !'initiative exigeait d'ajouter un al. 3 a l'art. 37bis et de completer les dispositi.ons 

transitoires de l' ancienne constituti.on. 
4 assorti d'une disposition transitoire 

2000-0737 · 4655 



Inititiative populaire 

il 

Les dispositions transitoires de la Constitution sont completees comme suit: · 

Art. 196, titre median. 

. pispositions t;ransitoires. selon l' arrete federal du 18 decembre 1998 
relatif a une mise a jour de la Constitution federale 

Art.197 Dispositions transitoires apres acceptation de la Constitution 
du 18 avril 1999 · · 

1. Disposition transitoire ad art; 82 (Circulation routiere) 

· Dans l'annee qui suit l'acceptation par le peuple et par les canto~s de l'art. 82, al. 4, 
les autorites · competentes edictent les dispositions d' application necessaires et 
ordonnent l'introduction des vitesses maximales a l'interieur des localites. 

Art. 2 

L' Assemblee federale recommande au peuple et aux cantons de rejeter !'initiative. 

Conseil national, 6 octobre 2000 

Le president: Seiler 
Le secretaire: Anliker 

4656 

Conseil des Etats, 6 octobre 2000 

Le president: Schmid Carlo. 
Le secretaire: Lanz 



Decreto federale 
concemente l'iniziativa popolare <<per una maggiore 
sicurezza stradale grazie alla. velocita ma.ssima di 30 km/h 
nelle localita, con eccezioni (Strade per tutti)» 

del 6 ottobre 2000 

L 'Assemblea federale della Confederazione Svi:a.era, 

esaminata l' iniziativa popolare <<per una maggiore sicurezza stradale grazie alla ve­
locita massima di 30 km/h_nelle localita, con eccezioni (Strade _per tutti)», depositata 
il 16 marzo 19991;. 
·visto il messaggio del Consiglio federale del 13 m.arzo 20002, 

decreta: 

Art.1 

1 L'iniziativa popolare «per una maggiore sicurezza. stradale grazie alla vel9cita 
massima di 30 km/h nelle localita, con: ecc.ezioni (Strade per tutti)» del 16 marzo 
1999 e valida ed e sottopost:3: a1 voto del popolo e dei Cantoni. 

2 L'iniziativa3, adeguata form.almente alla Costituzione federale del 18 aprile 1999, 
ha il tenore seguente: 

I 

La Costituzione federale, e completata come segue: 

Arl. 82 cpv. 4 4 

4 Nelle localita il limite generale della velocita massima e di 30 km/h. L'autorita 
competente puo prevedere deroghe in casi motivati. Puo segnatamente aumentare il 
limite di velocita sulle strade principali, sempre ehe que&to sia compatibile con la 
sicurezza degli utenti della strada. e con la protezione degli abitanti, in. particolare 
dall'inquinamento fonico. 

1 
2 
3 

4 

FF1999 2592 
FF 2000 2565· 
L'iniziativa ~ stata depositata vigente la Costituzione federale del 29 maggio 1874; si 
riferiva pertanto atale testo e non alla Costituzione federale del 18 aprile _1999. TI testo 
originale dell' iniziativa chiedeva di completare 1' articolo 3']bis della, Costituzione fedetale 
con un nuovo capoverso 3 come pure le disposizioni transitorie. 
Con disposizione transitoria. 
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Iniziativa popolare 

II 

Le disposizioni transitorie della Costi~one federaie sono completate come segue: 

Art~ 196, titolo 

Art. 197 

Disposizioni transitorie conformemente al decreto federale 
del 18 dicembre 1998 su una nuova Costituzione federale 

Disposizioni transitorie dopo l'adozione della Costituzione 
federale del 18 aprile 1999 

1. Disposi;zione tra:n#toria dell'.a.rt. 82 (circolazione stradale) 

Entro un anno dall'adozione dell'articolo .82 capoverso 4 da parte cU. popolo e Can­
toni le autorita competenti emanano le necessarie di,sposizioni d' applicazione e di- · 
spongono i relativi limiti della velocita massiina nelle localita. 

' . 

Art. 2 

L' Assemblea federale raccomanda al popo,o e ai Cantoni di respingere l'iniziativa. 

Consiglio nazionale, 6 ottobre 2000 

ll presidente: Seiler 
n segretario: Anliker 

2060 
.', 
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.. 

Cpnsiglio degli Stati, 6 Qttobre 2000 

TI presidente: Schmid Carlo 
TI segretario: Lanz 


